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RICHTLINIE 2011/16/EU DES RATES
vom 15. Februar 2011

iiber die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehérden im Bereich der
Besteuerung und zur Aufhebung der Richtlinie 77/799/EWG

KAPITEL 1

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1

Gegenstand

(1) Diese Richtlinie legt die Regeln und Verfahren fest, nach denen
die Mitgliedstaaten untereinander im Hinblick auf den Austausch von
Informationen zusammenarbeiten, die fiir die Anwendung und Durch-
setzung des innerstaatlichen Rechts der Mitgliedstaaten iiber die in Ar-
tikel 2 genannten Steuern voraussichtlich erheblich sind.

(2)  Diese Richtlinie legt ferner Bestimmungen fiir den Austausch der
Informationen nach Absatz 1 auf elektronischem Wege sowie die Re-
geln und Verfahren fest, nach denen die Mitgliedstaaten und die Kom-
mission in Fragen der Koordinierung und der Bewertung zusammen-
arbeiten sollen.

(3) Diese Richtlinie beriihrt nicht die Anwendung der Vorschriften
iiber die Rechtshilfe in Strafsachen in den Mitgliedstaaten. Sie beriihrt
auch nicht die Erfiillung der Verpflichtungen, die den Mitgliedstaaten in
Bezug auf eine umfassendere Zusammenarbeit der Verwaltungen aus
anderen Rechtsinstrumenten, einschlieBlich bi- oder multilateralen Ab-
kommen, erwachsen.

Artikel 2
Geltungsbereich

(1)  Diese Richtlinie gilt fiir Steuern aller Art, die von einem oder fiir
einen Mitgliedstaat bzw. von oder fiir gebiets- oder verwaltungsméBige
Gliederungseinheiten eines Mitgliedstaats, einschlieBlich der lokalen Be-
hoérden, erhoben werden.

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 gilt diese Richtlinie nicht fiir die
Mehrwertsteuer und Zolle oder fiir Verbrauchsteuern, die in anderen
Rechtsvorschriften der Union iiber die Zusammenarbeit zwischen den
Verwaltungsbehorden der Mitgliedstaaten erfasst sind. Diese Richtlinie
gilt auch nicht fiir Pflichtbeitrige zu Sozialversicherungen, die an den
Mitgliedstaat, eine Gliederungseinheit des Mitgliedstaats oder an 6ffent-
lich-rechtliche Sozialversicherungseinrichtungen zu leisten sind.

(3) In keinem Fall sind die Steuern im Sinne von Absatz 1 dahin-
gehend auszulegen, dass sie Folgendes einschlieBen:

a) Gebiihren, wie sie fiir von Behorden ausgestellte Bescheinigungen
und andere Dokumente erhoben werden oder

b) vertragliche Gebiihren, wie etwa Zahlungen an offentliche Versor-
gungsbetriebe.

(4) Diese Richtlinie gilt fiir die in Absatz 1 genannten Steuern, die in
dem Gebiet erhoben werden, auf das die Vertrige gemdBl Artikel 52 des
Vertrags iiber die Europdische Union Anwendung finden.
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Artikel 3

Begriffsbestimmungen

Fiir die Zwecke dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck:

1.

»zustindige Behorde® eines Mitgliedstaats die Behorde, die als sol-
che von diesem Mitgliedstaat benannt worden ist. Ein zentrales
Verbindungsbiiro, eine Verbindungsstelle oder ein zustéindiger Be-
diensteter, die gemiR dieser Richtlinie titig werden, gelten bei Be-
vollméchtigung geméal Artikel 4 ebenfalls als zustindige Behorde;

»zentrales Verbindungsbiiro® die als solche benannte Stelle, die fiir
die Verbindungen zu den anderen Mitgliedstaaten auf dem Gebiet
der Zusammenarbeit der Verwaltungsbehdrden hauptverantwortlich
zustindig ist;

,Verbindungsstelle jede andere Stelle als das zentrale Verbin-
dungsbiiro, die als solche benannt worden ist, um nach Maligabe
dieser Richtlinie Informationen direkt auszutauschen;

»zustdndiger Bedienstete” jeden Bediensteten, der zum direkten In-
formationsaustausch nach Maflgabe dieser Richtlinie befugt ist;

»ersuchende Behorde das zentrale Verbindungsbiiro, eine Verbin-
dungsstelle oder jeden zustindigen Bediensteten eines Mitglied-
staats, der im Namen der zustindigen Behdrde ein Amtshilfeer-
suchen stellt;

»ersuchte Behorde® das zentrale Verbindungsbiiro, eine Verbin-
dungsstelle oder jeden zustdndigen Bediensteten eines Mitglied-
staats, der im Namen der zustdndigen Behérde ein Amtshilfeer-
suchen entgegennimmt;

,behordliche Ermittlungen” alle von den Mitgliedstaaten in Aus-
iibung ihrer Aufgaben vorgenommenen Kontrollen, Nachpriifungen
und andere Handlungen mit dem Ziel, die ordnungsgeméfle Anwen-
dung der Steuervorschriften sicherzustellen;

,Austausch von Informationen auf Ersuchen® den Austausch von
Informationen auf der Grundlage eines Ersuchens, das der er-
suchende Mitgliedstaat an den ersuchten Mitgliedstaat in einem
bestimmten Fall stellt;

automatischer Austausch*

a) fiir die Zwecke des Artikels 8 Absatz 1 und der Artikel 8a, 8aa
und 8ab die systematische Ubermittlung zuvor festgelegter In-
formationen an einen anderen Mitgliedstaat ohne dessen vor-
heriges Ersuchen in regelmiBigen, im Voraus bestimmten Ab-
stinden. Fiir die Zwecke des Artikels 8 Absatz 1 sind verfiig-
bare Informationen solche, die in den Steuerakten des die In-
formationen {iibermittelnden Mitgliedstaats enthalten sind und
die im Einklang mit den Verfahren fiir die Erhebung und Ver-
arbeitung von Informationen des betreffenden Mitgliedstaats
abgerufen werden konnen;

b) fiir die Zwecke des Artikels 8 Absatz 3a die systematische
Ubermittlung zuvor festgelegter Informationen iiber in anderen
Mitgliedstaaten anséssige Personen an den jeweiligen Anséssig-
keitsmitgliedstaat ohne dessen vorheriges Ersuchen in regel-
méBigen, im Voraus bestimmten Abstinden;

¢) fiir die Zwecke anderer Bestimmungen dieser Richtlinie als
Artikel 8 Absédtze 1 und 3a sowie Artikel 8a, 8aa und 8ab
die systematische Ubermittlung zuvor festgelegter Informatio-
nen gemill den Buchstaben a und b dieser Nummer.
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10.

11.

12.

13.

»MS Im Zusammenhang mit Artikel 8 Absatz 3a, Artikel 8 Ab-
satz 7a, Artikel 21 Absatz 2, Artikel 25 Absidtze 2 und 3 und
Anhang IV hat jeder groBgeschriebene Ausdruck die Bedeutung,
die er gemdB der entsprechenden Definition in Anhang I hat. <
Im Zusammenhang mit Artikel 8aa und Anhang III hat jeder groB3-
geschriebene Ausdruck die Bedeutung, die er gemil den entspre-
chenden Definitionen in Anhang III hat;

»spontaner Austausch® die nicht systematische fJbermittlung von
Informationen zu jeder Zeit an einen anderen Mitgliedstaat ohne
dessen vorheriges Ersuchen;

,,Person‘
a) eine natiirliche Person;
b) eine juristische Person;

c) sofern diese Moglichkeit nach den geltenden Rechtsvorschriften
besteht, eine Personenvereinigung, der die Rechtsfahigkeit zu-
erkannt wurde, die aber nicht iiber die Rechtsstellung einer ju-
ristischen Person verfiigt, oder

d) alle anderen Rechtsvereinbarungen gleich welcher Art und Form
— mit oder ohne Rechtspersonlichkeit — die Vermogensgegen-
stdnde besitzen oder verwalten, welche einschlie8lich der daraus
erzielten Einkiinfte einer der von dieser Richtlinie erfassten
Steuern unterliegen;

»auf elektronischem Wege“ die Verwendung elektronischer Anla-
gen zur Verarbeitung (einschlieBlich der Datenkomprimierung) und
zum Speichern von Daten und unter Einsatz von Draht, Funk,
optischer Technologien oder anderer elektromagnetischer Verfah-
ren;

,»CCN-Netz“ die gemeinsame Plattform auf der Grundlage des Ge-
meinsamen Kommunikationsnetzes (common communication net-
work — CCN), die von der Union fiir jegliche elektronische Daten-
iibertragung zwischen den zustindigen Behérden im Bereich Zoll
und Steuern entwickelt wurde;

. ».grenziiberschreitender Vorbescheid* eine Vereinbarung, eine Mit-

teilung oder ein anderes Instrument oder eine andere Maflnahme mit
dhnlicher Wirkung, auch wenn sie bzw. es im Zuge einer Steuer-
priifung erteilt bzw. getroffen, gedndert oder erneuert wird, sofern
sie bzw. es die folgenden Voraussetzungen erfiillt:

a) Sie bzw. es wird von bzw. im Namen der Regierung oder der
Steuerbehorde eines Mitgliedstaats oder einer gebiets- oder ver-
waltungsmiBigen Gliederungseinheit eines Mitgliedstaats, ein-
schlieBlich der lokalen Behorden, erteilt, geédndert oder erneuert,
unabhingig davon, ob sie bzw. es tatsdchlich verwendet wird,

b) sie bzw. es wird fiir eine bestimmte Person oder eine Gruppe
von Personen erteilt, gedndert oder erneuert, und diese Person
oder Gruppe von Personen kann sich darauf berufen,

c) sie bzw. es betrifft die Auslegung oder Anwendung einer
Rechts- oder Verwaltungsvorschrift zur Handhabung oder
Durchsetzung der Steuergesetze eines Mitgliedstaats oder seiner
gebiets- oder verwaltungsméBigen Gliederungseinheiten, ein-
schlieBlich der lokalen Behdorden,

d) sie bzw. es bezieht sich auf eine grenziiberschreitende Trans-
aktion oder auf die Frage, ob durch die Tatigkeiten, denen
eine Person in einem anderen Rechtsraum nachgeht, eine Be-
triebsstétte gegriindet wird oder nicht, und
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e) sie bzw. es wird vor den Transaktionen oder den Tétigkeiten in
dem anderen Rechtsraum, die moglicherweise als Griindung ei-
ner Betriebsstitte zu betrachten sind, oder vor Abgabe der Steu-
ererkldrung fiir den Zeitraum, in dem die Transaktion bzw. die
Transaktionen oder Tétigkeiten erfolgten, erteilt.

Die grenziiberschreitende Transaktion kann unter anderem In-
vestitionen, die Bereitstellung von Waren, Dienstleistungen
oder Kapital oder den Einsatz materieller oder immaterieller
Giiter umfassen, wobei der Empfanger des grenziiberschreiten-
den Vorbescheids nicht unmittelbar beteiligt sein muss;

15. ,,Vorabverstdndigung iiber die Verrechnungspreisgestaltung® eine
Vereinbarung, eine Mitteilung oder ein anderes Instrument oder
eine andere Maflnahme mit dhnlicher Wirkung — auch wenn sie
bzw. es im Zuge einer Steuerpriifung getroffen, geéndert oder er-
neuert wird —, sofern sie bzw. es die folgenden Voraussetzungen
erfiillt:

a) Sie bzw. es wird von bzw. im Namen der Regierung oder der
Steuerbehorde eines oder mehrerer Mitgliedstaaten oder seiner
bzw. ihrer gebiets- oder verwaltungsméfBigen Gliederungseinhei-
ten, einschlieBlich der lokalen Behorden, getroffen, gedndert
oder erneuert, unabhingig davon, ob sie tatséchlich verwendet
wird oder nicht,

b) sie bzw. es wird fiir eine bestimmte Person oder eine Gruppe
von Personen getroffen, gedndert oder erneuert, und diese Per-
son oder Gruppe von Personen kann sich darauf berufen, und

c) sie bzw. es legt im Vorfeld grenziiberschreitender Transaktionen
zwischen verbundenen Unternehmen geeignete Kriterien zur Be-
stimmung der Verrechnungspreise fiir die betreffenden Trans-
aktionen fest oder regelt die Zuweisung von Gewinnen an eine
Betriebsstitte.

Es handelt sich um verbundene Unternehmen, wenn ein Unter-
nehmen unmittelbar oder mittelbar an der Geschéftsleitung, der
Kontrolle oder dem Kapital eines anderen Unternehmens betei-
ligt ist oder wenn ein und dieselben Personen unmittelbar oder
mittelbar an der Geschiftsleitung, der Kontrolle oder dem Ka-
pital beider Unternehmen beteiligt sind.

Verrechnungspreise sind Preise, zu denen ein Unternehmen ma-
terielle oder immaterielle Giiter auf verbundene Unternehmen
iibertrdgt oder Dienstleistungen fiir ein verbundenes Unterneh-
men erbringt;

16. ,.grenziiberschreitende Transaktion“ fiir die Zwecke der Nummer 14
eine Transaktion oder Reihe von Transaktionen, bei der

a) nicht alle an der Transaktion oder Reihe von Transaktionen
beteiligten Parteien in dem den grenziiberschreitenden Vor-
bescheid erteilenden, dndernden oder erneuernden Mitgliedstaat
steuerlich ansissig sind,

b) eine der an der Transaktion oder Reihe von Transaktionen be-
teiligten Parteien gleichzeitig in mehreren Rechtsrdumen steuer-
lich ansissig ist,

¢) eine der an der Transaktion oder Reihe von Transaktionen be-
teiligten Parteien iiber eine Betriebsstitte Geschéftstétigkeiten in
einem anderen Rechtsraum nachgeht und die Transaktion oder
Reihe von Transaktionen Teil der Geschéftstitigkeiten der Be-
tricbsstétte ist oder deren gesamte Geschiftstitigkeiten aus-
machen. Bei einer grenziiberschreitenden Transaktion oder
Reihe von grenziiberschreitenden Transaktionen kann es sich
auch um Vorkehrungen handeln, die von einer Person in Bezug
auf Geschiftstitigkeiten in einem anderen Rechtsraum getroffen
werden, denen sie iiber eine Betriebsstitte nachgeht, oder
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17.

18.

19.

20.

21.

d) es sich um eine Transaktion oder Reihe von Transaktionen han-
delt, die grenziibergreifende Auswirkungen haben.

Fiir die Zwecke der Nummer 15 bezeichnet der Ausdruck ,,grenz-
iiberschreitende Transaktion eine Transaktion oder Reihe von
Transaktionen, an denen verbundene Unternehmen beteiligt sind,
die nicht alle im Gebiet ein und desselben Rechtsraums steuerlich
anséssig sind, oder bei denen eine Transaktion oder Reihe von
Transaktionen grenziibergreifende Auswirkungen haben;

Fiir die Zwecke der Nummern 15 und 16 bezeichnet ,,Unterneh-
men“ jede Form von Geschiftstitigkeit;

»grenziiberschreitende Gestaltungen eine Gestaltung, die entweder
mehr als einen Mitgliedstaat oder einen Mitgliedstaat und ein Dritt-
land betrifft, wobei mindestens eine der folgenden Bedingungen
erfiillt ist:

a) Nicht alle an der Gestaltung Beteiligten sind im selben Hoheits-
gebiet steuerlich anséssig;

b) einer oder mehrere der an der Gestaltung Beteiligten ist/sind
gleichzeitig in mehreren Hoheitsgebieten steuerlich anséssig;

¢) einer oder mehrere der an der Gestaltung Beteiligten {ibt/iiben in
einem anderen Hoheitsgebiet {iber eine dort gelegene Betriebs-
stitte eine Geschaftstitigkeit aus, und die Gestaltung stellt teil-
weise oder ganz die durch die Betriebsstitte ausgelibte Ge-
schéftstitigkeit dar;

d) einer oder mehrere der an der Gestaltung Beteiligten {ibt/iiben in
einem anderen Hoheitsgebiet eine Tétigkeit aus, ohne dort steu-
erlich ansdssig zu sein oder eine Betriebsstitte zu begriinden;

e) eine solche Gestaltung hat moglicherweise Auswirkungen auf
den automatischen Informationsaustausch oder die Identifizie-
rung der wirtschaftlichen Eigentiimer.

Fir die Zwecke der Nummern 18 bis 25 dieses Artikels, des Ar-
tikels 8ab und des Anhangs IV kann es sich bei einer Gestaltung
auch um eine Reihe von Gestaltungen handeln. Eine Gestaltung
kann mehr als einen Schritt oder Teil umfassen;

»~meldepflichtige grenziiberschreitende Gestaltung®™ jede grenziiber-
schreitende Gestaltung, die mindestens eines der in Anhang IV auf-
gefiihrten Kennzeichen aufweist;

,Kennzeichen“ ein Merkmal oder eine Eigenschaft einer grenziiber-
schreitenden Gestaltung gemél Anhang IV, das bzw. die auf ein
potenzielles Risiko der Steuervermeidung hindeutet;

»Intermedidr jede Person, die eine meldepflichtige grenziiberschrei-
tende Gestaltung konzipiert, vermarktet, organisiert oder zur Um-
setzung bereitstellt oder die die Umsetzung einer solchen Gestaltung
verwaltet.

Dieser Ausdruck bezeichnet auch jede Person, die — unter Beriick-
sichtigung der relevanten Fakten und Umstinde und auf der Grund-
lage der verfiigbaren Informationen sowie des einschldgigen Fach-
wissens und Verstdndnisses, die fiir die Erbringung solcher Dienst-
leistungen erforderlich sind, — weil} oder verniinftigerweise wissen
misste, dass sie unmittelbar oder liber andere Personen Hilfe, Un-
terstiitzung oder Beratung im Hinblick auf Konzeption, Vermark-
tung, Organisation, Bereitstellung zur Umsetzung oder Verwaltung
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22.

23.

der Umsetzung einer meldepflichtigen grenziiberschreitenden Ge-
staltung geleistet hat. Jede Person hat das Recht, Beweise zu er-
bringen, wonach sie nicht wusste oder verniinftigerweise nicht wis-
sen konnte, dass sie an einer meldepflichtigen grenziiberschreiten-
den Gestaltung beteiligt war. Die betreffende Person kann zu die-
sem Zweck alle relevanten Fakten und Umsténde sowie verfiigbaren
Informationen und ihr einschldgiges Fachwissen und Verstidndnis
geltend machen.

Damit eine Person als Intermediédr fungieren kann, muss sie min-
destens eine der folgenden zusitzlichen Bedingungen erfiillen:

a) Sie ist in einem Mitgliedstaat steuerlich anséssig;

b) sie hat eine Betriebsstitte in einem Mitgliedstaat, durch die die
Dienstleistungen im Zusammenhang mit der Gestaltung erbracht
werden;

c) sie ist nach dem Recht eines Mitgliedstaats eingetragen oder
unterliegt dem Recht eines Mitgliedstaats;

d) sie ist in einem Mitgliedstaat Mitglied in einer Organisation fiir
juristische, steuerliche oder beratende Dienstleistungen;

»relevanter Steuerpflichtiger” jede Person, der eine meldepflichtige
grenziiberschreitende Gestaltung zur Umsetzung bereitgestellt wird
oder die bereit ist, eine meldepflichtige grenziiberschreitende Ge-
staltung umzusetzen, oder die den ersten Schritt einer solchen Ge-
staltung umgesetzt hat;

,,verbundenes Unternehmen® fiir die Zwecke des Artikels 8ab eine
Person, die mit einer anderen Person auf mindestens eine der fol-
genden Arten verbunden ist:

a) Eine Person ist an der Geschiftsleitung einer anderen Person
insofern beteiligt, als sie erheblichen Einfluss auf diese ausiiben
kann;

b) eine Person ist iiber eine Holdinggesellschaft, die tiber mehr als
25 % der Stimmrechte verfiigt, an der Kontrolle einer anderen
Person beteiligt;

¢) eine Person ist {iber ein Eigentumsrecht, das unmittelbar oder
mittelbar mehr als 25 % des Kapitals betrdgt, am Kapital einer
anderen Person beteiligt;

d) eine Person hat Anspruch auf mindestens 25 % der Gewinne
einer anderen Person.

Falls mehr als eine Person geméfl den Buchstaben a bis d an der
Geschiftsleitung, der Kontrolle, dem Kapital oder den Gewinnen
derselben Person beteiligt ist, gelten alle betroffenen Personen als
verbundene Unternehmen.

Falls dieselben Personen gemil den Buchstaben a bis d an der
Geschiftsleitung, der Kontrolle, dem Kapital oder den Gewinnen
von mehr als einer Person beteiligt sind, gelten alle betroffenen
Personen als verbundene Unternehmen.

Fiir die Zwecke dieser Nummer wird eine Person, die in Bezug auf
die Stimmrechte oder die Kapitalbeteiligung an einem Unternechmen
gemeinsam mit einer anderen Person handelt, so behandelt, als
wiirde sie eine Beteiligung an allen Stimmrechten oder dem gesam-
ten Kapital dieses Unternehmens halten, die bzw. das von der an-
deren Person gehalten werden/wird.
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Bei mittelbaren Beteiligungen wird die Erflillung der Anforderun-
gen gemill Buchstabe ¢ durch Multiplikation der Beteiligungsquo-
ten an den nachgeordneten Unternehmen ermittelt. Eine Person mit
einer Stimmrechtsbeteiligung von mehr als 50 % gilt als Halter von
100 % der Stimmrechte.

Eine natiirliche Person, ihr Ehepartner und ihre Verwandte in auf-
steigender oder absteigender gerader Linie werden als eine einzige
Person behandelt;

24. ,marktfahige Gestaltung* eine grenziiberschreitende Gestaltung, die
konzipiert wird, vermarktet wird, umsetzungsbereit ist oder zur
Umsetzung bereitgestellt wird, ohne dass sie individuell angepasst
werden muss;

25. ,,mallgeschneiderte Gestaltung“ jede grenziiberschreitende Gestal-
tung, bei der es sich nicht um eine marktfdhige Gestaltung handelt.

Artikel 4

Organisation

(1)  Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission innerhalb eines Monats
nach dem 11. Mirz 2011 seine fiir die Zwecke dieser Richtlinie zu-
stindige Behorde mit und informiert die Kommission unverziiglich iiber
diesbeziigliche Anderungen.

Die Kommission stellt diese Information den anderen Mitgliedstaaten
zur Verfiigung und verdffentlicht die Liste der zustéindigen Behdrden
der Mitgliedstaaten im Amtsblatt der Europdischen Union.

(2) Die zustindige Behorde benennt ein einziges zentrales Verbin-
dungsbiiro. Die zustidndige Behorde ist dafiir zustdndig, die Kommission
und die iibrigen Mitgliedstaaten davon in Kenntnis zu setzen.

Das zentrale Verbindungsbiiro kann auch als die zustdndige Stelle fiir
die Verbindungen zur Kommission benannt werden. Die zusténdige
Behorde ist dafiir zustindig, die Kommission davon in Kenntnis zu
setzen.

(3) Die zustindige Behorde jedes Mitgliedstaats kann Verbindungs-
stellen mit einer auf seinen nationalen Rechtsvorschriften oder innen-
politischen Grundsétzen beruhenden Zustdndigkeit benennen. Das zen-
trale Verbindungsbiiro ist dafiir zustdndig, das Verzeichnis der Verbin-
dungsstellen auf dem neuesten Stand zu halten und es den zentralen
Verbindungsbiiros der anderen betroffenen Mitgliedstaaten und der
Kommission zugénglich zu machen.

(4) Die zustindige Behorde jedes Mitgliedstaats kann zustéindige Be-
dienstete benennen. Das zentrale Verbindungsbiiro ist dafiir zustindig,
das Verzeichnis der zustindigen Bediensteten auf dem neuesten Stand
zu halten und es den zentralen Verbindungsbiiros der anderen betroffe-
nen Mitgliedstaaten und der Kommission zuginglich zu machen.

(5) Die nach Maligabe dieser Richtlinie an der Zusammenarbeit der
Verwaltungsbehorden beteiligten Bediensteten gelten entsprechend den
von den zustindigen Behorden festgelegten Regelungen in jedem Fall
als fiir diesen Zweck zustéindige Bedienstete.

(6) Wenn eine Verbindungsstelle oder ein zustindiger Bediensteter
ein Ersuchen oder eine Antwort auf ein Ersuchen um Zusammenarbeit
iibermittelt bzw. entgegennimmt, unterrichtet sie/er das zentrale Verbin-
dungsbiiro ihres/seines Mitgliedstaats gemif3 den von jenem Mitglied-
staat festgelegten Verfahren.
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(7)  Erhélt eine Verbindungsstelle oder ein zustindiger Bediensteter
ein Ersuchen um Zusammenarbeit, das eine Tétigkeit auBerhalb des
ihr/ihm zugewiesenen Zustindigkeitsbereichs, der ihr/ihm nach den na-
tionalen Rechtsvorschriften oder innenpolitischen Grundsdtzen ihres/sei-
nes Mitgliedstaats zugewiesen ist, erfordert, so iibermittelt sie/er dieses
Ersuchen unverziiglich dem zentralen Verbindungsbiiro ihres/seines Mit-
gliedstaats und teilt dies der ersuchenden Behorde mit. In einem solchen
Fall beginnt die Frist nach Artikel 7 am Tag nach der Weiterleitung des
Ersuchens um Zusammenarbeit an das zentrale Verbindungsbiiro.

KAPITEL 1II
INFORMATIONSAUSTAUSCH

ABSCHNITT 1

Informationsaustausch auf Ersuchen

Artikel 5

Verfahren fiir den Informationsaustausch auf Ersuchen

Auf Ersuchen der ersuchenden Behorde iibermittelt die ersuchte Be-
horde der ersuchenden Behorde alle in Artikel 1 Absatz 1 genannten
Informationen, die sie besitzt oder die sie im Anschluss an behordliche
Ermittlungen erhalten hat.

Artikel 6
Behordliche Ermittlungen

(1)  Die ersuchte Behorde trifft Vorkehrungen dafiir, dass alle behord-
lichen Ermittlungen durchgefiihrt werden, die zur Beschaffung der in
Artikel 5 genannten Informationen notwendig sind.

(2) Das in Artikel 5 genannte Ersuchen kann ein begriindetes Er-
suchen um eine bestimmte behoérdliche Ermittlung enthalten. Ist die
ersuchte Behorde der Auffassung, dass keine behdrdlichen Ermittlungen
erforderlich sind, so teilt sie der ersuchenden Behorde unverziiglich die
Griinde hierfiir mit.

(3)  Zur Beschaffung der erbetenen Informationen oder zur Durchfiih-
rung der erbetenen behordlichen Ermittlungen geht die ersuchte Behdrde
nach denselben Verfahren vor, die sie anwenden wiirde, wenn sie von
sich aus oder auf Ersuchen einer anderen Behorde des eigenen Mit-
gliedstaats handeln wiirde.

(4) Die ersuchte Behorde iibermittelt Urschriften, sofern die er-
suchende Behdrde eigens darum bittet und die geltenden Rechtsvor-
schriften des Mitgliedstaats der ersuchten Behdrde dem nicht
entgegenstehen.

Artikel 7

Fristen

(1) Die ersuchte Behorde stellt die in Artikel 5 genannten Informa-
tionen moglichst rasch, spétestens jedoch sechs Monate nach dem Da-
tum des Eingangs des Ersuchens zur Verfiigung.

Ist die ersuchte Behorde jedoch bereits im Besitz dieser Informationen,
so werden sie innerhalb von zwei Monaten ab jenem Datum zur Ver-
fligung gestellt.
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(2) In bestimmten besonders gelagerten Féllen kdnnen zwischen der
ersuchten und der ersuchenden Behorde andere als die in Absatz 1
vorgesehenen Fristen vereinbart werden.

(3) Die ersuchte Behorde bestitigt der ersuchenden Behdrde unver-
ziiglich, spitestens jedoch sieben Arbeitstage nach Erhalt des Ersuchens,
moglichst auf elektronischem Wege den Erhalt dieses Ersuchens.

(4) Die ersuchte Behorde unterrichtet die ersuchende Behdrde inner-
halb eines Monats nach Erhalt des Ersuchens iiber eventuell bestehende
Mingel in dem Ersuchen und gegebenenfalls erforderliche zusétzliche
Hintergrundinformationen. In diesem Fall beginnt die Frist gemif3 Ab-
satz 1 am Tag nach dem Eingang der von der ersuchten Behdrde ange-
forderten zusitzlichen Informationen.

(5) Ist die ersuchte Behorde nicht in der Lage, auf ein Ersuchen
fristgerecht zu antworten, so unterrichtet sie die ersuchende Behdrde
unverziiglich, spétestens jedoch innerhalb von drei Monaten nach Erhalt
des Ersuchens, iiber die Griinde, die einer fristgerechten Antwort ent-
gegenstehen, sowie iiber den Zeitpunkt, an dem sie dem Ersuchen vo-
raussichtlich nachkommen kann.

(6) Ist die ersuchte Behorde nicht im Besitz der erbetenen Informa-
tionen und nicht in der Lage, dem Informationsersuchen nachzukom-
men, oder lehnt sie es aus den in Artikel 17 genannten Griinden ab, ihm
nachzukommen, so teilt sie der ersuchenden Behorde unverziiglich,
spatestens jedoch innerhalb eines Monats nach Erhalt des Ersuchens,
die Griinde mit.

ABSCHNITT 11

Verpflichtender automatischer Informationsaustausch

Artikel 8

Umfang und Voraussetzungen des verpflichtenden automatischen
Informationsaustauschs

(1) Die zustindige Behorde jedes Mitgliedstaats tibermittelt im Wege
des automatischen Austauschs der zustindigen Behorde jedes anderen
Mitgliedstaats Informationen in Bezug auf Besteuerungszeitrdume ab
1. Januar 2014, die iber in jenem anderen Mitgliedstaat anséssige Per-
sonen in Bezug auf die folgenden bestimmten Arten von Einkiinften
und Vermogen, wie sie jeweils im Sinne des nationalen Rechts des die
Informationen iibermittelnden Mitgliedstaats zu verstehen sind, verfiig-
bar sind:

a) Vergiitungen aus unselbsténdiger Arbeit,

b) Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergiitungen,

¢) Lebensversicherungsprodukte, die nicht von anderen Rechtsakten der
Union iiber den Austausch von Informationen oder vergleichbare
Mafnahmen erfasst sind,

d) Ruhegehilter,

e) Eigentum an unbeweglichem Vermdgen und Einkiinfte daraus.

(2) Bis zum 1. Januar 2014 unterrichten die Mitgliedstaaten die

Kommission iiber die in Absatz 1 genannten Arten von Einkiinften

und Vermdgen, zu denen fiir sie Informationen verfiigbar sind. Sie

unterrichten die Kommission auch iber alle spiteren diesbeziiglichen
Anderungen.
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(3) Die zustidndige Behorde eines Mitgliedstaats kann der zusténdi-
gen Behorde jedes anderen Mitgliedstaats mitteilen, dass sie keine In-
formationen iiber eine oder mehrere der in Absatz 1 genannten Arten
von Einkiinften und Vermdgen zu erhalten wiinscht. Sie setzt auch die
Kommission hiervon in Kenntnis.

Ein Mitgliedstaat kann als ein Mitgliedstaat betrachtet werden, der keine
Informationen nach Absatz 1 zu erhalten wiinscht, wenn er die Kommis-
sion iiber keine einzige Art von Einkiinften und Vermodgen unterrichtet,
zu denen er Informationen zur Verfligung hat.

(3a)  Jeder Mitgliedstaat ergreift die notwendigen MafBnahmen, um
seine MELDENDEN FINANZINSTITUTE zur Befolgung der in den
Anhidngen I und II enthaltenen Melde- und Sorgfaltsvorschriften und
zur Gewdhrleistung einer wirksamen Anwendung und Einhaltung dieser
Vorschriften im FEinklang mit Abschnitt IX des Anhangs I zu
verpflichten.

Gemal den geltenden Melde- und Sorgfaltsvorschriften in den Anhén-
gen I und II tauscht die zustdndige Behorde jedes Mitgliedstaats inner-
halb der in Absatz 6 Buchstabe b festgelegten Frist nach einem auto-
matisierten Verfahren die folgenden Informationen iiber ein MELDE-
PFLICHTIGES KONTO in Bezug auf Besteuerungszeitraume ab dem
1. Januar 2016 mit der zustindigen Behorde jedes anderen Mitglied-
staats aus:

a) Name, Anschrift, STEUERIDENTIFIKATIONSNUMMER(N) sowie
Geburtsdatum und -ort (bei natiirlichen Personen) jeder MELDE-
PFLICHTIGEN PERSON, die Inhaber des Kontos ist, sowie bei
einem RECHTSTRAGER, der KONTOINHABER ist und fiir den
nach Anwendung von Verfahren zur Erfiillung der Sorgfaltspflichten
nach den Anlagen eine oder mehrere BEHERRSCHENDE PER-
SONEN ermittelt wurden, die MELDEPFLICHTIGE PERSONEN
sind, Name, Anschrift und STEUERIDENTIFIKATIONSNUM-
MER(N) des RECHTSTRAGERS sowie Name, Anschrift, STEUE-
RIDENTIFIKATIONSNUMMER(N), Geburtsdatum und -ort jeder
MELDEPFLICHTIGEN PERSON,

b) Kontonummer (oder funktionale Entsprechung, wenn keine Konto-
nummer vorhanden),

¢) Name und (gegebenenfalls) Identifikationsnummer des MELDEN-
DEN FINANZINSTITUTS,

d) Kontosaldo oder -wert (einschlieBlich des BARWERTS oder Riick-
kaufwerts bei RUCKKAUFSFAHIGEN VERSICHERUNGS- oder
RENTENVERSICHERUNGSVERTRAGEN) zum Ende des betref-
fenden Kalenderjahrs oder eines anderen geeigneten Meldezeitraums
oder, wenn das Konto im Laufe des Jahres beziehungsweise Zeit-
raums aufgelost wurde, die Aufldosung des Kontos,

e) bei VERWAHRKONTEN:
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i) Gesamtbruttobetrag der Zinsen, Gesamtbruttobetrag der Dividen-
den und Gesamtbruttobetrag anderer Einkiinfte, die mittels der
auf dem Konto vorhandenen Vermogenswerte erzielt und jeweils
auf das Konto (oder in Bezug auf das Konto) im Laufe des
Kalenderjahrs oder eines anderen geeigneten Meldezeitraums ein-
gezahlt oder dem Konto gutgeschrieben wurden, sowie

ii) Gesamtbruttoerlése aus der VerduBerung oder dem Riickkauf von
FINANZVERMOGEN, die wihrend des Kalenderjahrs oder eines
anderen geeigneten Meldezeitraums auf das Konto eingezahlt
oder dem Konto gutgeschrieben wurden und fiir die das MEL-
DENDE FINANZINSTITUT als Verwahrstelle, Makler, Bevoll-
maéchtigter oder anderweitig als Vertreter fiir den KONTOINHA-
BER titig war,

f) bei EINLAGENKONTEN der Gesamtbruttobetrag der Zinsen, die
wiahrend des Kalenderjahrs oder eines anderen geeigneten Melde-
zeitraums auf das Konto eingezahlt oder dem Konto gutgeschrieben
wurden, und

g) bei allen anderen Konten, die nicht unter Buchstabe e oder f auf-
geflihrt sind, der Gesamtbruttobetrag, der in Bezug auf das Konto
wihrend des Kalenderjahrs oder eines anderen geeigneten Melde-
zeitraums an den KONTOINHABER gezahlt oder ihm gutgeschrie-
ben wurde und fir den das MELDENDE FINANZINSTITUT
Schuldner ist, einschlieBlich der Gesamthohe aller Einlosungsbetri-
ge, die wihrend des Kalenderjahrs oder eines anderen geeigneten
Meldezeitraums an den KONTOINHABER geleistet wurden.

Fiir die Zwecke des Informationsaustauschs nach diesem Absatz und
sofern dieser Absatz oder die Anhdnge nichts Gegenteiliges vorsehen,
konnen der Betrag und die Einordnung von Zahlungen zugunsten eines
MELDEPFLICHTIGEN KONTOS nach den nationalen Rechtsvor-
schriften des die Informationen iibermittelnden Mitgliedstaats bestimmt
werden.

Die Unterabsitze 1 und 2 dieses Absatzes haben Vorrang vor Absatz 1
Buchstabe ¢ oder jedem anderen Rechtsinstrument der Union, ein-
schlieBlich der Richtlinie 2003/48/EG (') des Rates, soweit der betref-
fende Informationsaustausch in den Geltungsbereich des Absatzes 1
Buchstabe ¢ oder den jedes anderen Rechtsinstruments der Union, ein-
schlieBlich der Richtlinie 2003/48/EG, fallen wiirde.

(6) Die Ubermittlung der Informationen erfolgt wie folgt:

a) fir die in Absatz 1 festgelegten Arten von Einkiinften und Vermogen
mindestens einmal jdhrlich, innerhalb von sechs Monaten nach Ab-
lauf des Steuerjahres des Mitgliedstaats, in dem die Information ver-
fligbar wurde;

b) fiir die in Absatz 3a festgelegten Informationen jéhrlich innerhalb
von neun Monaten nach Ablauf des Kalenderjahrs oder des entspre-
chenden Meldezeitraums, auf den sich die Information bezieht.

(7)  Die Kommission legt gemi3 dem Verfahren nach Artikel 26 Ab-
satz 2 vor dem in Artikel 29 Absatz 1 genannten Zeitpunkt die prakti-
schen Regelungen des automatischen Informationsaustauschs fest.

(") Richtlinie 2003/48/EG des Rates vom 3. Juni 2003 im Bereich der Besteue-

rung von Zinsertragen (ABL. L 157 vom 26.6.2003, S. 38).
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(7a)  Fiir die Zwecke von Abschnitt VIII Unterabschnitt B Nummer 1
Buchstabe ¢ und Abschnitt VIII Unterabschnitt C Nummer 17 Buch-
stabe g des Anhangs I {libermittelt jeder Mitgliedstaat bis 31. Juli 2015
der Kommission die Liste der Rechtstriger und Konten, die jeweils als
NICHT MELDENDE FINANZINSTITUTE und AUSGENOMMENE
KONTEN zu behandeln sind. Jeder Mitgliedstaat unterrichtet die Kom-
mission auBerdem iiber jede Anderung, die in diesem Zusammenhang
erfolgt. Die Kommission verdffentlicht im Amtsblatt der Europdischen
Union ein zusammengestelltes Verzeichnis der bei ihr eingegangenen
Informationen und aktualisiert das Verzeichnis soweit erforderlich.

Die Mitgliedstaaten gewdhrleisten, dass diese NICHT MELDENDEN
FINANZINSTITUTE und AUSGENOMMENEN KONTEN alle Anfor-
derungen gemaf Abschnitt VIII Unterabschnitt B Nummer 1 Buchstabe
¢ und Abschnitt VIII Unterabschnitt C Nummer 17 Buchstabe g des
Anhangs I erfiillen, insbesondere dass der Status eines FINANZINSTI-
TUTS als NICHT MELDENDES FINANZINSTITUT oder der Status
eines Kontos als AUSGENOMMENES KONTO nicht den Zweck die-
ser Richtlinie unterlduft.

(8)  Vereinbaren Mitgliedstaaten in bi- oder multilateralen Abkommen
mit anderen Mitgliedstaaten den automatischen Austausch von Informa-
tionen fiir weitere Arten von Einkiinften und Vermdgen, so teilen sie
der Kommission diese Abkommen mit und diese macht diese Abkom-
men allen anderen Mitgliedstaaten zugénglich.

Artikel 8a

Umfang und Voraussetzungen des verpflichtenden automatischen
Informationsaustauschs iiber grenziiberschreitende Vorbescheide
und Vorabverstindigungen iiber die Verrechnungspreisgestaltung

(1) Die zustdndige Behorde eines Mitgliedstaats, in dem nach dem
31. Dezember 2016 ein grenziiberschreitender Vorbescheid oder eine
Vorabverstindigung iiber die Verrechnungspreisgestaltung erteilt bzw.
getroffen, gedndert oder erneuert wurde, iibermittelt im Wege des auto-
matischen Austauschs den zustidndigen Behdrden aller anderen Mitglied-
staaten sowie der Europdischen Kommission die Informationen dariiber,
mit der Einschrinkung, die fiir die Félle nach Absatz 8 dieses Artikels
gemil den geltenden nach Artikel 21 angenommenen praktischen Re-
gelungen gilt.

(2) Ferner iibermittelt die zustdndige Behorde eines Mitgliedstaats
den zustindigen Behorden aller anderen Mitgliedstaaten sowie der Eu-
ropdischen Kommission, unter Beriicksichtigung der Einschrinkung
nach Absatz 8 dieses Artikels, gemél den geltenden nach Artikel 21
angenommenen praktischen Regelungen Informationen iiber grenziiber-
schreitende Vorbescheide und Vorabverstdndigungen tiber die Verrech-
nungspreisgestaltung, die innerhalb eines Zeitraums von fiinf Jahren vor
dem 1. Januar 2017 erteilt bzw. getroffen, geéndert oder erneuert
wurden.

Falls diese grenziiberschreitenden Vorbescheide und Vorabverstdndigun-
gen iiber die Verrechnungspreisgestaltung in der Zeit zwischen dem
1. Januar 2012 und dem 31. Dezember 2013 erteilt bzw. getroffen,
gedndert oder erneuert wurden, erfolgt diese Informationsiibermittlung
unter der Voraussetzung, dass sie am 1. Januar 2014 noch giiltig waren.

Falls diese grenziiberschreitenden Vorbescheide und Vorabverstindigun-
gen iiber die Verrechnungspreisgestaltung in der Zeit zwischen dem
1. Januar 2014 und dem 31. Dezember 2016 erteilt bzw. getroffen,
gedndert oder erneuert wurden, erfolgt diese Informationsiibermittlung
unabhingig davon, ob sie noch giiltig sind oder nicht.
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Die Mitgliedstaaten konnen Informationen iiber grenziiberschreitende
Vorbescheide und Vorabverstindigungen iiber die Verrechnungspreis-
gestaltung, die vor dem 1. April 2016 fiir eine bestimmte Person oder
fiir eine Gruppe von Personen erteilt bzw. getroffen, gedndert oder
erneuert wurden, ausgenommen diejenigen, die hauptsdchlich Finanz-
und Investitionstdtigkeiten ausiiben, mit einem — im Sinne von Artikel 2
Absatz 5 der Richtlinie 2013/34/EU des Europédischen Parlaments und
des Rates (') — gruppenweiten Jahresnettoumsatzerlds von weniger als
40 000 000 EUR (oder dem entsprechenden Betrag in einer anderen
Wihrung) in dem Geschéftsjahr, das vor dem Zeitpunkt liegt, zu dem
der grenziiberschreitende Vorbescheid bzw. die Vorabverstindigung
iiber die Verrechnungspreisgestaltung erteilt bzw. getroffen, geéndert
oder erneuert wird, von der in diesem Absatz genannten Ubermittlung
ausnehmen.

(3) Bilaterale oder multilaterale Vorabverstindigungen iiber die Ver-
rechnungspreisgestaltung mit Drittlindern werden vom Geltungsbereich
des automatischen Informationsaustausch gemif3 diesem Artikel aus-
genommen, sofern das internationale Steuerabkommen, in dessen Rah-
men die Vorabverstindigung tiber die Verrechnungspreisgestaltung aus-
gehandelt wurde, eine Weitergabe an Dritte nicht erlaubt. Solche bila-
teralen oder multilateralen Vorabverstdndigungen iiber die Verrech-
nungspreisgestaltung werden gemdf3 Artikel 9 ausgetauscht, sofern das
internationale Steuerabkommen, in dessen Rahmen die Vorabverstindi-
gung iber die Verrechnungspreisgestaltung ausgehandelt wurde, eine
Weitergabe erlaubt und die zustdndige Behorde des Drittlandes die Wei-
tergabe der Informationen genehmigt.

Sollten die bilateralen oder multilateralen Vorabverstindigungen iiber
die Verrechnungspreisgestaltung jedoch vom automatischen Informati-
onsaustausch gemdf3 Unterabsatz 1 Satz 1 dieses Absatzes ausgenom-
men sein, so werden stattdessen die Informationen nach Absatz 6 dieses
Artikels, die in dem Ersuchen, das zum Treffen einer solchen bilateralen
oder multilateralen Vorabverstindigung iiber die Verrechnungspreis-
gestaltung gefiihrt hat, aufgefiihrt sind, gemifl den Absdtzen 1 und 2
dieses Artikels ausgetauscht.

(4) Die Absitze 1 und 2 gelten nicht in Féllen, in denen ein grenz-
iiberschreitender Vorbescheid ausschlieflich die Steuerangelegenheiten
einer oder mehrerer natiirlicher Personen betrifft.

(5) Der Informationsaustausch erfolgt

a) in Bezug auf die gemil Absatz 1 ausgetauschten Informationen
innerhalb von drei Monaten nach Ablauf des Kalenderhalbjahrs, in
dem die grenziiberschreitenden Vorbescheide oder Vorabverstindi-
gungen iiber die Verrechnungspreisgestaltung erteilt bzw. getroffen,
gedndert oder erneuert wurden;

b) in Bezug auf die gemill Absatz 2 ausgetauschten Informationen vor
dem 1. Januar 2018.

(6) Die von einem Mitgliedstaat gemél den Absétzen 1 und 2 dieses
Artikels zu tibermittelnden Informationen miissen Folgendes enthalten:

a) Angaben zu der Person — mit Ausnahme von natiirlichen Personen
— und gegebenenfalls zu der Gruppe von Personen, der sie ange-
hort;

(") Richtlinie 2013/34/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom

26. Juni 2013 iiber den Jahresabschluss, den konsolidierten Abschluss und
damit verbundene Berichte von Unternehmen bestimmter Rechtsformen und
zur Anderung der Richtlinie 2006/43/EG des Europdischen Parlaments und
des Rates und zur Aufhebung der Richtlinien 78/660/EWG und 83/349/EWG
des Rates Text von Bedeutung fiir den EWR (ABIL. L 182 vom 29.6.2013,
S. 19).
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b) eine Zusammenfassung des Inhalts des grenziiberschreitenden Vor-
bescheids bzw. der Vorabverstandigung iiber die Verrechnungspreis-
gestaltung, einschlieBlich einer abstrakt gehaltenen Beschreibung der
relevanten Geschiftstitigkeiten oder Transaktionen, die nicht zur
Preisgabe eines Handels-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnisses oder
eines Geschiftsverfahrens oder zur Preisgabe von Informationen
fiihrt, die die 6ffentliche Ordnung verletzen wiirde;

c) das jeweilige Datum der Erteilung bzw. des Treffens, der Anderung
oder der Erneuerung des grenziiberschreitenden Vorbescheids bzw.
der Vorabverstindigung iiber die Verrechnungspreisgestaltung;

d) den Tag des Beginns der Geltungsdauer des grenziiberschreitenden
Vorbescheids bzw. der Vorabverstindigung iiber die Verrechnungs-
preisgestaltung, falls angegeben;

e) den Tag des Ablaufs der Geltungsdauer des grenziiberschreitenden
Vorbescheids bzw. der Vorabverstindigung iiber die Verrechnungs-
preisgestaltung, falls angegeben;

f) die Art des grenziiberschreitenden Vorbescheids bzw. der Vorabver-
stindigung iiber die Verrechnungspreisgestaltung;

g) den Betrag der Transaktion oder Reihe von Transaktionen des grenz-
iiberschreitenden Vorbescheids bzw. der Vorabverstindigung iiber
die Verrechnungspreisgestaltung, sofern dieser Betrag im grenziiber-
schreitenden Vorbescheid bzw. in der Vorabverstindigung iiber die
Verrechnungspreisgestaltung angegeben ist;

h) im Falle einer Vorabverstindigung iiber die Verrechnungspreisgestal-
tung eine Beschreibung der bei der Festlegung der Verrechnungs-
preise zugrunde gelegten Kriterien oder den Verrechnungspreis;

i) im Falle einer Vorabverstindigung iiber die Verrechnungspreisgestal-
tung Angaben zu dem der Festlegung der Verrechnungspreise zu-
grunde gelegten Verfahren oder den Verrechnungspreis;

j) gegebenenfalls Angaben zu den anderen Mitgliedstaaten, die wahr-
scheinlich von dem grenziiberschreitenden Vorbescheid oder der
Vorabverstindigung iiber die Verrechnungspreisgestaltung betroffen

sind;
k) gegebenenfalls Identifizierungsangaben zu allen Personen — mit
Ausnahme von natiirlichen Personen — in den anderen Mitglied-

staaten, die wahrscheinlich von dem grenziiberschreitenden Vor-
bescheid oder der Vorabverstindigung iiber die Verrechnungspreis-
gestaltung betroffen sind (sowie Angaben dazu, zu welchen Mit-
gliedstaaten die betreffenden Personen in Beziehung stehen), und

1) Angaben dazu, ob die libermittelten Informationen auf dem grenz-
iiberschreitenden Vorbescheid bzw. der Vorabverstdndigung iiber die
Verrechnungspreisgestaltung selbst beruhen oder auf einem Ersuchen
gemil Absatz 3 Unterabsatz 2 dieses Artikels.

(7)  Zur Erleichterung des Austauschs der in Absatz 6 dieses Artikels
genannten Informationen nimmt die Kommission die zur Umsetzung
dieses Artikels erforderlichen praktischen Regelungen an; hierzu zihlen
auch MaBnahmen zur standardisierten Ubermittlung der in Absatz 6
dieses Artikels genannten Informationen als Teil des Verfahrens zur
Festlegung des gemél Artikel 20 Absatz 5 vorgesehenen Standardform-
blatts.
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(8)  Die Informationen nach Absatz 6 Buchstaben a, b, h und k dieses
Artikels werden der Europdischen Kommission nicht iibermittelt.

(9) Die zustdndigen Behdrden der betroffenen Mitgliedstaaten nach
Absatz 6 Buchstabe j bestitigen der zustindigen Behérde, die die In-
formationen tibermittelt hat, unverziiglich — spétestens jedoch innerhalb
von sieben Arbeitstagen — und moglichst auf elektronischem Wege den
Erhalt der Informationen. Diese Maflnahme gilt, bis das in Artikel 21
Absatz 5 genannte Verzeichnis einsatzbereit ist.

(10)  Die Mitgliedstaaten konnen gemifl Artikel 5 und unter Beriick-
sichtigung des Artikels 21 Absatz 4 um Ubermittlung zusitzlicher In-
formationen, einschlieBlich des vollstdndigen Wortlauts des grenziiber-
schreitenden Vorbescheids oder der Vorabverstindigung iiber die Ver-
rechnungspreisgestaltung, ersuchen.

Artikel Saa

Umfang und Voraussetzungen des verpflichtenden automatischen
Informationsaustauschs iiber den linderbezogenen Bericht

(1)  Jeder Mitgliedstaat ergreift die erforderlichen MaBnahmen, um
die in seinem Hoheitsgebiet steuerlich ansidssige OBERSTE MUTTER-
GESELLSCHAFT einer MULTINATIONALEN UNTERNEHMENS-
GRUPPE oder einen anderen BERICHTENDEN RECHTSTRAGER
gemdll Anhang III Abschnitt II zu verpflichten, innerhalb von 12 Mo-
naten nach dem letzten Tag des BERICHTSWIRTSCHAFTSJAHRS der
MULTINATIONALEN UNTERNEHMENSGRUPPE gemill Anhang
III Abschnitt II einen ldnderbezogenen Bericht in Bezug auf sein BE-
RICHTSWIRTSCHAFTSJAHR vorzulegen.

(2) Die zustindige Behorde des Mitgliedstaats, bei der der landerbe-
zogene Bericht gemid3 Absatz 1 eingegangen ist, libermittelt diesen
landerbezogenen Bericht mittels automatischem Austausch und inner-
halb der in Absatz 4 festgelegten Frist an jeden Mitgliedstaat, in dem
gemdll den im Bericht enthaltenen Informationen eine oder mehrere
GESCHAFTSEINHEITEN der MULTINATIONALEN UNTERNEH-
MENSGRUPPE des BERICHTENDEN RECHTSTRAGERS entweder
steuerlich ansissig oder in Bezug auf die Geschéftstiatigkeiten, denen sie
iiber eine Betriebsstitte nachgehen, steuerpflichtig sind.

(3) Der linderbezogene Bericht enthilt folgende Informationen iiber
die MULTINATIONALE UNTERNEHMENSGRUPPE:

a) aggregierte Angaben zur Hohe der Ertrdge, der Vorsteuergewinne
(-verluste), der bereits gezahlten Ertragsteuern, der noch zu zahlen-
den Ertragsteuern, des ausgewiesenen Kapitals, der einbehaltenen
Gewinne sowie zur Beschiftigtenzahl und den materiellen Ver-
mogenswerten ohne fliissige Mittel fiir alle Steuerhoheitsgebiete, in
denen die MULTINATIONALE UNTERNEHMENSGRUPPE titig
1st;

b) Angaben zu allen GESCHAFTSEINHEITEN der MULTINATIO-
NALEN UNTERNEHMENSGRUPPE, wobei der Staat der steuerli-
chen Ansissigkeit dieser GESCHAFTSEINHEIT aufzufiihren ist und
— sofern vom Staat der steuerlichen Ansidssigkeit abweichend — der
Staat, nach dessen Rechtsvorschriften diese GESCHAFTSEINHEIT
organisiert ist, sowie die Art der wichtigsten Geschéftstitigkeit oder
Geschiftstitigkeiten dieser GESCHAFTSEINHEIT.

(4) Die Ubermittlung erfolgt innerhalb von 15 Monaten nach dem
letzten Tag des WIRTSCHAFTSJAHRS der MULTINATIONALEN
UNTERNEHMENSGRUPPE, auf das sich der landerbezogene Bericht
bezieht. Der erste ldnderbezogene Bericht wird fiir das WIRT-
SCHAFTSJAHR der MULTINATIONALEN UNTERNEHMENS-
GRUPPE iibermittelt, das am oder nach dem 1. Januar 2016 beginnt;
die Ubermittlung erfolgt innerhalb von 18 Monaten nach dem letzten
Tag des betreffenden WIRTSCHAFTSJAHRS.
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Artikel Sab

Umfang und Voraussetzungen des verpflichtenden automatischen
Informationsaustauschs iiber meldepflichtige grenziiberschreitende
Gestaltungen

(1)  Jeder Mitgliedstaat ergreift die erforderlichen MaBnahmen, um
die Intermedidre zur Vorlage der ihnen bekannten, in ihrem Besitz
oder unter ihrer Kontrolle befindlichen Informationen iiber meldepflich-
tige grenziiberschreitende Gestaltungen bei den zustdndigen Steuerbe-
horden zu verpflichten, und zwar innerhalb von 30 Tagen beginnend

a) an dem Tag, nach dem die meldepflichtige grenziiberschreitende
Gestaltung zur Umsetzung bereitgestellt wird, oder

b) an dem Tag, nach dem die meldepflichtige grenziiberschreitende
Gestaltung umsetzungsbereit ist, oder

c) wenn der erste Schritt der Umsetzung der meldepflichtigen grenz-
iiberschreitenden Gestaltung gemacht wurde,

je nachdem, was frither eintritt.

Ungeachtet des Unterabsatzes 1 sind auch die in Artikel 3 Nummer 21
Absatz 2 genannten Intermedidre zur Vorlage der Informationen inner-
halb von 30 Tagen, beginnend an dem Tag, nach dem sie unmittelbar
oder iiber andere Personen Hilfe, Unterstiitzung oder Beratung geleistet
haben, verpflichtet.

(2) Im Falle von marktfdhigen Gestaltungen ergreifen die Mitglied-
staaten die erforderlichen MaBnahmen, um sicherzustellen, dass der
Intermedidr alle drei Monate einen regelméBigen Bericht mit einer Ak-
tualisierung vorlegt, der neue meldepflichtige Informationen geméf Ab-
satz 14 Buchstaben a, d, g und h enthilt, die seit der Vorlage des letzten
Berichts verfiigbar geworden sind.

(3) Ist der Intermedidr verpflichtet, den zustindigen Behorden von
mehr als einem Mitgliedstaat Informationen {iber meldepflichtige grenz-
tiberschreitende Gestaltungen vorzulegen, so sind die betreffenden In-
formationen nur in dem Mitgliedstaat vorzulegen, der in der nachste-
henden Liste zuerst erscheint:

a) der Mitgliedstaat, in dem der Intermediér steuerlich anséssig ist;

b) der Mitgliedstaat, in dem der Intermedidr eine Betriebsstitte hat,
durch die die Dienstleistungen im Zusammenhang mit der Gestaltung
erbracht werden;

¢) der Mitgliedstaat, nach dessen Recht der Intermedidr eingetragen ist
oder dessen Recht er unterliegt;

d) der Mitgliedstaat, in dem der Intermedidr Mitglied einer Organisation
fiir juristische, steuerliche oder beratende Dienstleistungen ist.

(4) Besteht gemdll Absatz 3 eine Verpflichtung zur Mehrfachmel-
dung, ist der Intermedidr von der Vorlage der Informationen befreit,
wenn er im Einklang mit den nationalen Rechtsvorschriften nachweisen
kann, dass dieselben Informationen bereits in einem anderen Mitglied-
staat vorgelegt wurden.
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(5)  Jeder Mitgliedstaat kann die erforderlichen Maflnahmen ergreifen,
um den Intermedidren das Recht auf Befreiung von der Pflicht zu ge-
wihren, Informationen iiber eine meldepflichtige grenziiberschreitende
Gestaltung vorzulegen, wenn mit der Meldepflicht nach dem nationalen
Recht dieses Mitgliedstaats gegen eine gesetzliche Verschwiegenheits-
pflicht verstoBen wiirde. In solchen Féllen ergreift jeder Mitgliedstaat
die erforderlichen Maflnahmen, um die Intermedidre zu verpflichten,
andere Intermedidre oder, falls es keine solchen gibt, den relevanten
Steuerpflichtigen unverziiglich {iber ihre Meldepflichten geméll Absatz 6
zu unterrichten.

Intermedidre konnen die in Unterabsatz 1 genannte Befreiung nur inso-
weit in Anspruch nehmen, als sie ihre Tatigkeit im Rahmen der fiir
ihren Beruf relevanten nationalen Rechtsvorschriften ausiiben.

(6)  Fiir den Fall, dass kein Intermedidr existiert oder der Intermedidr
den relevanten Steuerpflichtigen oder einen anderen Intermedidr {iber
die Anwendung einer Befreiung gemdf3 Absatz 5 unterrichtet, ergreift
jeder Mitgliedstaat die erforderlichen Mafinahmen, um sicherzustellen,
dass die Pflicht zur Vorlage von Informationen iiber eine meldepflich-
tige grenziiberschreitende Gestaltung dem anderen unterrichteten Inter-
medidr oder, falls kein solcher existiert, dem relevanten Steuerpflichti-
gen obliegt.

(7)  Der relevante Steuerpflichtige, dem die Meldepflicht obliegt, legt
die Informationen innerhalb von 30 Tagen vor, beginnend an dem Tag,
nach dem ihm die meldepflichtige grenziiberschreitende Gestaltung zur
Umsetzung bereitgestellt wird oder es zur Umsetzung durch den rele-
vanten Steuerpflichtigen bereit ist oder wenn der erste Schritt dessen
Umsetzung im Zusammenhang mit dem relevanten Steuerpflichtigen
gemacht wurde, je nachdem, was friiher eintritt.

Ist der relevante Steuerpflichtige verpflichtet, den zustdndigen Behorden
von mehr als einem Mitgliedstaat Informationen iiber meldepflichtige
grenziiberschreitende Gestaltungen vorzulegen, so sind die betreffenden
Informationen nur den zustindigen Behorden in dem Mitgliedstaat vor-
zulegen, der in der nachstehenden Liste zuerst erscheint:

a) der Mitgliedstaat, in dem der relevante Steuerpflichtige steuerlich
anséssig ist;

b) der Mitgliedstaat, in dem der relevante Steuerpflichtige eine Be-
triebsstétte hat, der durch die Gestaltung ein Vorteil entsteht;

c) der Mitgliedstaat, in dem der relevante Steuerpflichtige Einkiinfte
oder Gewinne erzielt, obwohl er in keinem Mitgliedstaat steuerlich
ansdssig ist oder eine Betriebsstitte hat;

d) der Mitgliedstaat, in dem der relevante Steuerpflichtige eine Tétigkeit
ausiibt, obwohl er in keinem Mitgliedstaat steuerlich anséssig ist
oder eine Betriebsstitte hat.

(8) Besteht gemidll Absatz 7 eine Verpflichtung zur Mehrfachmel-
dung, ist der relevante Steuerpflichtige von der Vorlage der Informatio-
nen befreit, wenn er im Einklang mit den nationalen Rechtsvorschriften
nachweisen kann, dass dieselben Informationen bereits in einem anderen
Mitgliedstaat vorgelegt wurden.
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(9)  Fiir den Fall, dass mehr als ein Intermediér existiert, ergreift jeder
Mitgliedstaat die erforderlichen Mallnahmen, um sicherzustellen, dass
die Verpflichtung zur Vorlage von Informationen iiber die meldepflich-
tige grenziiberschreitende Gestaltung allen Intermedidren, die an dersel-
ben meldepflichtigen grenziiberschreitenden Gestaltung beteiligt sind,
obliegt.

Ein Intermedidr ist nur soweit von der Vorlage der Informationen be-
freit, als er im Einklang mit den nationalen Rechtsvorschriften nach-
weisen kann, dass dieselben Informationen gemiB3 Absatz 14 bereits
durch einen anderen Intermediér vorgelegt wurden.

(10)  Fiir den Fall, dass die Meldepflicht dem relevanten Steuerpflich-
tigen obliegt und es mehr als einen relevanten Steuerpflichtigen gibt,
ergreift jeder Mitgliedstaat die erforderlichen Maflnahmen, um sicher-
zustellen, dass der relevante Steuerpflichtige, der die Informationen ge-
mél Absatz 6 vorzulegen hat, derjenige ist, der in der nachstehenden
Liste zuerst erscheint:

a) der relevante Steuerpflichtige, der die meldepflichtige grenziiber-
schreitende Gestaltung mit dem Intermediér vereinbart hat;

b) der relevante Steuerpflichtige, der die Umsetzung der Gestaltung
verwaltet.

Ein relevanter Steuerpflichtiger ist nur soweit von der Vorlage der
Informationen befreit, als er im Einklang mit den nationalen Rechts-
vorschriften nachweisen kann, dass dieselben Informationen geméf Ab-
satz 14 bereits durch einen anderen relevanten Steuerpflichtigen vor-
gelegt wurden.

(11)  Jeder Mitgliedstaat kann die erforderlichen Maflnahmen ergrei-
fen, um alle relevanten Steuerpflichtigen zu verpflichten, der Steuerver-
waltung die Informationen iiber ihre Nutzung der Gestaltung in jedem
der Jahre, fiir die sie es nutzen, vorzulegen.

(12)  Jeder Mitgliedstaat ergreift die erforderlichen MaBnahmen, um
Intermedidre und relevante Steuerpflichtige zur Vorlage von Informatio-
nen iiber meldepflichtige grenziiberschreitende Gestaltungen zu ver-
pflichten, deren erster Schritt zwischen dem 25. Juni 2018 und dem
30. Juni 2020 umgesetzt wurde. Die Intermedidre und die relevanten
Steuerpflichtigen legen, sofern betroffen, bis zum 31. August 2020 In-
formationen iiber diese meldepflichtigen grenziiberschreitenden Gestal-
tungen vor.

(13)  Die zustidndige Behorde eines Mitgliedstaats, in dem die Infor-
mationen gemdl den Absitzen 1 bis 12 vorgelegt wurden, libermittelt
den zustdndigen Behorden aller anderen Mitgliedstaaten die in Absatz 14
aufgefiihrten Informationen im Wege eines automatischen Austauschs
gemil den praktischen Regelungen nach Artikel 21.

(14) Die von der zustindigen Behorde eines Mitgliedstaats gemil
Absatz 13 zu iibermittelnden Informationen umfassen soweit anwendbar
Folgendes:

a) die Angaben zu den Intermedidren und relevanten Steuerpflichtigen,
einschlieBlich des Namens, des Geburtsdatums und -orts (bei natiir-
lichen Personen), der Steueranséssigkeit und der STEUERIDENTI-
FIKATIONSNUMMER sowie gegebenenfalls der Personen, die als
verbundene Unternechmen des relevanten Steuerpflichtigen gelten;
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b) Einzelheiten zu den in Anhang IV aufgefiihrten Kennzeichen, die
bewirken, dass die grenziiberschreitende Gestaltung meldepflichtig
ist;

c) eine Zusammenfassung des Inhalts der meldepflichtigen grenziiber-
schreitenden Gestaltung, soweit vorhanden einschlieBlich eines Ver-
weises auf die Bezeichnung, unter der es allgemein bekannt ist, und
einer abstrakt gehaltenen Beschreibung der relevanten Geschéftstitig-
keiten oder Gestaltungen, die nicht zur Preisgabe eines Handels-,
Gewerbe- oder Berufsgeheimnisses oder eines Geschéftsverfahrens
oder von Informationen fiihrt, deren Preisgabe die &ffentliche Ord-
nung verletzen wiirde;

d) das Datum, an dem der erste Schritt der Umsetzung der meldepflich-
tigen grenziiberschreitenden Gestaltung gemacht wurde oder gemacht
werden wird;

e) Einzelheiten zu den nationalen Vorschriften, die die Grundlage der
meldepflichtigen grenziiberschreitenden Gestaltung bilden;

f) den Wert der meldepflichtigen grenziiberschreitenden Gestaltung;

g) die Angabe des Mitgliedstaats des/der relevanten Steuerpflichtigen
und aller anderen Mitgliedstaaten, die wahrscheinlich von der melde-
pflichtigen grenziiberschreitenden Gestaltung betroffen sind,

h) Angaben zu allen anderen Personen in einem Mitgliedstaat, die
wahrscheinlich von der meldepflichtigen grenziiberschreitenden Ge-
staltung betroffen sind, einschlieBlich Angaben dariiber, zu welchen
Mitgliedstaaten sie in Beziehung stehen.

(15)  Die Tatsache, dass eine Steuerverwaltung nicht auf eine melde-
pflichtige grenziiberschreitende Gestaltung reagiert, impliziert in keiner
Weise die Anerkennung der Giiltigkeit oder der steuerlichen Behand-
lung dieser Gestaltung.

(16)  Zur Erleichterung des in Absatz 13 genannten Informationsaus-
tauschs nimmt die Kommission die zur Umsetzung dieses Artikels er-
forderlichen praktischen Regelungen an; hierzu zéhlen auch Malnah-
men zur standardisierten Ubermittlung der in Absatz 14 genannten In-
formationen als Teil des Verfahrens zur Festlegung des geméal Artikel 20
Absatz 5 vorgesehenen Standardformblatts.

(17)  Die Kommission hat keinen Zugang zu Informationen im Sinne
des Absatzes 14 Buchstaben a, ¢ und h.

(18)  Der automatische Informationsaustausch erfolgt innerhalb eines
Monats nach Ablauf des Quartals, in dem die Informationen vorgelegt
wurden. Die ersten Informationen werden bis zum 31. Oktober 2020
iibermittelt.

Artikel 8b

Statistiken zum automatischen Informationsaustausch

(1)  Vor dem 1. Januar 2018 unterbreiten die Mitgliedstaaten der
Kommission jdhrlich Statistiken zum Umfang des automatischen Infor-
mationsaustauschs gemifl den Artikeln 8 und 8a und soweit moglich
Angaben zu den administrativen und anderen einschldgigen Kosten und
Nutzen des erfolgten Austauschs und zu allen moglichen Anderungen,
sowohl fiir die Steuerverwaltungen als auch fiir Dritte.
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(2) Vor dem 1. Januar 2019 legt die Kommission einen Bericht vor,
der einen Uberblick sowie eine Bewertung beziiglich der gemif Absatz
1 dieses Artikels erhaltenen Statistiken und Informationen betreffend
Fragen wie administrative und andere einschldgige Kosten und Nutzen
des automatischen Austauschs von Informationen sowie die damit ver-
bundenen praktischen Aspekte enthélt. Die Kommission unterbreitet
dem Rat gegebenenfalls einen Vorschlag zu den in Artikel 8 Absatz
1 festgelegten Arten von Einkiinften und Vermdgen sowie Vorausset-
zungen, einschlieBlich der Voraussetzung, dass Informationen iiber in
anderen Mitgliedstaaten ansissige Personen verfiigbar sein miissen, oder
zu den in Artikel 8 Absatz 3a genannten Angaben oder zu beidem.

Bei der Priifung eines von der Kommission vorgelegten Vorschlags
bewertet der Rat, ob die Effizienz und das Funktionieren des automati-
schen Austauschs von Informationen weiter zu verbessern und die ent-
sprechenden Anforderungen zu erhéhen sind, um dafiir zu sorgen, dass

a) die zustdndige Behorde jedes Mitgliedstaats im Wege des automati-
schen Austauschs der zustindigen Behorde jedes anderen Mitglied-
staats Informationen in Bezug auf Besteuerungszeitriume ab 1. Ja-
nuar 2019 {ibermittelt, die in jenem anderen Mitgliedstaat anséssige
Personen in Bezug auf alle der in Artikel 8 Absatz 1 aufgefiihrten
Arten von Einkiinften und Vermdgen, wie sie jeweils im Sinne des
nationalen Rechts des die Informationen {ibermittelnden Mitglied-
staats zu verstehen sind, betreffen, und

b) die Liste der Arten von Einkiinften und Vermogen sowie der An-
gaben in Artikel 8 Absdtze 1 und 3a um andere Arten von Einkiinf-
ten und Vermodgen sowie Angaben, einschlieflich Lizenzgebiihren,
erweitert wird.

ABSCHNITT 111

Spontaner Informationsaustausch

Artikel 9

Umfang und Voraussetzungen des spontanen
Informationsaustauschs

(1) Die zustindige Behorde jedes Mitgliedstaats iibermittelt der zu-
stindigen Behorde jedes anderen betroffenen Mitgliedstaats die in Ar-
tikel 1 Absatz 1 genannten Informationen in folgenden Féllen:

a) die zustindige Behorde eines Mitgliedstaats hat Griinde fiir die Ver-
mutung einer Steuerverkiirzung in dem anderen Mitgliedstaat;

b) ein Steuerpflichtiger erhélt eine SteuererméBigung oder Steuerbefrei-
ung in einem Mitgliedstaat, die eine Steuererhhung oder eine Be-
steuerung in dem anderen Mitgliedstaat zur Folge haben wiirde;

c) Geschiftsbeziehungen zwischen einem Steuerpflichtigen eines Mit-
gliedstaats und einem Steuerpflichtigen eines anderen Mitgliedstaats
werden iiber ein oder mehrere weitere Lander in einer Weise geleitet,
die in einem der beiden oder in beiden Mitgliedstaaten zur Steuerer-
sparnis fithren kann;
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d) die zustindige Behorde eines Mitgliedstaats hat Griinde fiir die Ver-
mutung einer Steuerersparnis durch kiinstliche Gewinnverlagerungen
innerhalb eines Konzerns;

e) in einem Mitgliedstaat ist im Zusammenhang mit Informationen, die
ihm von der zustdndigen Behoérde eines anderen Mitgliedstaats iiber-
mittelt worden sind, ein Sachverhalt ermittelt worden, der fiir die
Steuerfestsetzung in dem anderen Mitgliedstaat erheblich sein kdnn-
te.

(2) Die zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten konnen den zu-
stindigen Behorden der anderen Mitgliedstaaten im Wege des spontanen
Informationsaustauschs alle Informationen, von denen sie Kenntnis ha-
ben und die fiir die zustdndigen Behorden der anderen Mitgliedstaaten
von Nutzen sein konnen, iibermitteln.

Artikel 10

Fristen

(1) Die zustindige Behorde, fiir die die in Artikel 9 Absatz 1 ge-
nannten Informationen verfiigbar werden, iibermittelt diese Informatio-
nen so schnell wie moglich an die zustdndige Behorde jedes anderen
betroffenen Mitgliedstaats, spétestens jedoch einen Monat, nachdem sie
verfiigbar geworden sind.

(2) Die zustindige Behorde, der Informationen nach MalB3gabe des
Artikels 9 iibermittelt werden, bestétigt der zustdndigen Behdrde, die
die Informationen {ibermittelt hat, unverziiglich, spatestens jedoch sie-
ben Arbeitstage nach Eingang der Informationen, méglichst auf elektro-
nischem Wege den Erhalt der Informationen.

KAPITEL III

SONSTIGE FORMEN DER VERWALTUNGSZUSAMMENARBEIT

ABSCHNITT 1

Anwesenheit in den Amtsriumen von Behorden und Teilnahme an
behérdlichen Ermittlungen

Artikel 11
Umfang und Bedingungen

(1) Die ersuchende und die ersuchte Behorde konnen vereinbaren,
dass unter den von letzterer festgelegten Regelungen ordnungsgemél
befugte Bedienstete der ersuchenden Behorde zum Zweck des Informa-
tionsaustauschs gemal Artikel 1 Absatz 1:

a) in den Amtsrdumen zugegen sein diirfen, in denen die Verwaltungs-
behorden des ersuchten Mitgliedstaats ihre Tatigkeit ausiiben;

b) bei den behdrdlichen Ermittlungen zugegen sein diirfen, die im Ho-
heitsgebiet des ersuchten Mitgliedstaats durchgefiihrt werden.

Ist die erbetene Information in Unterlagen enthalten, zu denen die Be-
diensteten der ersuchten Behorde Zugang haben, so werden den Be-
diensteten der ersuchenden Behdrde Kopien dieser Unterlagen aus-
gehindigt.

(2)  Sofern dies nach den Rechtsvorschriften des ersuchten Mitglied-
staats zuldssig ist, kann die in Absatz 1 genannte Vereinbarung vor-
sehen, dass Bedienstete der ersuchenden Behorde, die bei behordlichen
Ermittlungen zugegen sind, Einzelpersonen befragen und Aufzeichnun-
gen priifen diirfen.
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Jede Weigerung der Person, gegen die ermittelt wird, den Uberpriifungs-
mafnahmen der Bediensteten der ersuchenden Behorde zu entsprechen,
wird von der ersuchten Behorde wie eine Weigerung gegeniiber Be-
diensteten der eigenen Behdrde behandelt.

(3) Befugte Bedienstete der ersuchenden Behorde, die sich gemif
Absatz 1 in einem anderen Mitgliedstaat aufhalten, miissen jederzeit
eine schriftliche Vollmacht vorlegen kdénnen, aus der ihre Identitét
und dienstliche Stellung hervorgehen.

ABSCHNITT 11

Gleichzeitige Priifungen

Artikel 12

Gleichzeitige Priifungen

(1)  Vereinbaren zwei oder mehr Mitgliedstaaten, jeweils in ihrem
Hoheitsgebiet gleichzeitige Priifungen einer oder mehrerer Personen
von gemeinsamem oder ergidnzendem Interesse durchzufiihren, um die
dabei erlangten Informationen auszutauschen, so finden die Absitze 2, 3
und 4 Anwendung.

(2) Die zustindige Behorde eines jeden Mitgliedstaats bestimmt
selbst, welche Personen sie fiir eine gleichzeitige Priifung vorschlagen
will. Sie unterrichtet die zustindige Behorde der anderen betroffenen
Mitgliedstaaten liber die Fille, fiir die sie eine gleichzeitige Priifung
vorschldgt, und begriindet ihre Wahl.

Sie gibt an, in welchem Zeitraum derartige Priifungen durchgefiihrt
werden sollen.

(3) Die zustindige Behorde eines jeden betroffenen Mitgliedstaats
entscheidet, ob sie an der gleichzeitigen Priifung teilnehmen will. Sie
bestitigt der Behorde, die eine gleichzeitige Priifung vorgeschlagen hat,
ihr Einverstdndnis oder teilt ihre begriindete Ablehnung mit.

(4) Die zustindige Behorde jedes betroffenen Mitgliedstaats benennt
einen fiir die Beaufsichtigung und die Koordinierung der Priifung ver-
antwortlichen Vertreter.

ABSCHNITT 111

Zustellung durch die Verwaltung

Artikel 13

Zustellungsersuchen

(1)  Auf Antrag der zustindigen Behorde eines Mitgliedstaats stellt
die zustindige Behorde eines anderen Mitgliedstaats nach Mallgabe der
Rechtsvorschriften fiir die Zustellung entsprechender Akte im ersuchten
Mitgliedstaat dem Adressaten alle Akte und Entscheidungen von Ver-
waltungsbehdrden des ersuchenden Mitgliedstaats zu, die mit der An-
wendung der Rechtsvorschriften iiber die unter diese Richtlinie fallen-
den Steuern in dessen Gebiet zusammenhéngen.
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(2) Das Zustellungsersuchen enthdlt Angaben iiber den Gegenstand
des zuzustellenden Akts oder der zuzustellenden Entscheidung sowie
Namen und Anschrift des Adressaten und alle weiteren Informationen,
die die Identifizierung des Adressaten erleichtern kénnen.

(3) Die ersuchte Behorde teilt der ersuchenden Behorde unverziiglich
mit, was aufgrund des Zustellungsersuchens veranlasst wurde, und ins-
besondere, an welchem Tag der Akt oder die Entscheidung dem Adres-
saten zugestellt wurde.

(4) Die ersuchende Behorde stellt nur dann ein Zustellungsersuchen
nach diesem Artikel, wenn sie nicht in der Lage ist, die Zustellung nach
Mafgabe der Rechtsvorschriften fiir die Zustellung der betreffenden
Akte im ersuchenden Mitgliedstaat vorzunehmen, oder wenn die Zu-
stellung unverhiltnisméaBige Schwierigkeiten aufwerfen wiirde. Die zu-
stindige Behorde eines Mitgliedstaats kann einer Person im Hoheits-
gebiet eines anderen Mitgliedstaats jedes Dokument per Einschreiben
oder auf elektronischem Wege direkt zustellen.

ABSCHNITT 1V

Riickmeldungen

Artikel 14

Bedingungen

(1)  Ubermittelt eine zustindige Behorde Informationen gemiB den
Artikeln 5 oder 9, so kann sie die zustindige Behorde, die die Infor-
mationen erhdlt, um eine Riickmeldung dazu bitten. Wird um eine
Riickmeldung gebeten, so iibermittelt die zustdndige Behorde, die die
Informationen erhalten hat, unbeschadet der geltenden Vorschriften ihres
Mitgliedstaats zum Schutz des Steuergeheimnisses und zum Datenschutz
der zustindigen Behorde, die die Informationen iibermittelt hat, die
Riickmeldung sobald wie moglich und spitestens drei Monate nach
Bekanntwerden des Ergebnisses der Verwendung der erbetenen Infor-
mationen. Die Kommission legt die praktischen Regelungen gemall dem
in Artikel 26 Absatz 2 genannten Verfahren fest.

(2) Die zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten iibermitteln den
anderen betroffenen Mitgliedstaaten einmal jahrlich nach bilateral ver-
einbarten praktischen Regelungen eine Riickmeldung zum automati-
schen Informationsaustausch.

ABSCHNITT V

Austausch bewihrter Praktiken und Erfahrungsaustausch

Artikel 15
Umfang und Bedingungen

(1) Die Mitgliedstaaten und die Kommission priifen und bewerten
gemeinsam die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehdrden nach dieser
Richtlinie und tauschen ihre Erfahrungen aus, um die Zusammenarbeit
zu verbessern und gegebenenfalls in den betroffenen Bereichen Regeln
aufzustellen.

(2) Die Mitgliedstaaten konnen gemeinsam mit der Kommission
Leitlinien zu allen Aspekten, die fiir den Austausch von bewihrten
Praktiken und von Erfahrungen fiir notwendig erachtet werden,
erstellen.
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KAPITEL IV
BEDINGUNGEN FUR DIE ZUSAMMENARBEIT DER
VERWALTUNGSBEHORDEN
Artikel 16

Weitergabe von Informationen und Schriftstiicken

(1)  Die Informationen, die nach Maf3gabe dieser Richtlinie in irgend-
einer Form zwischen Mitgliedstaaten tibermittelt werden, unterliegen der
Geheimhaltungspflicht und genieen den Schutz, den das nationale
Recht des Mitgliedstaats, der sie erhalten hat, fiir vergleichbare Infor-
mationen gewéhrt. Diese Informationen koénnen zur Anwendung und
Durchsetzung des innerstaatlichen Rechts der Mitgliedstaaten iiber die
in Artikel 2 genannten Steuern verwendet werden.

Diese Informationen kdnnen auch zur Festsetzung und Beitreibung an-
derer Steuern und Abgaben gemil Artikel 2 der Richtlinie 2010/24/EU
des Rates vom 16. Mérz 2010 iiber die Amtshilfe bei der Beitreibung
von Forderungen in Bezug auf bestimmte Steuern, Abgaben und sons-
tige MaBnahmen (') oder zur Festsetzung und Einziehung von Pflicht-
beitrdgen zu Sozialversicherungen verwendet werden.

Ferner konnen sie im Zusammenhang mit Gerichts- und Verwaltungs-
verfahren verwendet werden, die Sanktionen wegen Nichtbeachtung des
Steuerrechts zur Folge haben konnen, und zwar unbeschadet der allge-
meinen Regelungen und Vorschriften iiber die Rechte der Beklagten
und Zeugen in solchen Verfahren.

(2) Mit Zustimmung der zustdndigen Behorde des Mitgliedstaats, die
im Rahmen dieser Richtlinie Informationen iibermittelt, und nur inso-
weit, als dies gemdB den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats der zu-
stindigen Behorde, die die Informationen erhélt, zuldssig ist, konnen die
im Rahmen dieser Richtlinie erhaltenen Informationen und Schriftstiicke
fiir andere als in Absatz 1 genannte Zwecke verwendet werden. Diese
Zustimmung wird erteilt, wenn die Informationen in dem Mitgliedstaat
der zustidndigen Behorde, die die Informationen ilibermittelt, fiir &hnliche
Zwecke verwendet werden konnen.

(3)  Ist die zustindige Behorde eines Mitgliedstaats der Ansicht, dass
Informationen, die sie von der zustindigen Behdrde eines anderen Mit-
gliedstaats erhalten hat, fiir die zustindige Behorde eines dritten Mit-
gliedstaats fiir die in Absatz 1 genannten Zwecke von Nutzen sein
konnten, so kann sie diese Informationen der letztgenannten zustindigen
Behorde unter der Voraussetzung weitergeben, dass diese Weitergabe
im FEinklang mit den in dieser Richtlinie festgelegten Regeln und Ver-
fahren erfolgt. Sie teilt der zustindigen Behorde des Mitgliedstaats, von
dem die Informationen stammen, ihre Absicht mit, die Informationen
einem dritten Mitgliedstaat weiterzugeben. Der Mitgliedstaat, von dem
die Informationen stammen, kann innerhalb von zehn Arbeitstagen nach
Eingang der Mitteilung iiber die beabsichtigte Weitergabe mitteilen,
dass er dieser Weitergabe der Informationen nicht zustimmt.

(4) Die Zustimmung zu der Verwendung von Informationen geméf
Absatz 2, deren Weitergabe gemdll Absatz 3 erfolgt ist, darf nur durch
die zustdndige Behorde des Mitgliedstaats erteilt werden, von dem die
Informationen stammen.

() ABL L 84 vom 31.3.2010, S. 1.
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(5) Informationen, Berichte, Bescheinigungen und andere Schriftstii-
cke oder beglaubigte Kopien von Schriftstiicken oder Ausziige daraus,
die die ersuchte Behorde erhalten und der ersuchenden Behdrde im
Einklang mit dieser Richtlinie {ibermittelt hat, konnen von den zustén-
digen Behorden des ersuchenden Mitgliedstaats in gleicher Weise als
Beweismittel verwendet werden wie entsprechende Informationen, Be-
richte, Bescheinigungen und andere Schriftstiicke einer Behorde dieses
Mitgliedstaats.

(6)  Ungeachtet der Absdtze 1 bis 4 werden Informationen, die geméal
Artikel 8aa zwischen den Mitgliedstaaten tibermittelt werden, fiir die
Zwecke der allgemeinen Beurteilung der Risiken der Verrechnungs-
preisgestaltung und anderer Risiken im Zusammenhang mit Gewinnver-
kiirzung und Gewinnverlagerung, einschlieflich der Beurteilung des
Risikos der Nichteinhaltung geltender Verrechnungspreisregelungen
durch Mitglieder der MULTINATIONALEN UNTERNEHMENS-
GRUPPE, sowie gegebenenfalls fiir wirtschaftliche und statistische Ana-
lysen verwendet. Verrechnungspreisanpassungen durch die Steuerbehor-
den des Mitgliedstaats, der die Informationen erhélt, diirfen nicht auf die
gemill Artikel 8aa ausgetauschten Informationen gestiitzt sein. Un-
geachtet dessen ist es nicht untersagt, die gemiB Artikel 8aa zwischen
den Mitgliedstaaten iibermittelten Informationen als Grundlage fiir wei-
tere Untersuchungen beziiglich der Verrechnungspreisvereinbarungen
der MULTINATIONALEN UNTERNEHMENSGRUPPE oder beziig-
lich anderer Steuersachen im Zuge einer Steuerpriifung zu nutzen, und
entsprechende Anpassungen des steuerpflichtigen Einkommens einer
GESCHAFTSEINHEIT kénnen auf dieser Grundlage vorgenommen
werden.

Artikel 17

Beschriinkungen

(1)  Eine ersuchte Behorde eines Mitgliedstaats erteilt einer ersuchen-
den Behorde eines anderen Mitgliedstaats die Informationen gemif3 Ar-
tikel 5 unter der Voraussetzung, dass die ersuchende Behorde die iib-
lichen Informationsquellen ausgeschopft hat, die sie unter den gegebe-
nen Umstidnden zur Erlangung der erbetenen Informationen genutzt ha-
ben konnte, ohne die Erreichung ihres Ziels zu gefahrden.

(2) Die vorliegende Richtlinie verpflichtet einen ersuchten Mitglied-
staat nicht zu Ermittlungen oder zur Ubermittlung von Informationen,
wenn die Durchfithrung solcher Ermittlungen bzw. die Beschaffung der
betreffenden Informationen durch diesen Mitgliedstaat fiir seine eigenen
Zwecke mit seinen Rechtsvorschriften unvereinbar wire.

(3) Die zustindige Behorde eines ersuchten Mitgliedstaats kann die
Ubermittlung von Informationen ablehnen, wenn der ersuchende Mit-
gliedstaat seinerseits aus rechtlichen Griinden nicht zur Ubermittlung
entsprechender Informationen in der Lage ist.

(4) Die Ubermittlung von Informationen kann abgelehnt werden,
wenn sie zur Preisgabe eines Handels-, Gewerbe- oder Berufsgeheim-
nisses oder eines Geschiftsverfahrens fiihren wiirde oder wenn die
Preisgabe der betreffenden Information die 6ffentliche Ordnung verlet-
zen wiirde.

(5) Die ersuchte Behorde teilt der ersuchenden Behorde die Griinde
mit, aus denen ein Auskunftsersuchen abgelehnt wurde.
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Artikel 18
Pflichten

(1)  Ersucht ein Mitgliedstaat im Einklang mit dieser Richtlinie um
Informationen, so trifft der ersuchte Mitgliedstaat die ihm zur Beschaf-
fung von Informationen zur Verfiigung stehenden Maflnahmen, um sich
die erbetenen Informationen zu verschaffen, auch wenn dieser Mitglied-
staat solche Informationen mdglicherweise nicht fiir eigene Steuerzwe-
cke bendtigt. Diese Verpflichtung gilt unbeschadet des Artikels 17 Ab-
sitze 2, 3 und 4, der jedoch nicht so ausgelegt werden kann, dass sich
ein ersuchter Mitgliedstaat darauf berufen kann, um die Bereitstellung
der Informationen allein deshalb abzulehnen, weil er kein eigenes Inte-
resse daran hat.

(2)  Artikel 17 Absétze 2 und 4 ist in keinem Fall so auszulegen, dass
die ersuchte Behorde eines Mitgliedstaats die Erteilung von Informatio-
nen nur deshalb ablehnen kann, weil die Informationen sich bei einer
Bank, einem sonstigen Finanzinstitut, einem Bevollméichtigten, Vertreter
oder Treuhédnder befinden oder sich auf Eigentumsanteile an einer Per-
son beziehen.

(3)  Ungeachtet des Absatzes 2 kann ein Mitgliedstaat die Ubermitt-
lung der erbetenen Informationen verweigern, wenn diese Informationen
vor dem 1. Januar 2011 liegende Besteuerungszeitrdume betreffen und
wenn die Ubermittlung dieser Informationen auf der Grundlage des
Artikels 8 Absatz 1 der Richtlinie 77/799/EWG hitte verweigert werden
konnen, falls vor dem 11. Mérz 2011 um sie ersucht worden wire.

Artikel 19

Ausdehnung einer umfassenderen Zusammenarbeit, die mit einem
Drittland eingegangen wird

Geht ein Mitgliedstaat mit einem Drittland eine umfassendere Zusam-
menarbeit als in dieser Richtlinie vorgesehen ein, so kann dieser Mit-
gliedstaat es nicht ablehnen, mit anderen Mitgliedstaaten, die dies wiin-
schen, eine solche umfassendere gegenseitige Zusammenarbeit
einzugehen.

Artikel 20

Standardformblitter und elektronische Formate

(1)  Ersuchen um Informationen und behérdliche Ermittlungen gemaf
Artikel 5 sowie die entsprechenden Antworten, Empfangsbestitigungen,
Ersuchen um zusitzliche Hintergrundinformationen und Mitteilungen
iiber das Unvermogen zur oder die Ablehnung der Erfiillung des Er-
suchens gemél Artikel 7 werden soweit moglich mit Hilfe eines Stan-
dardformblatts iibermittelt, das die Kommission nach dem Verfahren
gemil Artikel 26 Absatz 2 annimmt.

Dem Standardformblatt kdnnen Berichte, Bescheinigungen und andere
Schriftstiicke oder beglaubigte Kopien von Schriftstiicken oder Ausziige
daraus beigefiigt werden.

(2) Das Standardformblatt nach Absatz 1 beinhaltet zumindest die
folgenden Informationen, die von der ersuchenden Behdrde zu iiber-

mitteln sind:

a) die Bezeichnung der Person, der die Untersuchung oder Ermittlung
gilt;

b) der steuerliche Zweck, zu dem die Informationen beantragt werden.
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Die ersuchende Behdrde kann — soweit bekannt und im Einklang mit
den Entwicklungen auf internationaler Ebene — Name und Anschrift
jeder Person, von der angenommen wird, dass sie iiber die gewlinschten
Informationen verfiigt, wie auch jede Angabe {ibermitteln, welche die
Beschaffung von Informationen durch die ersuchte Behorde erleichtern
konnte.

(3) Der spontane Informationsaustausch und seine Bestitigung ge-
mél den Artikeln 9 und 10, Zustellungsersuchen gemif Artikel 13
und Riickmeldungen gemél Artikel 14 erfolgen mit Hilfe des von der
Kommission nach dem Verfahren gemifl Artikel 26 Absatz 2 angenom-
menen Standardformblatts.

(4) Der automatische Informationsaustausch gemaB Artikel 8 erfolgt
iiber ein von der Kommission nach dem Verfahren gemill Artikel 26
Absatz 2 angenommenes elektronisches Standardformat, mit dem ein
solcher automatischer Austausch erleichtert werden soll und dem das
bestehende elektronische Format nach Artikel 9 der Richtlinie
2003/48/EG zugrunde liegt, das fiir alle Arten des automatischen Infor-
mationsaustauschs zu verwenden ist.

(5) Fiir folgende Fille nimmt die Kommission nach dem in Artikel 26
Absatz 2 genannten Verfahren Standardformblitter, einschlieflich der
Sprachenregelung, an:

a) fiir den automatischen Informationsaustausch iiber grenziiberschrei-
tende Vorbescheide und Vorabverstindigungen iiber die Verrech-
nungspreisgestaltung gemif3 Artikel 8a vor dem 1. Januar 2017,

b) fir den automatischen Informationsaustausch iiber meldepflichtige
grenziiberschreitende Gestaltungen gemidl Artikel 8ab vor dem
30. Juni 2019.

Diese Standardformblétter diirfen nicht iiber die in Artikel 8a Absatz 6
und Artikel 8b Absatz 14 aufgelisteten Elemente des Informationsaus-
tauschs und andere mit diesen Elementen zusammenhédngende Felder
hinausgehen, die zur Erreichung der in den Artikeln 8a und 8ab ge-
nannten Ziele erforderlich sind.

Die in Unterabsatz 1 genannte Sprachenregelung hindert die Mitglied-
staaten nicht daran, die Informationen nach den Artikeln 8a und 8ab in
einer beliebigen Amtssprache der Union zu iibermitteln. In dieser Spra-
chenregelung kann jedoch vorgesehen werden, dass die Schliisselele-
mente dieser Informationen auch in einer anderen Amtssprache der
Union zu iibermitteln sind.

(6) Der automatische Informationsaustausch iiber den linderbezoge-
nen Bericht gemél Artikel 8aa erfolgt in standardisierter Form unter
Verwendung der Tabellen 1, 2 und 3 in Anhang III Abschnitt III. Die
Kommission erlédsst bis zum 31. Dezember 2016 im Wege von Durch-
fiihrungsrechtsakten die Sprachenregelung fiir diesen Austausch. Diese
hindert die Mitgliedstaaten nicht daran, die Informationen nach Arti-
kel 8aa in einer beliebigen Amts- und Arbeitssprache der Union zu
iibermitteln. In dieser Sprachenregelung kann jedoch vorgesehen wer-
den, dass die Schliisselelemente dieser Informationen auch in einer an-
deren Amtssprache der Union iibermittelt werden. Diese Durchfiihrungs-
rechtsakte werden gemédfl dem in Artikel 26 Absatz 2 genannten Ver-
fahren erlassen.
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Artikel 21

Praktische Regelungen

(1) Die Informationsiibermittlung im Rahmen dieser Richtlinie er-
folgt soweit moglich auf elektronischem Wege mit Hilfe des
CCN-Netzes.

Notigenfalls wird die Kommission die fiir die Umsetzung von Unter-
absatz 1 erforderlichen praktischen Regelungen im Einklang mit dem
Verfahren nach Artikel 26 Absatz 2 treffen.

(2) Die Kommission ist dafiir verantwortlich, das CCN-Netz gegebe-
nenfalls weiterzuentwickeln, wenn dies fiir den Informationsaustausch
zwischen den Mitgliedstaaten notwendig ist, und die Sicherheit des
CCN-Netzes zu gewdhrleisten.

Die Mitgliedstaaten sind dafiir verantwortlich, ihre Systeme gegebenen-
falls weiterzuentwickeln, wenn dies fiir den Informationsaustausch mit
Hilfe des CCN-Netzes notwendig ist, und die Sicherheit ihrer Systeme
zu gewihrleisten.

Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass jede natiirliche MELDEPFLICH-
TIGE PERSON iiber eine Sicherheitsverletzung in Bezug auf ihre Daten
unterrichtet wird, wenn durch diese Verletzung eine Beeintrichtigung
des Schutzes ihrer personenbezogenen Daten oder ihrer Privatsphire zu
erwarten ist.

Die Mitgliedstaaten verzichten auf alle Anspriiche auf Erstattung der
sich aus der Anwendung dieser Richtlinie ergebenden Kosten, mit Aus-
nahme der gegebenenfalls an Experten gezahlten Vergilitungen.

(3)  Personen, die von der Akkreditierungsstelle der Kommission fiir
IT-Sicherheit ordnungsgemdfl akkreditiert wurden, haben nur in dem
Umfang Zugang zu diesen Informationen, wie es fiir die Pflege, War-
tung und Entwicklung des in Absatz 5 genannten Verzeichnisses und
des CCN-Netzes erforderlich ist.

(4)  Ersuchen um Zusammenarbeit, einschlieBlich Zustellungsersu-
chen, und beigefiigte Schriftstiicke konnen in den Sprachen abgefasst
werden, die zwischen der ersuchten und der ersuchenden Behorde ver-
einbart wurden.

Solchen Ersuchen wird eine Ubersetzung in die Amtssprache oder in
eine der Amtssprachen des Mitgliedstaats der ersuchten Behorde nur in
besonderen Féllen beigefiigt, wenn die ersuchte Behorde die Anforde-
rung einer solchen Ubersetzung begriindet.

(5) Die Kommission richtet bis zum 31. Dezember 2017 ein sicheres
Zentralverzeichnis der Mitgliedstaaten iiber die Zusammenarbeit der
Verwaltungsbehdrden im Bereich der Besteuerung ein, in dem die ge-
mif Artikel 8a Absdtze 1 und 2 zu libermittelnden Informationen erfasst
werden, um das Erfordernis des automatischen Austauschs gemil die-
sen Absitzen zu erfiillen, und stellt die entsprechende technische und
logistische Unterstiitzung bereit.

Die Kommission richtet bis zum 31. Dezember 2019 ein sicheres Zen-
tralverzeichnis der Mitgliedstaaten iiber die Zusammenarbeit der Ver-
waltungsbehdrden im Bereich der Besteuerung ein, in dem die gemif
Artikel 8ab Absidtze 13, 14 und 16 zu iibermittelnden Informationen
erfasst werden, um das Erfordernis des automatischen Austauschs ge-
mifB diesen Absdtzen zu erflillen, und stellt die entsprechende tech-
nische und logistische Unterstiitzung bereit.
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Die zustidndigen Behorden aller Mitgliedstaaten haben Zugang zu den in
diesem Verzeichnis erfassten Informationen. Auch die Kommission hat
Zugang zu den in diesem Verzeichnis erfassten Informationen, aller-
dings innerhalb der in Artikel 8a Absatz 8 und Artikel 8ab Absatz 17
festgelegten Grenzen. Die nétigen praktischen Regelungen werden von
der Kommission nach dem in Artikel 26 Absatz 2 aufgefiihrten Ver-
fahren festgelegt.

Bis dieses sichere Zentralverzeichnis funktionsfdhig ist, erfolgt der in
Artikel 8a Absdtze 1 und 2 sowie Artikel 8ab Absdtze 13, 14 und
16 genannte automatische Informationsaustausch gemaf3 Absatz 1 dieses
Artikels und gemiB den einschldgigen praktischen Regelungen.

(6) Die Ubermittlung der nach Artikel 8aa Absatz 2 vorgelegten
Informationen erfolgt auf elektronischem Wege mithilfe des
CCN-Netzes. Die Kommission erldsst im Wege von Durchfithrungs-
rechtsakten die erforderlichen praktischen Regelungen fiir die Moderni-
sierung des CCN-Netzes. Diese Durchfiihrungsrechtsakte werden gemaf
dem in Artikel 26 Absatz 2 genannten Verfahren erlassen.

Artikel 22

Besondere Pflichten

(1) Die Mitgliedstaaten treffen alle notwendigen Maflnahmen, um

a) eine wirksame interne Zusammenarbeit im Rahmen der in Artikel 4
genannten Organisation sicherzustellen;

b) eine direkte Zusammenarbeit mit den in Artikel 4 genannten Behor-
den der anderen Mitgliedstaaten einzurichten;

¢) das reibungslose Funktionieren der in dieser Richtlinie festgelegten
Regelungen iiber die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehdrden
sicherzustellen.

(la)  Fiir die Zwecke der Anwendung und Durchsetzung von Rechts-
vorschriften der Mitgliedstaaten zur Umsetzung dieser Richtlinie und
zur Gewihrleistung des Funktionierens der mit ihr eingerichteten Zu-
sammenarbeit der Verwaltungsbehorden gewéhren die Mitgliedstaaten
den Steuerbehdrden durch Rechtsvorschriften Zugang zu den Mecha-
nismen, Verfahren, Dokumenten und Informationen gemdfl den Arti-
keln 13, 30, 31 und 40 der Richtlinie (EU) 2015/849 des Europiischen
Parlaments und des Rates (1).

(2) Die Kommission unterrichtet jeden Mitgliedstaat iiber alle allge-
meinen Informationen iiber die Umsetzung und die Anwendung dieser
Richtlinie, die sie erhidlt und die sie bereitstellen kann.

(") Richtlinie (EU) 2015/849 des Europdischen Parlaments und des Rates vom
20. Mai 2015 zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke
der Geldwische und der Terrorismusfinanzierung, zur Anderung der
Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates
und zur Authebung der Richtlinie 2005/60/EG des Europdischen Parlaments
und des Rates und der Richtlinie 2006/70/EG der Kommission (ABL L 141
vom 5.6.2015, S. 73).
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KAPITEL V
BEZIEHUNGEN ZUR KOMMISSION

Artikel 23

Bewertung

(1) Die Mitgliedstaaten und die Kommission priifen und bewerten
das Funktionieren der in dieser Richtlinie geregelten Zusammenarbeit
der Verwaltungsbehorden.

(2) Die Mitgliedstaaten iibermitteln der Kommission alle sachdienli-
chen Informationen, die fiir die Bewertung der Wirksamkeit der Zusam-
menarbeit der Verwaltungsbehdrden im Einklang mit dieser Richtlinie
bei der Bekdmpfung von Steuerhinterziehung und -umgehung notwen-
dig sind.

(3) Die Mitgliedstaaten iibermitteln der Kommission eine jéhrliche
Bewertung der Wirksamkeit des automatischen Informationsaustauschs
gemiB den Artikeln 8, 8a, 8aa und 8ab sowie einen Uberblick iiber die
erreichten praktischen Ergebnisse. Die Kommission legt im Wege von
Durchfiihrungsrechtsakten die Form und die Bedingungen fiir die Uber-
mittlung dieser jdhrlichen Bewertung fest. Diese Durchfithrungsrechts-
akte werden gemifl dem in Artikel 26 Absatz 2 genannten Verfahren
erlassen.

(4) Die Kommission legt nach dem in Artikel 26 Absatz 2 genannten
Verfahren eine Liste statistischer Angaben fest, die die Mitgliedstaaten
zur Bewertung dieser Richtlinie vorlegen miissen.

Artikel 23a

Vertraulichkeit der Informationen

(1)  Die der Kommission gemél dieser Richtlinie iibermittelten Infor-
mationen sind von der Kommission im Einklang mit den flir die Be-
horden der Union geltenden Bestimmungen vertraulich zu behandeln
und diirfen nicht fiir andere Zwecke verwendet werden als fiir die
Priifung, ob und inwieweit die Mitgliedstaaten dieser Richtlinie
nachkommen.

(2) Die der Kommission gemif Artikel 23 von einem Mitgliedstaat
iibermittelten Informationen sowie etwaige Berichte oder Dokumente,
die die Kommission unter Verwendung solcher Informationen erstellt
hat, kdnnen an andere Mitgliedstaaten weitergegeben werden. Derartige
weitergegebene Informationen unterliegen der Geheimhaltungspflicht
und genieBen den Schutz, den das nationale Recht des Mitgliedstaats,
der sie erhalten hat, dhnlichen Informationen gewéhrt.

Die von der Kommission erstellten, in Unterabsatz 1 genannten Berichte
und Dokumente diirfen von den Mitgliedstaaten nur zu analytischen
Zwecken genutzt werden, und ohne ausdriickliche Zustimmung der
Kommission weder verdffentlicht noch Dritten oder anderen Stellen
zuginglich gemacht werden.
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KAPITEL VI
BEZIEHUNGEN ZU DRITTLANDERN

Artikel 24

Informationsaustausch mit Drittlindern

(1)  Erhélt die zustindige Behorde eines Mitgliedstaats von einem
Drittland Informationen, die fiir die Anwendung und Durchsetzung
des innerstaatlichen Rechts dieses Mitgliedstaats iiber die in Artikel 2
genannten Steuern voraussichtlich erheblich sind, so kann diese Behorde
diese Informationen — sofern dies aufgrund einer Vereinbarung mit
dem betreffenden Drittland zuldssig ist — den zustidndigen Behorden
der Mitgliedstaaten, fiir die diese Informationen von Nutzen sein konn-
ten, und allen ersuchenden Behdrden zur Verfiigung stellen.

(2) Die zustindigen Behorden konnen, im Einklang mit ihren inner-
staatlichen Bestimmungen iiber die Weitergabe personenbezogener Da-
ten an Drittlinder, die im Einklang mit dieser Richtlinie erhaltenen
Informationen an ein Drittland weitergeben, sofern alle folgenden Be-
dingungen erfiillt sind:

a) Die zustindige Behorde des Mitgliedstaats, von dem die Informatio-
nen stammen, ist mit der Ubermittlung einverstanden.

b) Das betroffene Drittland hat sich zu der Zusammenarbeit verpflichtet,
die fiir den Nachweis der UnregelméBigkeit oder der Rechtswidrig-
keit von mutmaBlich gegen die Steuervorschriften verstoBenden oder
ihnen zuwiderlaufenden Transaktionen erforderlich ist.

KAPITEL VII
ALLGEMEINE UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 25

Datenschutz

(1)  Jeder Informationsaustausch gemill dieser Richtlinie unterliegt
den Durchfiihrungsvorschriften zur Richtlinie 95/46/EG. Zur korrekten
Anwendung der vorliegenden Richtlinie begrenzen die Mitgliedstaaten
jedoch den Anwendungsbereich der in Artikel 10, Artikel 11 Absatz 1,
Artikel 12 und Artikel 21 der Richtlinie 95/46/EG genannten Pflichten
und Rechte, soweit dies notwendig ist, um die in Artikel 13 Absatz 1
Buchstabe e jener Richtlinie genannten Interessen zu schiitzen.

(la)  Jede Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe
und Einrichtungen der Union gemidfl dieser Richtlinie unterliegt der
Verordnung (EG) Nr. 45/2001. Fiir die Zwecke der korrekten Anwen-
dung der vorliegenden Richtlinie wird der Anwendungsbereich der in
Artikel 11, Artikel 12 Absatz 1 und den Artikeln 13 bis 17 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 45/2001 genannten Rechte und Pflichten jedoch be-
grenzt, soweit dies notwendig ist, um die in Artikel 20 Absatz 1 Buch-
stabe b dieser Verordnung genannten Interessen zu schiitzen.

(2) MELDENDE FINANZINSTITUTE und die zustdndigen Behor-
den jedes Mitgliedstaats gelten als fiir die Verarbeitung Verantwortliche
fiir die Zwecke der Richtlinie 95/46/EG.
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(3)  Ungeachtet des Absatzes 1 sorgt jeder Mitgliedstaat dafiir, dass
jedes MELDENDE FINANZINSTITUT in seinem Hoheitsgebiet jede
betroffene natiirliche MELDEPFLICHTIGE PERSON dariiber unterrich-
tet, dass die in Artikel 8 Absatz 3a genannten Informationen in Bezug
auf sie im Einklang mit dieser Richtlinie erhoben und weitergeleitet
werden; ferner sorgt jeder Mitgliedstaat dafiir, dass das MELDENDE
FINANZINSTITUT dieser Einzelperson alle Informationen, auf die sie
gemdf ihren innerstaatlichen Rechtsvorschriften zur Umsetzung der
Richtlinie 95/46/EG Anspruch hat, so rechtzeitig bereitstellt, dass die
Einzelperson ihre Datenschutzrechte ausiiben kann, und in jedem Fall
bevor das betreffende MELDENDE FINANZINSTITUT die in Artikel 8
Absatz 3a genannten Informationen an die zustdndige Behorde ihres
Ansissigkeitsmitgliedstaats meldet.

(4) Die im Einklang mit dieser Richtlinie verarbeiteten Informationen
diirfen nur so lange aufbewahrt werden, wie dies fiir die Zwecke dieser
Richtlinie erforderlich ist, und in jedem Fall im Einklang mit den inner-
staatlichen Vorschriften der einzelnen fiir die Verarbeitung Verantwort-
lichen {iber die Verjdhrung.

Artikel 25a

Sanktionen

Die Mitgliedstaaten erlassen Vorschriften iiber Sanktionen, die bei Ver-
stoBen gegen die geméal dieser Richtlinie im Hinblick auf die Artikel 8aa
und 8ab erlassenen nationalen Vorschriften zu verhdngen sind, und
treffen alle fiir die Anwendung der Sanktionen erforderlichen MafBinah-
men. Die Sanktionen miissen wirksam, verhiltnismafig und abschre-
ckend sein.

Artikel 26

Ausschussverfahren

(1) Die Kommission wird von dem Ausschuss fiir die Zusammen-
arbeit der Verwaltungsbehorden im Steuerbereich unterstiitzt. Dieser
Ausschuss ist ein Ausschuss im Sinne der Verordnung (EU)
Nr. 182/2011 des Europdischen Parlaments und des Rates (1).

(2)  Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 5 der
Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

Artikel 27

Berichterstattung

(1)  Alle fiinf Jahre nach dem 1. Januar 2013 legt die Kommission
dem Europdischen Parlament und dem Rat einen Bericht {iber die An-
wendung dieser Richtlinie vor.

(2) Alle zwei Jahre nach dem 1. Juli 2020 bewerten die Mitglied-
staaten und die Kommission die Relevanz des Anhangs IV und legt die
Kommission dem Rat einen Bericht vor. Diesem Bericht wird gegebe-
nenfalls ein Gesetzgebungsvorschlag beigefiigt.

(") Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europdischen Parlaments und des Rates
vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemeinen Regeln und Grund-
sitze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durchfithrungs-
befugnisse durch die Kommission kontrollieren (ABL. L 55 vom 28.2.2011,
S. 13).
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Artikel 27a

Fakultative Verlingerung der Fristen infolge der COVID-19-
Pandemie

(1)  Ungeachtet der Fristen fiir die Vorlage von Informationen iiber
meldepflichtige grenziiberschreitende Gestaltungen gemil Artikel 8ab
Absatz 12 konnen die Mitgliedstaaten die MaBinahmen ergreifen, die
erforderlich sind, damit Intermedidre und einschligige Steuerpflichtige
bis zum 28. Februar 2021 Informationen iiber meldepflichtige grenz-
iiberschreitende Gestaltungen vorlegen konnen, deren erster Schritt zwi-
schen dem 25. Juni 2018 und dem 30. Juni 2020 umgesetzt wurde.

(2)  Ergreifen die Mitgliedstaaten Maflnahmen nach Absatz 1, so er-
greifen sie auch die MaBBnahmen, die erforderlich sind, damit

a) die ersten Informationen ungeachtet des Artikels 8ab Absatz 18 bis
zum 30. April 2021 iibermittelt werden;

b) der Zeitraum von 30 Tagen fiir die Vorlage von Informationen ge-
mil Artikel 8ab Absidtze 1 und 7 bis zum 1. Januar 2021 beginnt,
wenn

i) zwischen dem 1. Juli 2020 und dem 31. Dezember 2020 eine
meldepflichtige grenziiberschreitende Gestaltung zur Umsetzung
bereitgestellt wird, umsetzungsbereit ist oder der erste Schritt
ithrer Umsetzung gemacht wurde, oder

ii) die Intermedidre im Sinne des Artikels 3 Nummer 21 Absatz 2
zwischen dem 1. Juli 2020 und dem 31. Dezember 2020 unmit-
telbar oder iiber andere Personen Hilfe, Unterstiitzung oder Be-
ratung leisten;

¢) der Intermedidr im Falle von marktfdhigen Gestaltungen bis zum
30. April 2021 den ersten regelméBigen Bericht gemil3 Artikel 8ab
Absatz 2 vorlegt.

(3)  Ungeachtet der in Artikel 8 Absatz 6 Buchstabe b genannten Frist
konnen die Mitgliedstaaten die MaBnahmen ergreifen, die erforderlich
sind, damit die Ubermittlung von Informationen gemif Artikel 8 Absatz
3a, die sich auf das Kalenderjahr 2019 oder einen anderen geeigneten
Meldezeitraum beziehen, binnen 12 Monaten nach Ende des Kalender-
jahres 2019 oder des anderen geeigneten Meldezeitraums erfolgt.

Artikel 27b

Weitere Verlingerung der Fristen

(1)  Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission einstimmig einen
Durchfiihrungsbeschluss erlassen, um die in Artikel 27a festgelegte
Fristverlangerung um drei Monate zu verldngern, sofern weiterhin
schwerwiegende Risiken fiir die offentliche Gesundheit, Hemmnisse
und wirtschaftliche Storungen infolge der COVID-19-Pandemie beste-
hen und die Mitgliedstaaten Ausgangsbeschrankungen anwenden.

(2)  Der Vorschlag fiir einen Durchfithrungsbeschluss des Rates wird
dem Rat mindestens einen Monat vor Ablauf der entsprechenden Frist
iibermittelt.
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Artikel 28
Aufthebung der Richtlinie 77/799/EWG

Die Richtlinie 77/799/EWG wird mit Wirkung vom 1. Januar 2013
aufgehoben.

Verweisungen auf die aufgehobene Richtlinie gelten als Verweisungen
auf die vorliegende Richtlinie.

Artikel 29
Umsetzung
(1)  Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungsvorschrif-

ten in Kraft, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie spdtestens mit
Wirkung vom 1. Januar 2013 nachzukommen.

Sie setzen jedoch die Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die erfor-
derlich sind, um Artikel 8 dieser Richtlinie nachzukommen, spitestens
mit Wirkung vom 1. Januar 2015 in Kraft.

Sie teilen der Kommission unverziiglich den Wortlaut dieser Vorschrif-
ten mit.

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen sie in
den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen
Veroffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln
die Einzelheiten der Bezugnahme.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der

wichtigsten nationalen Rechtsvorschriften mit, die sie auf dem unter
diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 30

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Verdffentlichung im Amtsblatt der
Europdischen Union in Kraft.

Artikel 31

Adressaten

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.
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ANHANG 1

MELDE- UND SORGFALTSVORSCHRIFTEN FUR INFORMATIONEN
UBER FINANZKONTEN

In diesem Anhang werden die Melde- und Sorgfaltsvorschriften festgelegt, die
von MELDENDEN FINANZINSTITUTEN angewendet werden miissen, damit
die Mitgliedstaaten die in Artikel 8 Absatz 3a dieser Richtlinie genannten Infor-
mationen im Wege des automatischen Austauschs iibermitteln konnen. In diesem
Anhang werden ferner die Vorschriften und Verwaltungsverfahren beschrieben,
iber die Mitgliedstaaten zur wirksamen Umsetzung und Einhaltung der nach-
folgend beschriebenen Verfahren zur Erfiillung der Melde- und Sorgfaltspflichten
verfiigen miissen.

ABSCHNITT 1
ALLGEMEINE MELDEPFLICHTEN

A. Vorbehaltlich der Unterabschnitte C bis E muss jedes MELDENDE FI-
NANZINSTITUT fiir jedes MELDEPFLICHTIGE KONTO dieses MEL-
DENDEN FINANZINSTITUTS der zustindigen Behorde seines Mitglied-
staats die folgenden Informationen melden:

1. Name, Anschrift, Anséssigkeitsmitgliedstaat(en), STEUERIDENTIFIKA-
TIONSNUMMER(N) sowie Geburtsdatum und -ort (bei natiirlichen Per-
sonen) jeder MELDEPFLICHTIGEN PERSON, die Inhaber des Kontos
ist, sowie bei einem RECHTSTRAGER, der KONTOINHABER ist und
fiir den nach Anwendung der Verfahren zur Erfiillung der Sorgfaltspflich-
ten nach den Abschnitten V, VI und VII eine oder mehrere BEHERR-
SCHENDE PERSONEN ermittelt wurden, die MELDEPFLICHTIGE
PERSONEN sind, Name, Anschrift, Anséssigkeitsmitgliedstaat(en) und
(sofern vorhanden) andere Ansissigkeitsstaaten und STEUERIDENTIFI-
KATIONSNUMMER des RECHTSTRAGERS sowie Name, Anschrift,
Ansissigkeitsmitgliedstaat(en) und STEUERIDENTIFIKATIONSNUM-
MER(N), Geburtsdatum und -ort jeder MELDEPFLICHTIGEN PERSON;

2. Kontonummer (oder funktionale Entsprechung, wenn keine Kontonummer
vorhanden);

3. Name und (gegebenenfalls) Identifikationsnummer des MELDENDEN FI-
NANZINSTITUTS;

4. Kontosaldo oder -wert (einschlieBlich des BARWERTS oder Riickkauf-
werts bei RUCKKAUFSFAHIGEN VERSICHERUNGS- oder RENTEN-
VERSICHERUNGSVERTRAGEN) zum Ende des betreffenden Kalender-
jahrs oder eines anderen geeigneten Meldezeitraums oder, wenn das Konto
im Laufe des Jahres bezichungsweise Zeitraums aufgelost wurde, die Auf-
16sung des Kontos;

5. bei VERWAHRKONTEN:

a) Gesamtbruttobetrag der Zinsen, Gesamtbruttobetrag der Dividenden
und Gesamtbruttobetrag anderer Einkiinfte, die mittels der auf dem
Konto vorhandenen Vermogenswerte erzielt und jeweils auf das Konto
(oder in Bezug auf das Konto) im Laufe des Kalenderjahrs oder eines
anderen geeigneten Meldezeitraums eingezahlt oder dem Konto gut-
geschrieben wurden, sowie

b) Gesamtbruttoerlose aus der VerduBerung oder dem Riickkauf von FI-
NANZVERMOGEN, die wihrend des Kalenderjahrs oder eines ande-
ren geeigneten Meldezeitraums auf das Konto eingezahlt oder dem
Konto gutgeschrieben wurden und fiir die das MELDENDE FINANZ-
INSTITUT als Verwahrstelle, Makler, Bevollméchtigter oder anderwei-
tig als Vertreter fir den KONTOINHABER titig war;
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6. bei EINLAGENKONTEN der Gesamtbruttobetrag der Zinsen, die wih-
rend des Kalenderjahrs oder eines anderen geeigneten Meldezeitraums auf
das Konto eingezahlt oder dem Konto gutgeschrieben wurden, und

7. bei allen anderen Konten, die nicht unter Unterabschnitt A Nummer 5 oder
6 fallen, der Gesamtbruttobetrag, der in Bezug auf das Konto wihrend des
Kalenderjahrs oder eines anderen geeigneten Meldezeitraums an den
KONTOINHABER gezahlt oder ihm gutgeschrieben wurde und fiir den
das MELDENDE FINANZINSTITUT Schuldner ist, einschlieBlich der
Gesamthohe aller Einlosungsbetrige, die wihrend des Kalenderjahrs
oder eines anderen geeigneten Meldezeitraums an den KONTOINHABER
geleistet wurden.

. In den gemeldeten Informationen muss die Wahrung genannt werden, auf die

die Betrdge lauten.

. Ungeachtet des Unterabschnitts A Nummer 1 miissen STEUERIDENTIFIKA-

TIONSNUMMER(N) und Geburtsdatum in Bezug auf MELDEPFLICHTIGE
KONTEN, die BESTEHENDE KONTEN sind, nicht gemeldet werden, wenn
diese STEUERIDENTIFIKATIONSNUMMER(N) beziechungsweise dieses
Geburtsdatum nicht in den Unterlagen des MELDENDEN FINANZINSTI-
TUTS enthalten sind und nicht nach innerstaatlichem Recht oder anderen
Rechtsinstrumenten der Union von diesem MELDENDEN FINANZINSTI-
TUT zu erfassen sind. Ein MELDENDES FINANZINSTITUT ist jedoch
verpflichtet, angemessene Anstrengungen zu unternchmen, um bei BESTE-
HENDEN KONTEN die STEUERIDENTIFIKATIONSNUMMER und das
Geburtsdatum bis zum Ende des zweiten Kalenderjahrs, das dem Jahr folgt,
in dem BESTEHENDE KONTEN als MELDEPFLICHTIGE KONTEN iden-
tifiziert wurden, zu beschaffen.

. Ungeachtet des Unterabschnitts A Nummer 1 ist die STEUERIDENTIFIKA-

TIONSNUMMER nicht zu melden, wenn vom betreffenden Mitgliedstaat
oder anderen Ansissigkeitsstaat keine STEUERIDENTIFIKATIONSNUM-
MER ausgegeben wird.

. Ungeachtet des Unterabschnitts A Nummer 1 ist der Geburtsort nicht zu

melden, es sei denn,

1. das MELDENDE FINANZINSTITUT hat oder hatte ihn nach innerstaat-
lichem Recht zu beschaffen und zu melden oder das MELDENDE FI-
NANZINSTITUT hat oder hatte ihn nach einem geltenden oder am 5. Ja-
nuar 2015 geltenden Rechtsinstrument der Union zu beschaffen und zu
melden und

2. er ist in den elektronisch durchsuchbaren Daten des MELDENDEN FI-
NANZINSTITUTS verfligbar.

ABSCHNITT 1I
ALLGEMEINE SORGFALTSPFLICHTEN

. Ein Konto gilt ab dem Tag als MELDEPFLICHTIGES KONTO, an dem es

nach den Verfahren zur Erfiillung der Sorgfaltspflichten in den Abschnitten 11
bis VII als solches identifiziert wird und, sofern nichts anderes vorgesehen ist,
miissen die Informationen in Bezug auf ein MELDEPFLICHTIGES KONTO
jéhrlich in dem Kalenderjahr gemeldet werden, das dem Jahr folgt, auf das
sich die Informationen beziehen.

. Der Saldo oder Wert eines Kontos wird zum letzten Tag des Kalenderjahrs

oder eines anderen geeigneten Meldezeitraums ermittelt.

. Ist eine Saldo- oder Wertgrenze zum letzten Tag eines Kalenderjahrs zu

ermitteln, so muss der betreffende Saldo oder Wert zum letzten Tag des
Meldezeitraums ermittelt werden, der mit diesem Kalenderjahr oder innerhalb
dieses Kalenderjahrs endet.
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D. Jeder Mitgliedstaat kann MELDENDEN FINANZINSTITUTEN gestatten,
zur Erfiillung der Melde- und Sorgfaltspflichten, die ihnen im Sinne des
innerstaatlichen Rechts auferlegt werden, Dienstleister in Anspruch zu neh-
men, wobei die Verantwortung fiir die Erfiilllung dieser Pflichten weiterhin
bei den MELDENDEN FINANZINSTITUTEN liegt.

E. Jeder Mitgliedstaat kann MELDENDEN FINANZINSTITUTEN gestatten,
die fiir NEUKONTEN geltenden Verfahren zur Erfiillung der Sorgfaltspflich-
ten auf BESTEHENDE KONTEN anzuwenden und die fir KONTEN VON
HOHEM WERT geltenden Verfahren zur Erfiillung der Sorgfaltspflichten auf
KONTEN VON GERINGEREM WERT anzuwenden. Gestattet ein Mitglied-
staat die Anwendung der fiir NEUKONTEN geltenden Verfahren zur Erfiil-
lung der Sorgfaltspflichten auf BESTEHENDE KONTEN, finden die ansons-
ten geltenden Vorschriften fir BESTEHENDE KONTEN weiterhin Anwen-
dung.

ABSCHNITT 1II

SORGFALTSPFLICHTEN BEI BESTEHENDEN KONTEN
NATURLICHER PERSONEN

A. Einleitung: Die folgenden Verfahren gelten fiir die Identifizierung MELDE-
PFLICHTIGER KONTEN unter den BESTEHENDEN KONTEN NATUR-
LICHER PERSONEN.

B. KONTEN VON GERINGEREM WERT: Die folgenden Verfahren gelten fiir
KONTEN VON GERINGEREM WERT.

1. Hausanschrift: Liegt dem MELDENDEN FINANZINSTITUT anhand der
erfassten BELEGE eine aktuelle Hausanschrift der natiirlichen Person vor,
die KONTOINHABER ist, kann das MELDENDE FINANZINSTITUT
die natiirliche Person, die KONTOINHABER ist, zur Feststellung, ob
diese Person, die KONTOINHABER ist, eine MELDEPFLICHTIGE PER-
SON ist, als in dem Mitgliedstaat oder einem anderen Staat steuerlich
ansdssig behandeln, in dem die Anschrift liegt.

2. Suche in elektronischen Datensdtzen: Verlédsst sich das MELDENDE FI-
NANZINSTITUT hinsichtlich einer aktuellen Hausanschrift der natiirli-
chen Person, die KONTOINHABER ist, nicht auf erfasste BELEGE
nach Unterabschnitt B Nummer 1, muss das MELDENDE FINANZ-
INSTITUT seine elektronisch durchsuchbaren Daten auf folgende Indizien
iiberpriifen und Unterabschnitt B Nummern 3 bis 6 anwenden:

a) Identifizierung des KONTOINHABERS als Anséssiger eines Mitglied-
staats,

b) aktuelle Post- oder Hausanschrift (einschlieBlich einer Postfach-
anschrift) in einem Mitgliedstaat,

¢) eine oder mehrere Telefonnummern in einem Mitgliedstaat und keine
Telefonnummer im Mitgliedstaat des MELDENDEN FINANZINSTI-
TUTS,

d) Dauerauftrag (ausgenommen bei EINLAGENKONTEN) fiir Uberwei-
sungen auf ein in einem Mitgliedstaat gefiihrtes Konto,

e) aktuell giiltige, an eine Person mit Anschrift in einem Mitgliedstaat
erteilte Vollmacht oder Zeichnungsberechtigung oder

f) ein Postlagerungsauftrag oder eine c/o-Anschrift in einem Mitgliedstaat,
sofern dem MELDENDEN FINANZINSTITUT keine andere Anschrift
des KONTOINHABERS vorliegt.
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3. Werden bei der elektronischen Suche keine Indizien im Sinne von Unter-
abschnitt B Nummer 2 festgestellt, sind keine weiteren Mallnahmen er-
forderlich, bis eine Anderung der Gegebenheiten eintritt, die dazu fiihrt,
dass dem Konto ein oder mehrere Indizien zugeordnet werden konnen
oder das Konto zu einem KONTO VON HOHEM WERT wird.

4. Werden bei der elektronischen Suche Indizien im Sinne von Unter-
abschnitt B Nummer 2 Buchstaben a bis e festgestellt oder tritt eine
Anderung der Gegebenheiten ein, die dazu fiihrt, dass dem Konto ein
oder mehrere Indizien zugeordnet werden konnen, muss das MELDENDE
FINANZINSTITUT den KONTOINHABER als steuerlich anséssige Per-
son in jedem Mitgliedstaat, fiir den ein Indiz identifiziert wird, betrachten,
es sei denn, es entscheidet sich fiir die Anwendung von Unterabschnitt B
Nummer 6 und eine der in jenem Unterabschnitt genannten Ausnahmen
trifft auf dieses Konto zu.

5. Werden bei der elektronischen Suche ein Postlagerungsauftrag oder eine
c/o-Anschrift und keine andere Anschrift und keine der unter von Unter-
abschnitt B Nummer 2 Buchstaben a bis e aufgefiihrten Indizien fir den
KONTOINHABER festgestellt, muss das MELDENDE FINANZINSTI-
TUT in der jeweils geeignetsten Reihenfolge die unter Unterabschnitt C
Nummer 2 beschriebene Suche in Papierunterlagen anwenden oder ver-
suchen, vom KONTOINHABER ceine Selbstauskunft oder BELEGE zu
beschaffen, um die steuerliche(n) Ansdssigkeit(en) des KONTOINHA-
BERS festzustellen. Wird bei der Suche in Papierunterlagen kein Indiz
festgestellt und ist der Versuch, eine Selbstauskunft oder BELEGE zu
beschaffen erfolglos, muss das MELDENDE FINANZINSTITUT der zu-
standigen Behorde seines Mitgliedstaats das Konto als nicht dokumentier-
tes Konto melden.

6. Ungeachtet der Feststellung von Indizien nach Unterabschnitt B Nummer
2 muss ein MELDENDES FINANZINSTITUT einen KONTOINHABER
in den folgenden Féllen nicht als in einem Mitgliedstaat ansdssige Person
betrachten:

a) Die Daten des KONTOINHABERS enthalten eine aktuelle Post- oder
Hausanschrift in jenem Mitgliedstaat, eine oder mehrere Telefonnum-
mern in jenem Mitgliedstaat (und keine Telefonnummer im Mitglied-
staat des MELDENDEN FINANZINSTITUTS) oder einen Dauerauf-
trag (bei FINANZKONTEN mit Ausnahme von EINLAGENKON-
TEN) fiir Uberweisungen auf ein in einem Mitgliedstaat gefiihrtes
Konto und das MELDENDE FINANZINSTITUT beschafft die nach-
stehenden Dokumente oder hat diese bereits gepriift und erfasst:

i) eine Selbstauskunft des KONTOINHABERS iiber seine(n) Ansés-
sigkeitsmitgliedstaat(en) oder andere(n) Ansissigkeitsstaat(en), die
jenen Mitgliedstaat nicht umfassen, und

ii) BELEGE fiir den nicht meldepflichtigen Status des KONTOINHA-
BERS.

b) Die Daten des KONTOINHABERS beinhalten eine aktuell giiltige, an
eine Person mit Anschrift in jenem Mitgliedstaat erteilte Vollmacht
oder Zeichnungsberechtigung und das MELDENDE FINANZINSTI-
TUT beschafft die nachstehenden Dokumente oder hat diese bereits
gepriift und erfasst:
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i) eine Selbstauskunft des KONTOINHABERS iiber seine(n) Ansis-
sigkeitsmitgliedstaat(en) oder andere(n) Ansdssigkeitsstaat(en), die
diesen Mitgliedstaat nicht umfassen, oder

ii) BELEGE fiir den nicht meldepflichtigen Status des KONTOINHA-
BERS.

C. Erweiterte Uberprﬁfungsverfahren fir KONTEN VON HOHEM WERT: Die
folgenden erweiterten Uberpriifungsverfahren gelten fir KONTEN VON HO-
HEM WERT.

1. Suche in elektronischen Datensitzen: In Bezug auf KONTEN VON HO-
HEM WERT muss das MELDENDE FINANZINSTITUT seine elektro-
nisch durchsuchbaren Daten auf die in Unterabschnitt B Nummer 2 auf-
gefiihrten Indizien iiberpriifen.

2. Suche in Papierunterlagen: Enthalten die elektronisch durchsuchbaren Da-
tenbanken des MELDENDEN FINANZINSTITUTS Felder fiir alle unter
Unterabschnitt C Nummer 3 genannten Informationen und erfassen diese,
ist keine weitere Suche in den Papierunterlagen erforderlich. Sind in den
elektronischen Datenbanken nicht alle diese Informationen erfasst, so muss
das MELDENDE FINANZINSTITUT bei KONTEN VON HOHEM
WERT auch die aktuelle Kundenstammakte und, soweit die Informationen
dort nicht enthalten sind, die folgenden kontobezogenen, vom MELDEN-
DEN FINANZINSTITUT innerhalb der letzten fiinf Jahre beschaftten Un-
terlagen auf die in Unterabschnitt B Nummer 2 genannten Indizien iiber-
priifen:

a) die neuesten fiir dieses Konto erfassten BELEGE,

b) den neuesten Kontoerdffnungsvertrag beziehungsweise die neuesten
Kontoer6ffnungsunterlagen,

c) die neuesten vom MELDENDEN FINANZINSTITUT aufgrund von
VERFAHREN ZUR BEKAMPFUNG DER GELDWASCHE (AML/
KYC) oder fiir sonstige aufsichtsrechtliche Zwecke beschafften Unter-
lagen,

d) derzeit giiltige Vollmacht oder Zeichnungsberechtigung und

e) derzeit giiltiger Dauerauftrag fiir Uberweisungen (ausgenommen bei
EINLAGENKONTEN).

3. Ausnahmeregelung fiir Datenbanken mit ausreichenden Informationen: Ein
MELDENDES FINANZINSTITUT ist nicht zu der unter Unterabschnitt C
Nummer 2 beschriebenen Suche in Papierunterlagen verpflichtet, soweit
seine elektronisch durchsuchbaren Informationen Folgendes enthalten:

a) den Ansissigkeitsstatus des KONTOINHABERS,

b) die derzeit beim MELDENDEN FINANZINSTITUT hinterlegte Haus-
und Postanschrift des KONTOINHABERS,

c) gegebenenfalls die derzeit beim MELDENDEN FINANZINSTITUT
hinterlegte(n) Telefonnummer(n) des KONTOINHABERS,

d) im Fall von FINANZKONTEN, bei denen es sich nicht um EIN-
LAGENKONTEN handelt, Angaben dazu, ob Dauerauftrige fiir
Uberweisungen von diesem Konto auf ein anderes Konto vorliegen
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(einschlieBlich eines Kontos bei einer anderen Zweigniederlassung des
MELDENDEN FINANZINSTITUTS oder einem anderen FINANZ-
INSTITUT),

e) Angaben dazu, ob fir den KONTOINHABER aktuell ein Postlage-
rungsauftrag oder eine c/o-Anschrift vorliegt, und

f) Angaben dazu, ob eine Vollmacht oder Zeichnungsberechtigung fiir
das Konto vorliegt.

4. Nachfrage beim Kundenbetreuer nach den ihm tatsdchlich bekannten Fak-
ten: Zusétzlich zur Suche in elektronischen Datensédtzen und Papierunter-
lagen, wie in Unterabschnitt C Nummern 1 und 2 beschrieben, muss ein
MELDENDES FINANZINSTITUT das einem Kundenbetreuer zugewie-
sene KONTO VON HOHEM WERT (einschlieBlich der mit diesem
KONTO VON HOHEM WERT zusammengefassten FINANZKONTEN)
als MELDEPFLICHTIGES KONTO betrachten, wenn dem Kunden-
betreuer tatsdchlich bekannt ist, dass der KONTOINHABER eine MEL-
DEPFLICHTIGE PERSON ist.

5. Folgen der Feststellung von Indizien:

a) Werden bei der in Unterabschnitt C beschriebenen erweiterten Uber-
prifung von KONTEN VON HOHEM WERT keine der in Unter-
abschnitt B Nummer 2 aufgefiihrten Indizien festgestellt und wird
das Konto nicht nach Unterabschnitt C Nummer 4 als Konto einer
MELDEPFLICHTIGEN PERSON identifiziert, sind keine weiteren
MaBnahmen erforderlich, bis eine Anderung der Gegebenheiten eintritt,
die dazu fiihrt, dass dem Konto ein oder mehrere Indizien zugeordnet
werden.

b) Werden bei der in Unterabschnitt C beschriebenen erweiterten Uber-
prifung von KONTEN VON HOHEM WERT Indizien nach Unter-
abschnitt B Nummer 2 Buchstaben a bis e festgestellt oder tritt an-
schlieBend eine Anderung der Gegebenheiten ein, die dazu fiihrt, dass
dem Konto ein oder mehrere Indizien zugeordnet werden, so muss das
MELDENDE FINANZINSTITUT das Konto fiir jeden Mitgliedstaat,
fiir den ein Indiz festgestellt wird, als MELDEPFLICHTIGES KONTO
betrachten, es sei denn, es entscheidet sich fiir die Anwendung von
Unterabschnitt B Nummer 6 und eine der in jenem Unterabschnitt
genannten Ausnahmen trifft auf dieses Konto zu.

c) Werden bei der in Unterabschnitt C beschriebenen erweiterten Uber-
prifung von KONTEN VON HOHEM WERT ein Postlagerungsauf-
trag oder eine c/o-Anschrift festgestellt und keine andere Anschrift und
keine der in Unterabschnitt B Nummer 2 Buchstaben a bis e aufgefiihr-
ten Indizien fir den KONTOINHABER festgestellt, muss das MEL-
DENDE FINANZINSTITUT vom KONTOINHABER ecine Selbstaus-
kunft oder BELEGE beschaffen, um die steuerliche(n) Anséssigkeit(en)
des KONTOINHABERS festzustellen. Kann das MELDENDE FI-
NANZINSTITUT keine Selbstauskunft oder BELEGE beschaffen,
muss es das Konto der zustdndigen Behorde seines Mitgliedstaats als
nicht dokumentiertes Konto melden.

6. Bei einem BESTEHENDEN KONTO NATURLICHER PERSONEN, das
zum 31. Dezember 2015 kein KONTO VON HOHEM WERT ist, zum
letzten Tag eines darauffolgenden Kalenderjahrs jedoch ein KONTO VON
HOHEM WERT ist, muss das MELDENDE FINANZINSTITUT die in
diesem Unterabschnitt beschriebenen erweiterten Uberpriifungsverfahren
fir dieses Konto innerhalb des auf das Kalenderjahr, in dem das Konto
ein KONTO VON HOHEM WERT wird, folgende Kalenderjahr abschlie-
Ben. Wird das Konto aufgrund dieser Uberpriifung als MELDEPFLICH-
TIGES KONTO identifiziert, so muss das MELDENDE FINANZINSTI-
TUT die erforderlichen kontobezogenen Informationen fiir das Jahr, in
dem das Konto als MELDEPFLICHTIGES KONTO identifiziert wird,
und fiir die Folgejahre jéhrlich melden, es sei denn, der KONTOINHA-
BER ist keine MELDEPFLICHTIGE PERSON mehr.
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7. Fiihrt ein MELDENDES FINANZINSTITUT die in Unterabschnitt C ge-
nannten erweiterten Uberpriifungsverfahren fiir ein KONTO VON HO-
HEM WERT durch, so ist es in den Folgejahren nicht verpflichtet, fiir
dasselbe KONTO VON HOHEM WERT diese Verfahren erneut durch-
zufiihren, abgesehen von der Nachfrage beim Kundenbetreuer nach Unter-
abschnitt C Nummer 4, es sei denn, es handelt sich um ein nicht doku-
mentiertes Konto, bei dem das MELDENDE FINANZINSTITUT diese
Verfahren jahrlich erneut durchfiihren sollte, bis das Konto nicht mehr
undokumentiert ist.

8. Tritt bei einem KONTO VON HOHEM WERT eine Anderung der Ge-
gebenheiten ein, die dazu fiihrt, dass dem Konto ein oder mehrere in
Unterabschnitt B Nummer 2 beschriebene Indizien zugeordnet werden,
so muss das MELDENDE FINANZINSTITUT das Konto fiir jeden Mit-
gliedstaat, fiir den ein Indiz festgestellt wird, als MELDEPFLICHTIGES
KONTO betrachten, es sei denn, es entscheidet sich fiir die Anwendung
von Unterabschnitt B Nummer 6 und eine der in jenem Unterabschnitt
genannten Ausnahmen trifft auf dieses Konto zu.

9. Ein MELDENDES FINANZINSTITUT muss Verfahren einrichten, mit
denen sichergestellt wird, dass die Kundenbetreuer Anderungen der Gege-
benheiten bei einem Konto erkennen. Wird ein Kundenbetreuer beispiels-
weise benachrichtigt, dass der KONTOINHABER eine neue Postanschrift
in einem Mitgliedstaat hat, so muss das MELDENDE FINANZINSTITUT
die neue Anschrift als eine Anderung der Gegebenheiten betrachten und
ist, sofern es sich fiir die Anwendung von Unterabschnitt B Nummer 6
entscheidet, dazu verpflichtet, die entsprechenden Unterlagen vom KON-
TOINHABER zu beschaffen.

D. Die Uberpriifung von bestehenden Konten von hohem Wert natiirlicher Per-
sonen muss bis zum 31. Dezember 2016 abgeschlossen sein. Die Uberprii-
fung von bestehenden Konten von geringerem Wert natiirlicher Personen
muss bis zum 31. Dezember 2017 abgeschlossen sein.

F. Ein BESTEHENDES KONTO NATURLICHER PERSONEN, das nach die-
sem Abschnitt als MELDEPFLICHTIGES KONTO identifiziert wurde, gilt in
allen Folgejahren als MELDEPFLICHTIGES KONTO, es sei denn, der
KONTOINHABER ist keine MELDEPFLICHTIGE PERSON mehr.

ABSCHNITT 1V

SORGFALTSPFLICHTEN BEI NEUKONTEN NATURLICHER
PERSONEN

Die folgenden Verfahren gelten fiir die Identifizierung MELDEPFLICHTIGER
KONTEN unter den NEUKONTEN NATURLICHER PERSONEN.

A. Bei NEUKONTEN NATURLICHER PERSONEN muss das MELDENDE
FINANZINSTITUT bei Kontoerdffnung eine Selbstauskunft beschaffen, die
Bestandteil der Kontoerdffnungsunterlagen sein kann und anhand derer das
MELDENDE FINANZINSTITUT die steuerliche(n) Anséssigkeit(en) des
KONTOINHABERS feststellen kann, sowie die Plausibilitdt dieser Selbstaus-
kunft anhand der vom MELDENDEN FINANZINSTITUT bei Kontoeroft-
nung beschafften Informationen, einschlieflich der aufgrund von VERFAH-
REN ZUR BEKAMPFUNG DER GELDWASCHE (AML/KYC) erfassten
Unterlagen, bestitigen.

B. Geht aus der Selbstauskunft hervor, dass der KONTOINHABER in einem
Mitgliedstaat steuerlich ansdssig ist, so muss das MELDENDE FINANZ-
INSTITUT das Konto als MELDEPFLICHTIGES KONTO betrachten und
die Selbstauskunft auch die STEUERIDENTIFIKATIONSNUMMER des
KONTOINHABERS in dem Mitgliedstaat (vorbehaltlich des Abschnitts I
Unterabschnitt D) sowie das Geburtsdatum enthalten.
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C. Tritt bei einem NEUKONTO NATURLICHER PERSONEN eine Anderung
der Gegebenheiten ein, aufgrund derer dem MELDENDEN FINANZINSTI-
TUT bekannt ist oder bekannt sein miisste, dass die urspriingliche Selbst-
auskunft nicht zutreffend oder unglaubwiirdig ist, so darf es sich nicht auf die
urspriingliche Selbstauskunft verlassen und muss eine giiltige Selbstauskunft
beschaffen, aus der die steuerliche(n) Anséssigkeit(en) des KONTOINHA-
BERS hervorgeht bzw. hervorgehen.

ABSCHNITT V

SORGFALTSPFLICHTEN BEI BESTEHENDEN KONTEN VON
RECHTSTRAGERN

Die folgenden Verfahren gelten fiir die Identifizierung MELDEPFLICHTIGER
KONTEN unter den BESTEHENDEN KONTEN VON RECHTSTRAGERN.

A. Nicht iberpriifungs-, identifizierungs- oder meldepflichtige Konten von
RECHTSTRAGERN: Sofern sich das MELDENDE FINANZINSTITUT
nicht entweder fiir alle BESTEHENDEN KONTEN VON RECHTSTRA-
GERN oder jeweils fiir eine eindeutig identifizierte Gruppe dieser Konten
anderweitig entscheidet, muss EIN BESTEHENDES KONTO VON
RECHTSTRAGERN, das zum 31. Dezember 2015 einen Gesamtkontosaldo
oder -wert eines auf die Landeswéhrung jedes Mitgliedstaats lautenden Be-
trags im Gegenwert von hdchstens 250 000 USD aufweist, nicht als MELDE-
PFLICHTIGES KONTO {iberpriift, identifiziert oder gemeldet werden, bis
der Gesamtkontosaldo oder -wert zum letzten Tag eines darauffolgenden
Kalenderjahrs diesen Betrag iibersteigt.

B. Uberpriifungspflichtige Konten von RECHTSTRAGERN: Ein BESTEHEN-
DES KONTO VON RECHTSTRAGERN mit einem Gesamtkontosaldo oder
-wert eines auf die Landeswahrung jedes Mitgliedstaats lautenden Betrags im
Gegenwert von mehr als 250 000 USD zum 31. Dezember 2015 und ein
BESTEHENDES KONTO VON RECHTSTRAGERN, dessen Gesamtkonto-
saldo oder -wert zum 31. Dezember 2015 diesen Betrag nicht iibersteigt, zum
letzten Tag eines darauffolgenden Kalenderjahrs jedoch diesen Betrag iiber-
steigt, muss nach den in Unterabschnitt D festgelegten Verfahren tiberpriift
werden.

C. Meldepflichtige Konten von RECHTSTRAGERN: Von den in Unterabschnitt
B beschriebenen BESTEHENDEN KONTEN VON RECHTSTRAGERN gel-
ten nur diejenigen Konten als MELDEPFLICHTIGE KONTEN, die von
einem oder mehreren RECHTSTRAGERN gehalten werden, die MELDE-
PFLICHTIGE PERSONEN sind, oder von PASSIVEN NFEs mit einer
oder mehreren BEHERRSCHENDEN PERSONEN, die MELDEPFLICH-
TIGE PERSONEN sind.

D. Uberpriifungsverfahren fiir die Identifizierung meldepflichtiger Konten von
RECHTSTRAGERN: Bei den in Unterabschnitt B beschriecbenen BESTE-
HENDEN KONTEN VON RECHTSTRAGERN muss ein MELDENDES
FINANZINSTITUT die folgenden Uberpriifungsverfahren durchfithren, um
festzustellen, ob eine oder mehrere MELDEPFLICHTIGE PERSON(EN)
oder PASSIVE NFEs mit einer oder mehreren BEHERRSCHENDEN PER-
SONEN, die MELDEPFLICHTIGE PERSONEN sind, Inhaber des Kontos
ist/sind:

1. Feststellung, ob der RECHTSTRAGER eine MELDEPFLICHTIGE PER-
SON ist:

a) Uberpriifung der zu aufsichtsrechtlichen Zwecken oder fiir die Kunden-
betreuung verwahrten Informationen (einschlieBlich der aufgrund von
VERFAHREN ZUR BEKAMPFUNG DER GELDWASCHE (AML/
KYC) erhobenen Informationen) auf Hinweise, dass der KONTO-
INHABER in einem Mitgliedstaat anséssig ist. Fiir diesen Zweck gilt
ein Griindungsort, ein Sitz oder eine Anschrift in einem Mitgliedstaat
als Hinweis, dass der KONTOINHABER in einem Mitgliedstaat an-
sdssig ist.
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b) Weisen die Informationen darauf hin, dass der KONTOINHABER in
einem Mitgliedstaat anséssig ist, so muss das MELDENDE FINANZ-
INSTITUT das Konto als MELDEPFLICHTIGES KONTO betrachten,
es sei denn, das MELDENDE FINANZINSTITUT beschafft vom
KONTOINHABER eine Selbstauskunft oder stellt anhand von in sei-
nem Besitz befindlichen oder offentlich verfiigbaren Informationen in
vertretbarer Weise fest, dass es sich bei dem KONTOINHABER nicht
um eine MELDEPFLICHTIGE PERSON handelt.

2. Feststellung, ob der RECHTSTRAGER ein PASSIVER NFE mit einer
oder mehreren BEHERRSCHENDEN PERSONEN ist, bei denen es sich
um MELDEPFLICHTIGE PERSONEN handelt: Bei einem KONTO-
INHABER c¢ines BESTEHENDEN KONTOS VON RECHTSTRAGERN
(einschlieBlich eines RECHTSTRAGERS, der eine MELDEPFLICHTIGE
PERSON ist), muss das MELDENDE FINANZINSTITUT feststellen, ob
der KONTOINHABER ein PASSIVER NFE mit einer oder mehreren
BEHERRSCHENDEN PERSONEN ist, bei denen es sich um MELDE-
PFLICHTIGE PERSONEN handelt. Handelt es sich bei einer BEHERR-
SCHENDEN PERSON eines PASSIVEN NFE um eine MELDEPFLICH-
TIGE PERSON, so ist das Konto als MELDEPFLICHTIGES KONTO zu
betrachten. Bei diesen Feststellungen soll das MELDENDE FINANZ-
INSTITUT die unter Unterabschnitt D Nummer 2 Buchstaben a bis ¢
aufgefiihrten Leitlinien in der jeweils geeignetsten Reihenfolge befolgen.

a) Feststellung, ob der KONTOINHABER ein PASSIVER NFE ist: Zur
Feststellung, ob der KONTOINHABER ein PASSIVER NFE ist, muss
das MELDENDE FINANZINSTITUT eine Selbstauskunft des KON-
TOINHABERS zum Nachweis seines Status beschaffen, es sei denn,
das MELDENDE FINANZINSTITUT kann anhand von in seinem
Besitz befindlichen oder o6ffentlich verfligbaren Informationen in ver-
tretbarer Weise feststellen, dass der KONTOINHABER ein aktiver
NFE ist oder ein anderes FINANZINSTITUT als ein unter Abschnitt
VIII Unterabschnitt A Nummer 6 Buchstabe b beschriebenes INVEST-
MENTUNTERNEHMEN, bei dem es sich nicht um ein FINANZ-
INSTITUT EINES TEILNEHMENDEN Staates handelt.

b

=

Feststellung der BEHERRSCHENDEN PERSONEN eines KONTO-
INHABERS: Zur Feststellung der BEHERRSCHENDEN PERSONEN
eines KONTOINHABERS kann sich ein MELDENDES FINANZ-
INSTITUT auf die aufgrund von VERFAHREN ZUR BEKAMPFUNG
DER GELDWASCHE (AML/KYC) erhobenen und verwahrten Infor-
mationen verlassen.

c) Feststellung, ob eine BEHERRSCHENDE PERSON eines PASSIVEN
NFE eine MELDEPFLICHTIGE PERSON ist: Zur Feststellung, ob
eine BEHERRSCHENDE PERSON eines PASSIVEN NFE eine MEL-
DEPFLICHTIGE PERSON ist, kann sich ein MELDENDES FINANZ-
INSTITUT auf Folgendes verlassen:

i) bei einem bestehenden KONTO VON RECHTSTRAGERN, dessen
Inhaber ein oder mehrere NFE(s) ist/sind und dessen Gesamtkonto-
saldo oder -wert einen auf die Landeswéhrung jedes Mitgliedstaats
lautenden Betrag im Gegenwert von 1000 000 USD nicht iiber-
steigt, auf die aufgrund von VERFAHREN ZUR BEKAMPFUNG
DER GELDWASCHE (AML/KYC) erfassten und verwahrten In-
formationen oder

ii) auf eine Selbstauskunft des KONTOINHABERS oder dieser BE-
HERRSCHENDEN PERSON aus dem/den Mitgliedstaat(en) oder
anderen Staat(en), in dem/denen die BEHERRSCHENDE PERSON
steuerlich anséssig ist.

E. Uberpriifungszeitraum und zusitzliche Verfahren fir BESTEHENDE KON-
TEN VON RECHTSTRAGERN

1. Die Uberpriifung BESTEHENDER KONTEN VON RECHTSTRAGERN
mit einem Gesamtkontosaldo oder -wert eines auf die Landeswihrung
jedes Mitgliedstaats lautenden Betrags im Gegenwert von mehr als
250 000 USD zum 31. Dezember 2015 muss bis 31. Dezember 2017
abgeschlossen sein.
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2. Die Uberpriifung BESTEHENDER KONTEN VON RECHTSTRAGERN,
deren Gesamtkontosaldo oder -wert zum 31. Dezember 2015 einen auf die
Landeswéhrung jedes Mitgliedstaats lautenden Betrag im Gegenwert von
250 000 USD nicht tbersteigt, zum 31. Dezember eines Folgejahres je-
doch diesen Betrag iibersteigt, muss innerhalb des Kalenderjahrs nach dem
Jahr, in dem der Gesamtkontosaldo oder -wert diesen Betrag iibersteigt,
abgeschlossen sein.

3. Tritt bei einem BESTEHENDEN KONTO VON RECHTSTRAGERN
eine Anderung der Gegebenheiten ein, aufgrund derer dem MELDENDEN
FINANZINSTITUT bekannt ist oder bekannt sein miisste, dass die Selbst-
auskunft oder andere kontobezogene Unterlagen nicht zutreffend oder un-
glaubwiirdig sind, so muss es den Status des Kontos nach den in Unter-
abschnitt D festgelegten Verfahren neu bestimmen.

ABSCHNITT VI
SORGFALTSPFLICHTEN BEI NEUKONTEN VON RECHTSTRAGERN

Die folgenden Verfahren gelten fiir die Identifizierung MELDEPFLICHTIGER
KONTEN unter den NEUKONTEN VON RECHTSTRAGERN.

Uberpriifungsverfahren fiir die Identifizierung meldepflichtiger KONTEN VON
RECHTSTRAGERN: Bei NEUKONTEN VON RECHTSTRAGERN muss ein
MELDENDES FINANZINSTITUT die folgenden Uberpriifungsverfahren durch-
fihren, um festzustellen, ob das Konto von einer oder mehreren MELDE-
PFLICHTIGE PERSON(EN) oder von PASSIVEN NFEs mit einer oder mehre-
ren BEHERRSCHENDEN PERSONEN, die MELDEPFLICHTIGE PERSONEN
sind, gehalten wird:

1. Feststellung, ob der RECHTSTRAGER eine MELDEPFLICHTIGE PERSON
ist:

a) Beschaffung einer Selbstauskunft, die Bestandteil der Kontoerdffnungs-
unterlagen sein kann und anhand derer das MELDENDE FINANZINSTI-
TUT die steuerliche(n) Anséssigkeit(en) des KONTOINHABERS ermitteln
kann, sowie Bestétigung der Plausibilitit dieser Selbstauskunft anhand der
vom MELDENDEN FINANZINSTITUT bei Kontoeroffnung beschafften
Informationen, einschlieBlich der aufgrund von VERFAHREN ZUR BE-
KAMPFUNG DER GELDWASCHE (AML/KYC) erfassten Unterlagen:
Erklirt der RECHTSTRAGER, es liege keine steuerliche Ansissigkeit
vor, so kann sich das MELDENDE FINANZINSTITUT zur Bestimmung
der Ansidssigkeit des KONTOINHABERS auf die Anschrift des Haupt-
sitzes des RECHTSTRAGERS verlassen.

b

~

Enthilt die Selbstauskunft Hinweise darauf, dass der KONTOINHABER in
einem Mitgliedstaat ansissig ist, so muss das MELDENDE FINANZ-
INSTITUT das Konto als MELDEPFLICHTIGES KONTO betrachten,
es sei denn, das MELDENDE FINANZINSTITUT stellt anhand der in
seinem Besitz befindlichen oder 6ffentlich verfiigbaren Informationen in
vertretbarer Weise fest, dass es sich bei dem KONTOINHABER nicht um
eine MELDEPFLICHTIGE PERSON in Bezug auf diesen Mitgliedstaat
handelt.

2. Feststellung, ob der RECHTSTRAGER ein PASSIVER NFE mit einer oder
mehreren BEHERRSCHENDEN PERSONEN ist, bei denen es sich um MEL-
DEPFLICHTIGE PERSONEN handelt: Bei einem KONTOINHABER eines
NEUKONTOS VON RECHTSTRAGERN (einschlieBlich eines RECHTS-
TRAGERS, der eine MELDEPFLICHTIGE PERSON ist), muss das MEL-
DENDE FINANZINSTITUT feststellen, ob der KONTOINHABER ein PAS-
SIVER NFE mit einer oder mehreren BEHERRSCHENDEN PERSONEN ist,
bei denen es sich um MELDEPFLICHTIGE PERSONEN handelt. Handelt es
sich bei einer BEHERRSCHENDEN PERSON eines PASSIVEN NFE um
eine MELDEPFLICHTIGE PERSON, so ist das Konto als MELDEPFLICH-
TIGES KONTO zu betrachten. Bei diesen Feststellungen soll das MEL-
DENDE FINANZINSTITUT die unter Unterabschnitt A Buchstaben a bis ¢
aufgefiihrten Leitlinien in der jeweils geeignetsten Reihenfolge befolgen.

a) Feststellung, ob der KONTOINHABER ein PASSIVER NFE ist: Zur Fest-
stellung, ob der KONTOINHABER ein PASSIVER NFE ist, muss sich
das MELDENDE FINANZINSTITUT auf eine Selbstauskunft des KON-
TOINHABERS zum Nachweis seines Status verlassen, es sei denn, das
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MELDENDE FINANZINSTITUT kann anhand von in seinem Besitz be-
findlichen oder &ffentlich verfiigbaren Informationen in vertretbarer Weise
feststellen, dass der KONTOINHABER ein AKTIVER NFE ist oder ein
anderes FINANZINSTITUT als ein unter Abschnitt VIII Unterabschnitt A
Nummer 6 Buchstabe b beschriebenes INVESTMENTUNTERNEHMEN,
bei dem es sich nicht um ein FINANZINSTITUT EINES TEILNEHMEN-
DEN STAATES handelt.

b

~

Feststellung der BEHERRSCHENDEN PERSONEN eines KONTOINHA-
BERS: Zur Feststellung der BEHERRSCHENDEN PERSONEN eines
KONTOINHABERS kann sich ein MELDENDES FINANZINSTITUT
auf die aufgrund von VERFAHREN ZUR BEKAMPFUNG DER GELD-
WASCHE (AML/KYC) erhobenen und verwahrten Informationen
verlassen.

c) Feststellung, ob eine BEHERRSCHENDE PERSON eines PASSIVEN
NFE eine meldepflichtige Person ist: Zur Feststellung, ob eine BEHERR-
SCHENDE PERSON eines PASSIVEN NFE eine MELDEPFLICHTIGE
PERSON ist, kann sich ein MELDENDES FINANZINSTITUT auf eine
Selbstauskunft des KONTOINHABERS oder dieser BEHERRSCHEN-
DEN PERSON verlassen.

ABSCHNITT VII
BESONDERE SORGFALTSVORSCHRIFTEN

Bei der Durchfiihrung der oben beschriebenen Verfahren zur Erfiillung der Sorg-
faltspflichten gelten die folgenden zusitzlichen Vorschriften:

A. Verlass auf Selbstauskiinfte und BELEGE: Ein MELDENDES FINANZ-
INSTITUT darf sich nicht auf eine Selbstauskunft oder auf BELEGE ver-
lassen, wenn ihm bekannt ist oder bekannt sein miisste, dass die Selbstaus-
kunft oder die BELEGE nicht zutreffend oder unglaubwiirdig sind.

B. Alternative Verfahren fiir FINANZKONTEN begiinstigter natiirlicher Per-
sonen eines RUCKKAUFSFAHIGEN VERSICHERUNGSVERTRAGS
oder RENTENVERSICHERUNGSVERTRAGS und fiir RUCKKAUFS-
FAHIGE GRUPPENVERSICHERUNGSVERTRAGE oder GRUPPENREN-
TENVERSICHERUNGSVERTRAGE: Ein MELDENDES FINANZINSTI-
TUT kann davon ausgehen, dass eine begiinstigte natiirliche Person (mit
Ausnahme des Eigentiimers) eines RUCKKAUFSFAHIGEN VERSICHE-
RUNGSVERTRAGS oder eines RENTENVERSICHERUNGSVERTRAGS,
die eine Todesfallleistung erhélt, keine MELDEPFLICHTIGE PERSON ist
und dieses FINANZKONTO als ein nicht MELDEPFLICHTIGES KONTO
betrachten, es sei denn, dem MELDENDEN FINANZINSTITUT ist bekannt
oder miisste bekannt sein, dass der Begiinstigte eine MELDEPFLICHTIGE
PERSON ist. Einem MELDENDEN FINANZINSTITUT miisste bekannt
sein, dass ein Begiinstigter eines RUCKKAUFSFAHIGEN VERSICHE-
RUNGSVERTRAGS oder eines RENTENVERSICHERUNGSVERTRAGS
eine MELDEPFLICHTIGE PERSON ist, wenn die vom MELDENDEN FI-
NANZINSTITUT erhobenen und dem Begiinstigten zugeordneten Informa-
tionen Indizien im Sinne des Abschnitts III Unterabschnitt B enthalten. Ist
einem MELDENDEN FINANZINSTITUT tatséchlich bekannt oder miisste
ihm bekannt sein, dass der Begiinstigte eine MELDEPFLICHTIGE PERSON
ist, so muss das MELDENDE FINANZINSTITUT die Verfahren in Abschnitt
III Unterabschnitt B einhalten.

Ein MELDENDES FINANZINSTITUT kann ein FINANZKONTO, das den
Anteil eines Mitglieds an einem RUCKKAUFSFAHIGEN GRUPPENVER-
SICHERUNGSVERTRAG oder einem GRUPPENRENTENVERSICHE-
RUNGSVERTRAG darstellt, bis zu dem Zeitpunkt, zu dem die Zahlung
eines Betrags an den Arbeitnehmer/Inhaber des Versicherungsscheins oder
Begiinstigten féllig wird, als ein nicht MELDEPFLICHTIGES KONTO be-
handeln, sofern das FINANZKONTO, das den Anteil eines Mitglieds an
einem RUCKKAUFSFAHIGEN GRUPPENVERSICHERUNGSVERTRAG
oder einem GRUPPENRENTENVERSICHERUNGSVERTRAG darstellt,
die folgenden Anforderungen erfiillt:

i) der RUCKKAUFSFAHIGE GRUPPENVERSICHERUNGSVERTRAG
oder der GRUPPENRENTENVERSICHERUNGSVERTRAG ist auf ei-
nen Arbeitgeber ausgestellt und erstreckt sich auf mindestens 25 Arbeit-
nehmer/Versicherungsscheininhaber,
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ii) die Arbeitnehmer/Versicherungsscheininhaber haben Anspruch auf einen
ihrem Anteil entsprechenden Vertragswert und diirfen Begiinstigte benen-
nen, an die die Leistungen im Falle des Ablebens des Arbeitnehmers zu
zahlen sind, und

iii) der an einen Arbeitnehmer/Versicherungsscheininhaber oder Begiinstigten
zu zahlende Gesamtbetrag betrdgt hochstens einen auf die Landeswéh-
rung jedes Mitgliedstaats lautenden Betrag im Gegenwert von 1 000 000
USD.

Der Ausdruck ,,RUCKKAUFSFAHIGER GRUPPENVERSICHERUNGS-
VERTRAG* bezeichnet einen RUCKKAUFSFAHIGEN VERSICHE-
RUNGSVERTRAG, der i) eine Deckung fiir natiirliche Personen vorsieht,
die iiber einen Arbeitgeber, einen Berufsverband, eine Arbeitnehmerorganisa-
tion oder eine andere Vereinigung oder Gruppe angeschlossen sind, und ii)
fiir jedes Mitglied der Gruppe (oder Mitglied einer Kategorie innerhalb dieser
Gruppe) die Zahlung eines Versicherungsbeitrags vorsieht, der unabhingig
von den Gesundheitsmerkmalen der natiirlichen Person — mit Ausnahme
von Alter, Geschlecht und Tabakkonsum des Mitglieds (oder der Mitglieder-
kategorie) der Gruppe — festgelegt wird.

Der Ausdruck ,,GRUPPENRENTENVERSICHERUNGSVERTRAG" be-
zeichnet einen RENTENVERSICHERUNGSVERTRAG, bei dem die An-
spruchsberechtigten natiirliche Personen sind, die iiber einen Arbeitgeber,
einen Berufsverband, eine Arbeitnehmerorganisation oder eine andere Ver-
einigung oder Gruppe angeschlossen sind.

C. Vorschriften fiir die Zusammenfassung von Kontosalden und fiir Wahrungen

1. Zusammenfassung von Konten natiirlicher Personen: Fiir die Zwecke der
Bestimmung des Gesamtsaldos oder -werts von FINANZKONTEN einer
natiirlichen Person muss ein MELDENDES FINANZINSTITUT alle von
ihm oder einem VERBUNDENEN RECHTSTRAGER gefiihrten FI-
NANZKONTEN zusammenfassen, jedoch nur insoweit, als die computer-
gestiitzten Systeme des MELDENDEN FINANZINSTITUTS die FI-
NANZKONTEN durch Verweis auf ein Datenelement wie eine Kunden-
nummer oder STEUERIDENTIFIKATIONSNUMMER miteinander ver-
kniipfen und eine Zusammenfassung der Kontosalden oder -werte ermog-
lichen. Fiir die Zwecke der Anwendung der unter diesem Unterabschnitt
beschriebenen Zusammenfassungsvorschriften wird jedem Inhaber eines
gemeinsamen FINANZKONTOS der gesamte Saldo oder Wert des ge-
meinsamen FINANZKONTOS zugerechnet.

2. Zusammenfassung von KONTEN VON RECHTSTRAGERN: Fiir die
Zwecke der Bestimmung des Gesamtsaldos oder -werts von FINANZ-
KONTEN VON RECHTSTRAGERN muss ein MELDENDES FINANZ-
INSTITUT alle von ihm oder einem VERBUNDENEN RECHTSTRA-
GER gefiihrten FINANZKONTEN berticksichtigen, jedoch nur insoweit,
als die computergestiitzten Systeme des MELDENDEN FINANZINSTI-
TUTS die FINANZKONTEN durch Verweis auf ein Datenelement wie
eine Kundennummer oder STEUERIDENTIFIKATIONSNUMMER mit-
einander verkniipfen und eine Zusammenfassung der Kontosalden oder
-werte ermoglichen. Fir die Zwecke der Anwendung der unter diesem
Unterabschnitt beschriebenen Zusammenfassungsvorschriften wird jedem
Inhaber eines gemeinsamen FINANZKONTOS der gesamte Saldo oder
Wert des gemeinsamen FINANZKONTOS zugerechnet.

3. Besondere Zusammenfassungsvorschrift fiir Kundenbetreuer: Fiir die Zwe-
cke der Bestimmung des Gesamtsaldos oder -werts von FINANZKON-
TEN einer Person zur Feststellung, ob es sich bei einem FINANZKONTO
um ein KONTO VON HOHEM WERT handelt, ist ein MELDENDES
FINANZINSTITUT im Fall von FINANZKONTEN, bei denen einem
Kundenbetreuer bekannt ist oder bekannt sein miisste, dass sie unmittelbar
oder mittelbar derselben Person gehodren, dieselbe Person iiber sie verfligt
oder sie von derselben Person (auBler in treuhédnderischer Eigenschaft)
eroffnet wurden, auch verpflichtet, alle diese Konten zusammenzufassen.

4. Betrige, die den Gegenwert in anderen Wahrungen umfassen: Alle auf die
Landeswihrung jedes Mitgliedstaats lautenden Betrige umfassen den Ge-
genwert in anderen Wéhrungen nach innerstaatlichem Recht.
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ABSCHNITT VIII
BEGRIFFSBESTIMMUNGEN

Die folgenden Ausdriicke haben die nachstehend festgelegte Bedeutung:

A. MELDENDES FINANZINSTITUT

1. Der Ausdruck ,,MELDENDES FINANZINSTITUT®“ bedeutet ein FI-
NANZINSTITUT EINES MITGLIEDSTAATS, bei dem es sich nicht
um ein NICHT MELDENDES FINANZINSTITUT handelt. Der Ausdruck
LFINANZINSTITUT EINES MITGLIEDSTAATS® bedeutet i) ein in ei-
nem Mitgliedstaat ansidssiges FINANZINSTITUT, jedoch nicht Zweignie-
derlassungen dieses FINANZINSTITUTS, die sich auBerhalb dieses Mit-
gliedstaats befinden, oder ii) eine Zweigniederlassung eines nicht in einem
Mitgliedstaat ansdssigen FINANZINSTITUTS, wenn diese sich in diesem
Mitgliedstaat befindet.

2. Der Ausdruck ,FINANZINSTITUT EINES TEILNEHMENDEN
STAATS* bedeutet i) ein in einem TEILNEHMENDEN STAAT ansissi-
ges FINANZINSTITUT, jedoch nicht Zweigniederlassungen dieses FI-
NANZINSTITUTS, die sich auBlerhalb dieses TEILNEHMENDEN
STAATS befinden, oder ii) eine Zweigniederlassung eines nicht in einem
TEILNEHMENDEN STAAT ansdssigen FINANZINSTITUTS, wenn
diese sich in diesem TEILNEHMENDEN STAAT befindet.

3. Der Ausdruck ,,FINANZINSTITUT* bedeutet ein VERWAHRINSTITUT,
ein EINLAGENINSTITUT, ein INVESTMENTUNTERNEHMEN oder
eine SPEZIFIZIERTE VERSICHERUNGSGESELLSCHAFT.

4. Der Ausdruck ,,VERWAHRINSTITUT® bedeutet einen RECHTSTRA-
GER, dessen Geschiftstitigkeit im Wesentlichen darin besteht, fiir fremde
Rechnung FINANZVERMOGEN zu verwahren. Die Geschiftstitigkeit
eines RECHTSTRAGERS besteht im Wesentlichen darin, fiir fremde
Rechnung FINANZVERMOGEN zu verwahren, wenn die dem Verwahren
von FINANZVERMOGEN und damit zusammenhingenden Finanzdienst-
leistungen zuzurechnenden Bruttoeinkiinfte des RECHTSTRAGERS min-
destens 20 % der Bruttoeinkiinfte des RECHTSTRAGERS entsprechen,
und zwar entweder i) wihrend des dreijahrigen Zeitraums, der am 31.
Dezember (oder dem letzten Tag eines nicht einem Kalenderjahr entspre-
chenden Abrechnungszeitraums) vor dem Bestimmungsjahr endet, oder ii)
wihrend des Zeitraums des Bestehens des RECHTSTRAGERS, je nach-
dem, welcher Zeitraum kiirzer ist.

5. Der Ausdruck ,,EINLAGENINSTITUT® bedeutet einen RECHTSTRA-
GER, der im Rahmen gewohnlicher Bankgeschéfte oder einer dhnlichen
Geschiftstitigkeit Einlagen entgegennimmt.

6. Der Ausdruck ,,INVESTMENTUNTERNEHMEN®“ bedeutet einen
RECHTSTRAGER,

a) der gewerblich vorwiegend eine oder mehrere der folgenden Tétigkei-
ten fiir einen Kunden ausiibt:

i) Handel mit Geldmarktinstrumenten (zum Beispiel Schecks, Wech-
sel, Einlagenzertifikate, Derivate), Devisen, Wechselkurs-, Zins-
und Indexinstrumenten, iibertragbaren Wertpapieren oder Waren-
termingeschafte,

i) individuelle und kollektive Vermogensverwaltung oder

iii) sonstige Arten der Anlage oder Verwaltung von FINANZVER-
MOGEN oder Kapital im Auftrag Dritter

oder

b) dessen Bruttoeinkiinfte vorwiegend der Anlage oder Wiederanlage von
FINANZVERMOGEN oder dem Handel damit zuzurechnen sind,
wenn der RECHTSTRAGER von einem anderen RECHTSTRAGER
verwaltet wird, bei dem es sich um ein EINLAGENINSTITUT, ein
VERWAHRINSTITUT, eine SPEZIFIZIERTE VERSICHERUNGS-
GESELLSCHAFT oder ein unter Unterabschnitt A Nummer 6 Buch-
stabe a beschriebenes INVESTMENTUNTERNEHMEN handelt.
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Ein RECHTSTRAGER f{ibt gewerblich vorwiegend eine oder mehrere der
unter Unterabschnitt A Nummer 6 Buchstabe a beschriebenen Tatigkeiten
aus beziechungsweise die Bruttoeinkiinfte eines RECHTSTRAGERS sind
vorwiegend der Anlage oder Wiederanlage von FINANZVERMOGEN
oder dem Handel damit im Sinne von Unterabschnitt A Nummer 6 Buch-
stabe b zuzurechnen, wenn die den entsprechenden Tatigkeiten zuzurech-
nenden Bruttoeinkiinfte des RECHTSTRAGERS mindestens 50 % der
Bruttoeinkiinfte des RECHTSTRAGERS entsprechen, und zwar entweder
i) wiahrend des dreijdhrigen Zeitraums, der am 31. Dezember des Jahres
vor dem Bestimmungsjahr endet, oder ii) wihrend des Zeitraums des
Bestehens des RECHTSTRAGERS, je nachdem, welcher Zeitraum kiirzer
ist. Der Ausdruck ,INVESTMENTUNTERNEHMEN* umfasst nicht einen
RECHTSTRAGER, bei dem es sich aufgrund der Erfiillung der Kriterien
in Unterabschnitt D Nummer 8 Buchstaben d bis g um einen AKTIVEN
NFE handelt.

Dieser Unterabschnitt ist auf eine Weise auszulegen, die mit dem &hn-
lichen Wortlaut der Definition von ,,Finanzinstitut“ in den Empfehlungen
der Arbeitsgruppe Finanzielle MaBnahmen gegen Geldwiésche ('Financial
Action Task Force on Money Laundering' — FATF) vereinbar ist.

7. Der Ausdruck ,,FINANZVERMOGEN® umfasst Wertpapiere (zum Bei-
spiel Anteile am Aktienkapital einer Kapitalgesellschaft, Beteiligungen
oder wirtschaftliches Eigentum an den Beteiligungen an einer in Streu-
besitz befindlichen oder borsennotierten Personalgesellschaft oder einem
Trust sowie Obligationen, Anleihen, Schuldverschreibungen oder sonstige
Schuldurkunden), Beteiligungen an Personengesellschaften, Warengeschaf-
ten, Swaps (zum Beispiel Zinsswaps, Wahrungsswaps, Basisswaps, Zins-
caps, Zinsfloors, Warenswaps, Aktienswaps, Aktienindexswaps und &hn-
liche Vereinbarungen), VERSICHERUNGS- oder RENTENVERSICHE-
RUNGSVERTRAGE oder Beteiligungen (darunter borsengehandelte und
nicht borsengehandelte Termingeschifte und Optionen) an Wertpapieren,
Beteiligungen an Personengesellschaften, Warengeschiften, Swaps oder
VERSICHERUNGS- oder RENTENVERSICHERUNGSVERTRAGEN.
Der Ausdruck ,,FINANZVERMOGEN®“ umfasst keine nicht fremdfinan-
zierten unmittelbaren Immobilienbeteiligungen.

8. Der Ausdruck ,,SPEZIFIZIERTE VERSICHERUNGSGESELLSCHAFT*
bedeutet einen RECHTSTRAGER, bei dem es sich um eine Versiche-
rungsgesellschaft (oder die Holdinggesellschaft einer Versicherungsgesell-
schaft) handelt, die einen RUCKKAUFSFAHIGEN VERSICHERUNGS-
VERTRAG oder ecinen RENTENVERSICHERUNGSVERTRAG ab-
schlieBt oder zur Leistung von Zahlungen in Bezug auf einen solchen
Vertrag verpflichtet ist.

B. NICHT MELDENDES FINANZINSTITUT

1. Der Ausdruck ,,NICHT MELDENDES FINANZINSTITUT* bedeutet ein
FINANZINSTITUT, bei dem es sich um Folgendes handelt:

a) einen STAATLICHEN RECHTSTRAGER, eine INTERNATIONALE
ORGANISATION oder eine Zentralbank, aufler bei Zahlungen, die aus
einer Verpflichtung in Zusammenhang mit gewerblichen Finanzaktivi-
titen stammen, die denen einer SPEZIFIZIERTEN VERSICHE-
RUNGSGESELLSCHAFT, ecines VERWAHR- oder eines EIN-
LAGENINSTITUTS entsprechen,

b) einen ALTERSVORSORGEFONDS MIT BREITER BETEILIGUNG,
einen ALTERSVORSORGEFONDS MIT GERINGER BETEI-
LIGUNG, einen PENSIONSFONDS EINES STAATLICHEN
RECHTSTRAGERS, EINER INTERNATIONALEN ORGANISA-
TION ODER EINER ZENTRALBANK oder einen QUALIFIZIER-
TEN KREDITKARTENANBIETER,

¢) einen sonstigen RECHTSTRAGER, bei dem ein geringes Risiko be-
steht, dass er zur Steuerhinterziehung missbraucht wird, der im We-
sentlichen dhnliche Eigenschaften wie die in Unterabschnitt B Nummer
1 Buchstaben a und b genannten RECHTSTRAGER aufweist und der
in der Liste der NICHT MELDENDEN FINANZINSTITUTE nach
Artikel 8 Absatz 7a dieser Richtlinie enthalten ist, sofern sein Status
als NICHT MELDENDES FINANZINSTITUT dem Zweck dieser
Richtlinie nicht entgegensteht,
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d) einen AUSGENOMMENEN ORGANISMUS FUR GEMEINSAME
ANLAGEN oder

e) einen Trust, soweit der Treuhdnder des Trusts ein MELDENDES FI-
NANZINSTITUT ist und samtliche nach Abschnitt I zu meldenden
Informationen zu sdmtlichen MELDEPFLICHTIGEN KONTEN des
Trusts meldet.

2. Der Ausdruck ,,STAATLICHER RECHTSTRAGER® bedeutet die Regie-
rung eines Mitgliedstaats oder anderen Staates, eine Gebietskorperschaft
eines Mitgliedstaats oder anderen Staates (wobei es sich, um Zweifel aus-
zurdumen, unter anderen um einen Gliedstaat, eine Provinz, einen Land-
kreis oder eine Gemeinde handeln kann) oder eine Behorde oder Einrich-
tung, die sich im Alleineigentum eines Mitgliedstaats oder anderen Staates
oder einer oder mehrerer Gebietskorperschaften befindet (jeweils ein
.STAATLICHER RECHTSTRAGER®). Diese Kategorie besteht aus den
wesentlichen Instanzen, beherrschten Rechtstrigern und Gebietskorper-
schaften eines Mitgliedstaats oder anderen Staates.

a) Eine ,wesentliche Instanz“ eines Mitgliedstaats oder anderen Staates
bedeutet unabhéngig von ihrer Bezeichnung eine Person, eine Organi-
sation, eine Behorde, ein Amt, einen Fonds, eine Einrichtung oder eine
sonstige Stelle, die eine Regierungsbehorde eines Mitgliedstaats oder
anderen Staates darstellt. Die Nettoeinkiinfte der Regierungsbehorde
miissen ihrem eigenen Konto oder sonstigen Konten des Mitgliedstaats
oder anderen Staates gutgeschrieben werden, ohne dass ein Teil davon
einer Privatperson zugutekommt. Eine wesentliche Instanz umfasst
nicht eine natiirliche Person, bei der es sich um einen in seiner Eigen-
schaft als Privatperson handelnden Regierungsvertreter, Beamten oder
Verwalter handelt.

b) Ein ,,beherrschter Rechtstriiger bedeutet einen RECHTSTRAGER, der
formal von dem Mitgliedstaat oder anderen Staat getrennt ist oder auf
andere Weise eine eigenstidndige juristische Person darstellt, sofern

i) der RECHTSTRAGER sich unmittelbar oder iiber einen oder meh-
rere beherrschte Rechtstrager im Alleineigentum und unter der Be-
herrschung eines oder mehrerer STAATLICHER RECHTSTRA-
GER befindet,

ii) die Nettoeinkiinfte des RECHTSTRAGERS seinem eigenen Konto
oder den Konten eines oder mehrerer STAATLICHER RECHTS-
TRAGER gutgeschrieben werden, ohne dass ein Teil seiner Ein-
kiinfte einer Privatperson zugutekommt,

iii) die Vermdgenswerte des RECHTSTRAGERS bei seiner Auflosung
einem oder mehreren STAATLICHEN RECHTSTRAGERN
zufallen.

¢) Einkiinfte kommen nicht Privatpersonen zugute, wenn es sich bei die-
sen Personen um die vorgesehenen Begiinstigten eines Regierungspro-
gramms handelt und die Programmaktivititen fiir die Allgemeinheit im
Interesse des Gemeinwohls ausgeiibt werden oder sich auf die Ver-
waltung eines Regierungsbereichs beziehen. Ungeachtet der vorstehen-
den Bestimmungen gelten Einkiinfte jedoch als Einkiinfte, die Privat-
personen zugutekommen, wenn sie aus iiber einen STAATLICHEN
RECHTSTRAGER ausgeiibten gewerblichen Titigkeiten, wie zum
Beispiel Geschiftsbankengeschéften, stammen, bei denen Finanzdienst-
leistungen an Privatpersonen erbracht werden.

3. Der Ausdruck ,INTERNATIONALE ORGANISATION® bedeutet eine
internationale Organisation oder eine in ihrem Alleineigentum stehende
Behorde oder Einrichtung. Diese Kategorie umfasst eine zwischenstaatli-
che Organisation (einschlieBlich einer tibernationalen Organisation), i) die
hauptsichlich aus Regierungen besteht, ii) die mit dem Mitgliedstaat ein
Sitzabkommen oder im Wesentlichen dhnliches Abkommen geschlossen
hat und iii) deren Einkiinfte nicht Privatpersonen zugutekommen.
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4. Der Ausdruck ,,ZENTRALBANK® bedeutet ein Institut, das per Gesetz
oder staatlicher Genehmigung neben der Regierung des Mitgliedstaats die
oberste Behorde fiir die Ausgabe von als Wihrung vorgesehenen Zah-
lungsmitteln darstellt. Dieses Institut kann eine von der Regierung des
Mitgliedstaats getrennte Einrichtung umfassen, die ganz oder teilweise
im Eigentum des Mitgliedstaats stehen kann.

5. Der Ausdruck ,,ALTERSVORSORGEFONDS MIT BREITER BETEI-
LIGUNG* bedeutet einen Fonds zur Gewdhrung von Altersvorsorge-
und Invaliditétsleistungen sowie Leistungen im Todesfall oder einer Kom-
bination dieser Leistungen als Gegenleistung fiir erbrachte Leistungen an
Begiinstigte, die derzeitige oder ehemalige Arbeitnehmer (oder von ihnen
bestimmte Personen) eines oder mehrerer Arbeitgeber sind, sofern der
Fonds

a) nicht einen einzigen Begiinstigten hat, der Anspruch auf mehr als 5 %
der Vermogenswerte des Fonds hat,

b) staatlicher Regelung unterliegt und Informationen an die Steuerbehor-
den iibermittelt und

¢) mindestens eine der folgenden Voraussetzungen erfiillt:

i) der Fonds ist aufgrund seines Status als Altersvorsorgeplan grund-
sitzlich von der Ertragsteuer auf Kapitaleinkiinfte befreit oder die
Besteuerung entsprechender Ertrdge erfolgt nachgelagert bezie-
hungsweise zu einem ermifigten Satz;

ii) der Fonds bezieht mindestens 50 % seiner Gesamtbeitrdge (mit
Ausnahme von Vermdgensiibertragungen von anderen in Unter-
abschnitt B Nummern 5 bis 7 genannten Pldnen oder in Unter-
abschnitt C Nummer 17 Buchstabe a genannten Altersvorsorgekon-
ten) von den Arbeitgebern;

iii) Ausschiittungen oder Entnahmen aus dem Fonds diirfen nur bei
Eintritt konkreter Ereignisse im Zusammenhang mit Ruhestand,
Invaliditit oder Tod vorgenommen werden (mit Ausnahme von
aus einem Altersvorsorgeplan an andere in Unterabschnitt B Num-
mern 5 bis 7 genannte Altersvorsorgefonds oder in Unterabschnitt
C Nummer 17 Buchstabe a genannte Altersvorsorgekonten iiber-
tragene Ausschiittungen), andernfalls finden Sanktionen Anwen-
dung, oder

iv

~

die Arbeitnehmerbeitrdge an den Fonds (mit Ausnahme bestimmter
zugelassener Ausgleichsbeitrige) werden durch das Erwerbsein-
kommen des Arbeitnehmers begrenzt oder diirfen — unter Anwen-
dung der in Abschnitt VII Unterabschnitt C genannten Vorschriften
fir die Zusammenfassung von Konten und die Wahrungsumrech-
nung — jéhrlich einen auf die Landeswihrung jedes Mitgliedstaats
lautenden Betrag im Gegenwert von 50 000 USD nicht iibersteigen.

6. Der Ausdruck ,,ALTERSVORSORGEFONDS MIT GERINGER BETEI-
LIGUNG* bedeutet einen Fonds zur Gewédhrung von Altersvorsorge- und
Invaliditatsleistungen sowie Leistungen im Todesfall als Gegenleistung fiir
erbrachte Leistungen an Begiinstigte, die derzeitige oder ehemalige Arbeit-
nehmer (oder von ihnen bestimmte Personen) eines oder mehrerer Arbeit-
geber sind sofern

a) weniger als 50 Personen am Fonds beteiligt sind,

b) ein oder mehrere Arbeitgeber in den Fonds einzahlen, bei denen es sich
nicht um Investmentunternehmen oder PASSIVE NFEs handelt,
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c) die Arbeitnehmer- und Arbeitgeberbeitrige an den Fonds (mit Aus-
nahme von Vermdgensiibertragungen von in Unterabschnitt C Nummer
17 Buchstabe a genannten Altersvorsorgekonten) durch das Erwerbs-
einkommen beziehungsweise die Vergiitung des Arbeitnehmers be-
grenzt werden,

d) nicht im Mitgliedstaat des Fonds anséssige Beteiligte auf hochstens
20 % der Vermogenswerte des Fonds Anspruch haben und

e) der Fonds staatlicher Regelung unterliegt und Informationen an die
Steuerbehorden iibermittelt.

. Der Ausdruck ,,PENSIONSFONDS EINES STAATLICHEN RECHTS-

TRAGERS, EINER INTERNATIONALEN ORGANISATION ODER EI-
NER ZENTRALBANK® bedeutet einen von einem STAATLICHEN
RECHTSTRAGER, einer INTERNATIONALEN ORGANISATION oder
einer ZENTRALBANK errichteten Fonds zur Gewdhrung von
Altersvorsorge- und Invaliditétsleistungen sowie Leistungen im Todesfall
an Begiinstigte oder Beteiligte, bei denen es sich um derzeitige oder
ehemalige Arbeitnehmer (oder von ihnen bestimmte Personen) oder um
Personen handeln kann, die keine derzeitigen oder ehemaligen Arbeitneh-
mer sind, falls die Leistungen diesen Begiinstigten und Beteiligten als
Gegenleistung fiir ihre dem STAATLICHEN RECHTSTRAGER, der IN-
TERNATIONALEN ORGANISATION oder der ZENTRALBANK per-
sonlich geleisteten Dienste gewdhrt werden.

. Der Ausdruck ,,QUALIFIZIERTER KREDITKARTENANBIETER® be-

deutet ein FINANZINSTITUT, das folgende Voraussetzungen erfiillt:

a) Das FINANZINSTITUT gilt nur als FINANZINSTITUT, weil es ein
Kreditkartenanbieter ist, der Einlagen nur akzeptiert, wenn ein Kunde
eine Zahlung leistet, die einen in Bezug auf die Karte félligen Saldo
iibersteigt, und die Uberzahlung nicht unverziiglich an den Kunden
zuriickiiberwiesen wird.

b

=

Spétestens ab dem 1. Januar 2016 setzt das FINANZINSTITUT Ma6-
nahmen und Verfahren um, die entweder verhindern, dass ein Kunde
eine Uberzahlung in Hohe eines auf die Landeswihrung jedes Mit-
gliedstaats lautenden Betrags im Gegenwert von mehr als 50 000
USD leistet, oder sicherstellen, dass jede Uberzahlung eines Kunden,
die iiber diesem Betrag liegt, dem Kunden innerhalb von 60 Tagen
zuriickerstattet wird, wobei in beiden Fillen die Vorschriften fiir die
Zusammenfassung von Konten und die Wéhrungsumrechnung nach
Abschnitt VII Unterabschnitt C gelten. Uberzahlungen von Kunden
in diesem Sinne umfassen nicht Guthaben im Zusammenhang mit
strittigen Abbuchungen, schliefen jedoch Guthaben infolge der Riick-
gabe von Waren ein.

. Der Ausdruck ,,AUSGENOMMENER ORGANISMUS FUR GEMEIN-

SAME ANLAGEN® bedeutet ein INVESTMENTUNTERNEHMEN, das
als Organismus fiir gemeinsame Anlagen der Aufsicht untersteht, sofern
samtliche Beteiligungen an dem Organismus fiir gemeinsame Anlagen von
natiirlichen Personen oder RECHTSTRAGERN, die keine MELDE-
PFLICHTIGEN PERSONEN sind, oder iiber diese gehalten werden, mit
Ausnahme eines PASSIVEN NFE mit BEHERRSCHENDEN PER-
SONEN, die MELDEPFLICHTIGE PERSONEN sind.

Ein INVESTMENTUNTERNEHMEN, das als Organismus fiir gemein-
same Anlagen der Aufsicht untersteht, gilt auch dann nach Unterabschnitt
B Nummer 9 als AUSGENOMMENER ORGANISMUS FUR GEMEIN-
SAME ANLAGEN, wenn der Organismus fiir gemeinsame Anlagen ef-
fektive Inhaberanteile ausgibt, sofern

a) der Organismus fiir gemeinsame Anlagen nach dem 31. Dezember
2015 keine effektiven Inhaberanteile ausgegeben hat oder ausgibt,
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b) der Organismus fiir gemeinsame Anlagen bei Riickkauf alle diese An-
teile einzieht,

¢) der Organismus fiir gemeinsame Anlagen die in den Abschnitten II bis
VII aufgefiihrten Verfahren zur Erfiillung der Sorgfaltspflichten durch-
fihrt und alle meldepflichtigen Informationen zu diesen Anteilen mel-
det, wenn diese zum Einlésen oder zu sonstiger Zahlung vorgelegt
werden, und

d) der Organismus fiir gemeinsame Anlagen iiber Maflnahmen und Ver-
fahren verfiigt, um sicherzustellen, dass die betreffenden Anteile so
bald wie mdglich und auf jeden Fall vor dem 1. Januar 2018 eingeldst
werden oder nicht mehr verkehrsfahig sind.

C. FINANZKONTO

1. Der Ausdruck ,,FINANZKONTO®* bedeutet ein von einem FINANZ-
INSTITUT gefiihrtes Konto und umfasst ein EINLAGENKONTO, ein
VERWAHRKONTO und

a) im Fall eines INVESTMENTUNTERNEHMENS Eigen- und Fremd-
kapitalbeteiligungen an dem FINANZINSTITUT. Ungeachtet der vor-
stehenden Bestimmung umfasst der Ausdruck ,,FINANZKONTO*
keine Eigen- und Fremdkapitalbeteiligungen an einem RECHTSTRA-
GER, der nur als INVESTMENTUNTERNEHMEN gilt, weil er fiir
den Zweck der Anlage oder Verwaltung von FINANZVERMOGEN,
das bei einem anderen FINANZINSTITUT als diesem RECHTSTRA-
GER im Namen eines Kunden eingezahlt wurde, fiir oder im Auftrag
dieses Kunden i) Anlageberatung erbringt oder ii) Vermogenswerte
verwaltet,

b) im Fall eines nicht unter Unterabschnitt C Nummer 1 Buchstabe a
beschriebenen FINANZINSTITUTS Eigen- und Fremdkapitalbetei-
ligungen an dem FINANZINSTITUT, sofern die Beteiligungskatego-
rie zur Vermeidung der Meldepflicht nach Abschnitt I eingefiihrt
wurde, sowie

¢) von einem FINANZINSTITUT ausgestellte oder verwaltete RUCK-
KAUFSFAHIGE VERSICHERUNGSVERTRAGE und RENTEN-
VERSICHERUNGSVERTRAGE, mit Ausnahme von nicht mit einer
Kapitalanlage verbundenen und nicht iibertragbaren sofortigen Leib-
renten, die auf natiirliche Personen lauten und eine Altersvorsorge-
oder Invaliditétsleistung monetisieren, die aufgrund eines Kontos er-
bracht wird, bei dem es sich um ein AUSGENOMMENES KONTO
handelt.

Der Ausdruck ,,FINANZKONTO® umfasst keine Konten, bei denen es
sich um AUSGENOMMENE KONTEN handelt.

2. Der Ausdruck ,,EINLAGENKONTO® umfasst Geschifts-, Giro-, Spar-
und Terminkonten sowie Konten, die durch Einlagenzertifikate, Sparbrie-
fe, Investmentzertifikate, Schuldtitel oder vergleichbare Instrumente ver-
brieft sind, die von einem FINANZINSTITUT im Rahmen gewdhnlicher
Bankgeschéfte oder einer dhnlichen Geschéftstitigkeit gefiihrt werden.
Ein EINLAGENKONTO umfasst auch Betrdge, die von einer Versiche-
rungsgesellschaft aufgrund eines garantierten Kapitalanlagevertrags oder
einer dhnlichen Vereinbarung zur Zahlung oder Gutschrift von Zinsen auf
diese Betrdge gehalten werden.

3. Der Ausdruck ,,VERWAHRKONTO* bedeutet ein Konto (nicht jedoch
einen VERSICHERUNGSVERTRAG oder RENTENVERSICHE-
RUNGSVERTRAG), in dem FINANZVERMOGEN zugunsten eines
Dritten verwahrt wird.
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. Der Ausdruck ,,EIGENKAPITALBETEILIGUNG* bedeutet im Fall einer

Personengesellschaft, die ein FINANZINSTITUT ist, entweder eine
Kapital- oder eine Gewinnbeteiligung an der Personengesellschaft. Im
Fall eines Trusts, der ein FINANZINSTITUT ist, gilt eine EIGENKAPI-
TALBETEILIGUNG als von einer Person gehalten, die als Treugeber
oder Begiinstigter des gesamten oder eines Teils des Trusts betrachtet
wird, oder von einer sonstigen natiirlichen Person, die den Trust tatséch-
lich beherrscht. Eine MELDEPFLICHTIGE PERSON gilt als Begiins-
tigter eines Trusts, wenn sie berechtigt ist, unmittelbar oder mittelbar
(zum Beispiel durch einen Bevollméichtigten) eine Pflichtausschiittung
aus dem Trust zu erhalten, oder unmittelbar oder mittelbar eine freiwil-
lige Ausschiittung aus dem Trust erhalten kann.

. Der Ausdruck ,,VERSICHERUNGSVERTRAG bedeutet einen Vertrag

(nicht jedoch einen RENTENVERSICHERUNGSVERTRAG), bei dem
sich der Versicherungsgeber bereit erklédrt, bei Eintritt eines konkreten
Ereignisses im Zusammenhang mit einem Todesfall-, Krankheits-,
Unfall-, Haftungs- oder Sachschadenrisiko einen Betrag zu zahlen.

. Der Ausdruck ,RENTENVERSICHERUNGSVERTRAG* bedeutet einen

Vertrag, bei dem sich der Versicherungsgeber bereit erklért, fiir einen
vollstdndig oder teilweise anhand der Lebenserwartung einer oder meh-
rerer natiirlicher Personen ermittelten Zeitraum Zahlungen zu leisten. Der
Ausdruck umfasst auch einen Vertrag, der nach dem Recht, den Vor-
schriften oder der Rechtsiibung des Mitgliedstaats oder anderen Staates,
in dem er ausgestellt wurde, als RENTENVERSICHERUNGSVER-
TRAG gilt und bei dem sich der Versicherungsgeber bereit erklart, fiir
eine bestimmte Anzahl von Jahren Zahlungen zu leisten.

. Der Ausdruck ,RUCKKAUFSFAHIGER VERSICHERUNGSVER-

TRAG" bedeutet einen VERSICHERUNGSVERTRAG (nicht jedoch ei-
nen Riickversicherungsvertrag zwischen zwei Versicherungsgesellschaf-
ten) mit einem BARWERT.

. Der Ausdruck ,,BARWERT* bedeutet i) den Betrag, zu dessen Erhalt der

Versicherungsnehmer nach Riickkauf oder Kiindigung des Vertrags be-
rechtigt ist (ohne Minderung wegen einer Riickkaufgebiihr oder eines
Policendarlehens ermittelt), oder ii) den Betrag, den der Versicherungs-
nehmer im Rahmen des Vertrags oder in Bezug auf den Vertrag als
Darlehen aufnehmen kann, je nachdem, welcher Betrag hoher ist. Un-
geachtet der vorstehenden Bestimmungen umfasst der Ausdruck ,,BAR-
WERT* nicht einen aufgrund eines VERSICHERUNGSVERTRAGS wie
folgt zahlbaren Betrag:

a) ausschlieflich aufgrund des Todes einer natiirlichen Person, die iiber
einen Lebensversicherungsvertrag verfiigt,

b) in Form einer Leistung bei Personenschaden oder Krankheit oder
einer sonstigen Leistung zur Entschddigung fiir einen bei Eintritt
des Versicherungsfalls erlittenen wirtschaftlichen Verlust,

¢) in Form einer Riickerstattung einer aufgrund eines VERSICHE-
RUNGSVERTRAGS (nicht jedoch eines an Kapitalanlagen gebunde-
nen Lebens- oder RENTENVERSICHERUNGSVERTRAGS) bereits
gezahlten Primie (abziiglich Versicherungsgebiihren unabhéngig von
deren tatsdchlicher Erhebung) bei Vertragsaufthebung oder -kiindi-
gung, Verringerung des Risikopotenzials wihrend der Vertragslaufzeit
oder Berichtigung einer Fehlbuchung oder eines vergleichbaren Feh-
lers in Bezug auf die Vertragspramie,

d) in Form einer an den Versicherungsnehmer zahlbaren Dividende
(nicht jedoch eines Schlussiiberschussanteils), sofern die Dividende
aus einem VERSICHERUNGSVERTRAG stammt, bei dem nur Leis-
tungen nach Unterabschnitt C Nummer 8 Buchstabe b zu zahlen sind,
oder
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9.

11.

13.

14.

e) in Form einer Riickerstattung einer Primienvorauszahlung oder eines
Pramiendepots fiir einen VERSICHERUNGSVERTRAG mit mindes-
tens jdhrlich falliger Praimienzahlung, sofern die Hohe der Prdmien-
vorauszahlung oder des Primiendepots die nédchste vertragsgemal fal-
lige Jahrespramie nicht iibersteigt.

Der Ausdruck ,,BESTEHENDES KONTO* bedeutet

a) ein FINANZKONTO, das zum 31. Dezember 2015 von einem MEL-
DENDEN FINANZINSTITUT gefiihrt wird;

b) jedes FINANZKONTO eines KONTOINHABERS, ungeachtet des
Zeitpunkts der Eroffnung dieses FINANZKONTOS, wenn

i) der KONTOINHABER auch Inhaber eines FINANZKONTOS bei
dem MELDENDEN FINANZINSTITUT (oder einem VERBUN-
DENEN RECHTSTRAGER in demselben Mitgliedstaat wie das
MELDENDE FINANZINSTITUT) ist, das ein BESTEHENDES
KONTO nach Unterabschnitt C Nummer 9 Buchstabe a ist;

ii) das MELDENDE FINANZINSTITUT (und gegebenenfalls der
VERBUNDENE RECHTSTRAGER in demselben Mitgliedstaat
wie das MELDENDE FINANZINSTITUT) diese beiden FI-
NANZKONTEN und alle weiteren FINANZKONTEN des KON-
TOINHABERS, die als BESTEHENDE KONTEN nach Buch-
stabe b behandelt werden, fiir die Zwecke der Erfiillung der in
Abschnitt VII Unterabschnitt A genannten Anforderungen in Be-
zug auf den Kenntnisstand und fiir die Zwecke der Ermittlung des
Saldos oder Werts eines der FINANZKONTEN bei der Anwen-
dung eines der kontospezifischen Schwellenwerte als ein einziges
FINANZKONTO behandelt;

iii) das MELDENDE FINANZINSTITUT in Bezug auf ein FINANZ-
KONTO, das den VERFAHREN ZUR BEKAMPFUNG DER
GELDWASCHE (AML/KYC) unterliegt, die Anforderungen die-
ser Verfahren in Bezug auf das FINANZKONTO erfiillen darf,
indem es sich auf die VERFAHREN ZUR BEKAMPFUNG DER
GELDWASCHE (AML/KYC) verlésst, die fiir das unter Unter-
abschnitt C Nummer 9 Buchstabe a beschriecbene BESTEHENDE
KONTO durchgefiihrt wurden, und

iv) die Eroffnung des FINANZKONTOS — aufler fir die Zwecke
dieser Richtlinie — keine Bereitstellung neuer, zusitzlicher oder
gednderter Kundeninformationen durch den KONTOINHABER
erfordert.

. Der Ausdruck ,NEUKONTO* bedeutet ein von einem MELDENDEN

FINANZINSTITUT gefiithrtes FINANZKONTO, das am oder nach dem
1. Januar 2016 erdffnet wird, sofern es nicht als BESTEHENDES
KONTO nach Unterabschnitt C Nummer 9 Buchstabe b behandelt wird.

Der Ausdruck ,BESTEHENDES KONTO NATURLICHER PER-
SONEN®“ bedeutet ein BESTEHENDES KONTO, dessen Inhaber eine
oder mehrere natiirliche Person(en) ist/sind.

. Der Ausdruck ,NEUKONTO NATURLICHER PERSONEN® bedeutet

ein NEUKONTO, dessen Inhaber eine oder mehrere natiirliche Per-
son(en) ist/sind.

Der Ausdruck ,,BESTEHENDES KONTO VON RECHTSTRAGERN*
bedeutet ein BESTEHENDES KONTO, dessen Inhaber ein oder mehrere
RECHTSTRAGER ist/sind.

Der Ausdruck ,,KONTO VON GERINGEREM WERT* bedeutet ein
BESTEHENDES KONTO NATURLICHER PERSONEN mit einem Ge-
samtsaldo oder -wert in Hohe eines auf die Landeswéhrung jedes Mit-
gliedstaats lautenden Betrags im Gegenwert von hochstens 1 000 000
USD zum 31. Dezember 2015.
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16.

17.

. Der Ausdruck ,,KONTO VON HOHEM WERT* bedeutet ein BESTE-

HENDES KONTO NATURLICHER PERSONEN mit einem Gesamt-
saldo oder -wert in Hohe eines auf die Landeswéhrung jedes Mitglied-
staats lautenden Betrags im Gegenwert von mehr als 1 000 000 USD zum
31. Dezember 2015 oder 31. Dezember eines Folgejahres.

Der Ausdruck ,NEUKONTO VON RECHTSTRAGERN® bedeutet ein
NEUKONTO, dessen Inhaber ein oder mehrere RECHTSTRAGER ist/
sind.

Der Ausdruck ,,AUSGENOMMENES KONTO* bedeutet eines der fol-
genden Konten:

a) ein Altersvorsorgekonto, das folgende Voraussetzungen erfiillt:

i) Das Konto untersteht als personliches Altersvorsorgekonto der
Aufsicht oder ist Teil eines registrierten oder der Aufsicht unter-
stehenden Altersvorsorgeplans fiir die Gewéhrung von Renten-
und Pensionsleistungen (einschlieBlich Invaliditatsleistungen und
Leistungen im Todesfall).

ii) Das Konto ist steuerbegiinstigt (das heifit, auf das Konto einge-
zahlte Beitrdge, die andernfalls steuerpflichtig wéren, sind von
den Bruttoeinkiinften des KONTOINHABERS abziehbar oder
ausgenommen oder werden mit einem erméfigten Steuersatz be-
steuert, oder die mit dem Konto erzielten Kapitalertrige werden
nachgelagert oder mit einem erméBigten Steuersatz besteuert).

iii) In Bezug auf das Konto besteht eine Pflicht zur Informationsiiber-
mittlung an die Steuerbehorden.

iv) Entnahmen sind an das Erreichen eines bestimmten Ruhestands-
alters, Invaliditdt oder den Todesfall gekniipft oder es werden bei
Entnahmen vor Eintritt dieser Ereignisse Vorschusszinsen fallig.

v) Entweder i) die jéhrlichen Beitrége sind auf einen auf die Landes-
wihrung jedes Mitgliedstaats lautenden Betrag im Gegenwert von
hochstens 50 000 USD begrenzt oder ii) fiir das Konto gilt eine
auf die gesamte Lebenszeit bezogene Beitragsgrenze in Hohe
eines auf die Landeswihrung jedes Mitgliedstaats lautenden Be-
trags im Gegenwert von hochstens 1 000 000 USD, wobei in
beiden Fillen die Vorschriften fiir die Zusammenfassung von
Konten und die Wéahrungsumrechnung nach Abschnitt VII Unter-
abschnitt C gelten.

Ein FINANZKONTO, das die in Unterabschnitt C Nummer 17 Buch-
stabe a Ziffer v genannte Voraussetzung grundsitzlich erfiillt, wird
diese auch dann erfiillen, wenn auf das FINANZKONTO Vermdogens-
werte oder Geldbetrdge von einem oder mehreren FINANZKONTEN,
die die Voraussetzungen nach Unterabschnitt C Nummer 17 Buch-
stabe a oder b erfiillen, oder von einem oder mehreren Altersvorsorge-
oder Pensionsfonds, die die Voraussetzungen nach Unterabschnitt B
Nummern 5 bis 7 erfiillen, ilibertragen werden konnen;

b) ein Konto, das folgende Voraussetzungen erfiillt:

i) Das Konto untersteht als Anlageinstrument fiir andere Zwecke als
die Altersvorsorge der Aufsicht und wird regelmiflig an einer
anerkannten Borse gehandelt oder das Konto untersteht als Spar-
instrument fiir andere Zwecke als die Altersvorsorge der Aufsicht.
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ii) Das Konto ist steuerbegiinstigt (das heifit, auf das Konto einge-
zahlte Beitridge, die andernfalls steuerpflichtig wiren, sind von
den Bruttoeinkiinften des KONTOINHABERS abziehbar oder
ausgenommen oder werden mit einem erméfigten Steuersatz be-
steuert, oder die mit dem Konto erzielten Kapitalertrage werden
nachgelagert oder mit einem ermédfigten Steuersatz besteuert).

iii) Entnahmen sind an die Erfiillung bestimmter Kriterien gekniipft,
die in Zusammenhang mit dem Zweck des Anlage- oder Spar-
kontos (beispielsweise Gewidhrung von ausbildungsbezogenen
oder medizinischen Leistungen) stehen, oder es werden bei Ent-
nahmen vor Erfiillung dieser Kriterien Vorschusszinsen fallig.

Die jahrlichen Beitrdge sind auf einen auf die Landeswihrung
jedes Mitgliedstaats lautenden Betrag im Gegenwert von hochs-
tens 50 000 USD begrenzt, wobei die Vorschriften fiir die Zu-
sammenfassung von Konten und die Wahrungsumrechnung nach
Abschnitt VII Unterabschnitt C gelten.

[
<
~

Ein FINANZKONTO, das die in Unterabschnitt C Nummer 17 Buch-
stabe b Ziffer iv genannte Voraussetzung grundsétzlich erfiillt, wird
diese auch dann erfiillen, wenn auf das FINANZKONTO Vermogens-
werte oder Geldbetrdge von einem oder mehreren FINANZKONTEN,
die die Voraussetzungen nach Unterabschnitt C Nummer 17 Buch-
stabe a oder b erfiillen, oder von einem oder mehreren Altersvorsorge-
oder Pensionsfonds, die die Voraussetzungen nach Unterabschnitt B
Nummern 5 bis 7 erfiillen, tibertragen werden konnen;

einen Lebensversicherungsvertrag mit einer Versicherungszeit, die vor
Vollendung des 90. Lebensjahres der versicherten natiirlichen Person
endet, sofern der Vertrag folgende Voraussetzungen erfiillt:

i) Wihrend der Vertragslaufzeit oder bis zur Vollendung des 90.
Lebensjahres des Versicherten — je nachdem, welcher Zeitraum
kiirzer ist — sind mindestens jdhrlich regelmafBige Pramien fillig,
die im Laufe der Zeit nicht sinken.

ii) Der Vertrag besitzt keinen Vertragswert, auf den eine Person ohne
Kiindigung des Vertrags (durch Entnahme, Beleihung oder auf
andere Weise) zugreifen kann.

iii) Der bei Vertragsauthebung oder -kiindigung auszahlbare Betrag
(mit Ausnahme einer Leistung im Todesfall) kann die Gesamt-
hohe der fiir den Vertrag gezahlten Pramien abziiglich der Summe
aus den Gebiihren fiir Todesfall- und Krankheitsrisiko und Auf-
wendungen (unabhéngig von deren tatsdchlicher Erhebung) fiir
die Vertragslaufzeit beziehungsweise -laufzeiten sowie sdmtlichen
vor Vertragsaufhebung oder -kiindigung ausgezahlten Betrigen
nicht tibersteigen.

iv) Der Inhaber des Vertrags ist kein entgeltlicher Erwerber;

d) ein Konto, dessen ausschlieBlicher Inhaber ein Nachlass ist, sofern die

e)

Unterlagen zu diesem Konto eine Kopie des Testaments oder der
Sterbeurkunde des Verstorbenen enthalten;

ein Konto, das eingerichtet wird im Zusammenhang mit

i) einer gerichtlichen Verfiigung oder einem Gerichtsurteil,
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i) einem Verkauf, einem Tausch oder einer Vermietung eines unbe-
weglichen oder beweglichen Vermogensgegenstands, sofern das
Konto folgende Voraussetzungen erfiillt:

— Das Konto wird ausschlieBlich mit einer Anzahlung, einer
Einlage in einer zur Sicherung einer unmittelbar mit der
Transaktion verbundenen Verpflichtung angemessenen Hohe
oder einer dhnlichen Zahlung finanziert oder mit FINANZ-
VERMOGEN, das im Zusammenhang mit dem Verkauf,
dem Tausch oder der Vermietung des Vermogensgegenstands
auf das Konto eingezahlt wird.

— Das Konto wird nur zur Sicherung der Verpflichtung des
Kaufers zur Zahlung des Kaufpreises fiir den Vermogens-
gegenstand, der Verpflichtung des Verkdufers zur Begleichung
von Eventualverbindlichkeiten beziehungsweise der Verpflich-
tung des Vermieters oder Mieters zur Begleichung von Sché-
den im Zusammenhang mit dem Mietobjekt nach dem Miet-
vertrag eingerichtet und genutzt.

— Die Vermogenswerte des Kontos, einschlieBlich der daraus
erzielten Einkiinfte, werden bei Verkauf, Tausch oder Uber-
tragung des Vermogensgegenstands beziechungsweise Ende
des Mietvertrags zugunsten des Kaufers, Verkdufers, Vermie-
ters oder Mieters ausgezahlt oder auf andere Weise verteilt
(auch zur Erfiillung einer Verpflichtung einer dieser Per-
sonen).

— Das Konto ist nicht ein im Zusammenhang mit einem Verkauf
oder Tausch von FINANZVERMOGEN  eingerichtetes
Margin-Konto oder &hnliches Konto.

— Das Konto steht nicht in Verbindung mit einem Konto nach
Unterabschnitt C Nummer 17 Buchstabe f;

iii) einer Verpflichtung eines FINANZINSTITUTS, das ein durch
Immobilien besichertes Darlehen verwaltet, zur Zuriicklegung ei-
nes Teils einer Zahlung ausschlieSlich zur Ermoglichung der Ent-
richtung von Steuern oder Versicherungsbeitragen im Zusammen-
hang mit den Immobilien zu einem spiteren Zeitpunkt oder

iv) einer Verpflichtung eines FINANZINSTITUTS ausschlieBlich zur
Ermoglichung der Entrichtung von Steuern zu einem spéteren
Zeitpunkt;

f) ein EINLAGENKONTO, das folgende Voraussetzungen erfiillt:

i) Das Konto besteht ausschlieBlich, weil ein Kunde eine Zahlung
leistet, die einen in Bezug auf eine Kreditkarte oder eine sonstige
revolvierende Kreditfazilitit falligen Saldo ibersteigt, und die
Uberzahlung nicht unverziiglich an den Kunden zuriickiiberwiesen
wird.

ii) Spitestens ab dem 1. Januar 2016 setzt das FINANZINSTITUT
MafBnahmen und Verfahren um, die entweder verhindern, dass ein
Kunde eine Uberzahlung in Héhe eines auf die Landeswihrung
jedes Mitgliedstaats lautenden Betrags im Gegenwert von mehr als
50 000 USD leistet, oder sicherstellen, dass jede Uberzahlung ei-
nes Kunden, die iiber diesem Betrag liegt, dem Kunden innerhalb
von 60 Tagen zuriickerstattet wird, wobei in beiden Fillen die
Vorschriften fiir die Wahrungsumrechnung nach Abschnitt VII
Unterabschnitt C gelten. Uberzahlungen von Kunden in diesem
Sinne umfassen nicht Guthaben im Zusammenhang mit strittigen
Abbuchungen, schlieBen jedoch Guthaben infolge der Riickgabe
von Waren ein;
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g) ein sonstiges Konto, bei dem ein geringes Risiko besteht, dass es zur
Steuerhinterziehung missbraucht wird, das im Wesentlichen &dhnliche
Eigenschaften wie die in den Unterabschnitt C Nummer 17 Buch-
staben a bis f beschriebenen Konten aufweist und das in der Liste
der AUSGENOMMENEN KONTEN nach Artikel 8 Absatz 7a dieser
Richtlinie enthalten ist, sofern sein Status als AUSGENOMMENES
KONTO dem Zweck dieser Richtlinie nicht entgegensteht.

D. MELDEPFLICHTIGES KONTO

1. Der Ausdruck ,MELDEPFLICHTIGES KONTO“ bedeutet ein von einem
MELDENDEN FINANZINSTITUT eines Mitgliedstaats gefiihrtes FI-
NANZKONTO, dessen Inhaber eine oder mehrere MELDEPFLICHTIGE
PERSON(EN) oder ein PASSIVER NFE, der von einer oder mehreren
MELDEPFLICHTIGEN PERSONEN beherrscht wird, ist/sind, sofern es
nach den in den Abschnitten II bis VII beschriebenen Verfahren zur
Erfiillung der Sorgfaltspflichten als solches identifiziert wurde.

2. Der Ausdruck ,,MELDEPFLICHTIGE PERSON“ bedeutet eine PERSON
EINES MITGLIEDSTAATS, jedoch nicht i) eine Kapitalgesellschaft, de-
ren Aktien regelmédfig an einer oder mehreren anerkannten Wertpapierbor-
sen gehandelt werden, ii) eine Kapitalgesellschaft, die ein VERBUNDE-
NER RECHTSTRAGER einer Kapitalgesellschaft nach Ziffer i ist, iii)
einen STAATLICHEN RECHTSTRAGER, iv) eine INTERNATIONALE
ORGANISATION, v) eine ZENTRALBANK oder vi) ein FINANZINSTI-
TUT.

3. Der Ausdruck ,,PERSON EINES MITGLIEDSTAATS® in Bezug auf je-
den Mitgliedstaat bedeutet eine natiirliche Person oder einen RECHTS-
TRAGER, die beziehungsweise der nach dem Steuerrecht eines beliebigen
anderen Mitgliedstaats in diesem anséssig ist, oder einen Nachlass eines
Erblassers, der in einem beliebigen anderen Mitgliedstaat anséssig war. In
diesem Sinne gilt ein RECHTSTRAGER, bei dem keine steuerliche An-
sassigkeit vorliegt, beispielsweise eine Personengesellschaft, eine Limited
Liability Partnership oder ein dhnliches Rechtsgebilde, als in dem Staat
ansdssig, in dem sich der Ort seiner tatsdchlichen Geschiftsleitung
befindet.

4. Der Ausdruck ,,TEILNEHMENDER STAAT* bedeutet fiir jeden Mitglied-
staat

a) einen anderen Mitgliedstaat;

b) einen anderen Staat, i) mit dem der betreffende Mitgliedstaat ein Ab-
kommen geschlossen hat, wonach der andere Staat die in Abschnitt I
genannten Informationen iibermittelt, und ii) der in einer von diesem
Mitgliedstaat veroffentlichten und der Europdischen Kommission mit-
geteilten Liste aufgefiihrt ist;

¢) einen anderen Staat, i) mit dem die Union ein Abkommen geschlossen
hat, wonach der andere Staat die in Abschnitt I genannten Informatio-
nen iibermittelt, und ii) der in einer von der Europdischen Kommission
verdffentlichten Liste aufgefiihrt ist.

5. Der Ausdruck ,BEHERRSCHENDE PERSONEN‘“ bedeutet die natiirli-
chen Personen, die einen RECHTSTRAGER beherrschen. Im Fall eines
Trusts bedeutet dieser Ausdruck den/die Treugeber, den/die Treuhénder,
(gegebenenfalls) den/die Protektor(en), den/die Begiinstigten oder Begiins-
tigtenkategorie(n) sowie jede/alle sonstige(n) natiirliche(n) Person(en), die
den Trust tatsdchlich beherrscht/beherrschen, und im Fall eines Rechts-
gebildes, das kein Trust ist, bedeutet dieser Ausdruck Personen in gleich-
wertigen oder dhnlichen Positionen. Der Ausdruck ,,BEHERRSCHENDE
PERSONEN* ist auf eine Weise auszulegen, die mit den FATF-Empfeh-
lungen vereinbar ist.

6. Der Ausdruck ,NFE“ bedeutet einen RECHTSTRAGER, der kein FI-
NANZINSTITUT ist.
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7. Der Ausdruck ,,PASSIVER NFE*“ bedeutet i) einen NFE, der kein AK-
TIVER NFE ist, oder ii) ein INVESTMENTUNTERNEHMEN nach Un-
terabschnitt A Nummer 6 Buchstabe b, das kein FINANZINSTITUT EI-
NES TEILNEHMENDEN Staats ist.

8. Der Ausdruck ,,AKTIVER NFE®“ bedeutet einen NFE, der eines der fol-
genden Kriterien erfiillt:

a) Weniger als 50 % der Bruttoeinkiinfte des NFE im vorangegangenen
Kalenderjahr oder einem anderen geeigneten Meldezeitraum sind pas-
sive Einkiinfte und weniger als 50 % der Vermdgenswerte, die sich
wihrend des vorangegangenen Kalenderjahrs oder eines anderen geeig-
neten Meldezeitraums im Besitz des NFE befanden, sind Vermogens-
werte, mit denen passive Einkiinfte erzielt werden oder erzielt werden
sollen.

b) Die Aktien des NFE werden regelméBig an einer anerkannten Wert-
papierborse gehandelt oder der NFE ist ein VERBUNDENER
RECHTSTRAGER eines RECHTSTRAGERS, dessen Aktien regel-
méBig an einer anerkannten Wertpapierborse gehandelt werden.

¢) Der NFE ist ein STAATLICHER RECHTSTRAGER, eine INTERNA-
TIONALE ORGANISATION, eine ZENTRALBANK oder ein
RECHTSTRAGER, der im Alleineigentum einer oder mehrerer der
vorgenannten Institutionen steht.

d) Im Wesentlichen alle Tatigkeiten des NFE bestehen im (vollstindigen
oder teilweisen) Besitzen der ausgegebenen Aktien einer oder mehrerer
Tochtergesellschaften, die eine andere Geschéftstdtigkeit als die eines
FINANZINSTITUTS ausiiben, sowie in der Finanzierung und Erbrin-
gung von Dienstleistungen flir diese Tochtergesellschaften, mit der
Ausnahme, dass ein RECHTSTRAGER nicht die Kriterien fiir diesen
Status erfiillt, wenn er als Anlagefonds tétig ist (oder sich als solchen
bezeichnet), wie zum Beispiel ein Beteiligungskapitalfonds, ein Wag-
niskapitalfonds, ein Fonds fiir fremdfinanzierte Ubernahmen ('Levera-
ged-Buyout-Fonds') oder ein Anlageinstrument, dessen Zweck darin
besteht, Gesellschaften zu erwerben oder zu finanzieren und anschlie-
Bend Anteile an diesen Gesellschaften als Anlagevermdgen zu halten.

e) Der NFE betreibt noch kein Geschéft und hat auch in der Vergangen-
heit kein Geschéft betrieben, legt jedoch Kapital in Vermogenswerten
an mit der Absicht, ein anderes Geschift als das eines FINANZINSTI-
TUTS zu betreiben; der NFE fillt jedoch nach dem Tag, der auf einen
Zeitraum von 24 Monaten nach dem Griindungsdatum des NFE folgt,
nicht unter diese Ausnahmeregelung.

f) Der NFE war in den vergangenen fiinf Jahren kein FINANZINSTITUT
und verduBert derzeit seine Vermogenswerte oder fiihrt eine Umstruk-
turierung durch mit der Absicht, eine andere Tétigkeit als die eines
FINANZINSTITUTS fortzusetzen oder wieder aufzunehmen.

~

Die Titigkeit des NFE besteht vorwiegend in der Finanzierung und
Absicherung von Transaktionen mit oder fiir VERBUNDENE
RECHTSTRAGER, die keine FINANZINSTITUTE sind, und er er-
bringt keine Finanzierungs- oder Absicherungsleistungen fiir RECHTS-
TRAGER, die keine VERBUNDENEN RECHTSTRAGER sind, mit
der Mafigabe, dass der Konzern dieser VERBUNDENEN RECHTS-
TRAGER vorwiegend eine andere Geschiftstitigkeit als die eines FI-
NANZINSTITUTS ausiibt.

g

h) Der NFE erfiillt alle der folgenden Anforderungen:

i) Er wird in seinem Anséssigkeitsmitgliedstaat oder anderen Ansés-
sigkeitsstaat ausschlieflich fir religiése, gemeinniitzige, wissen-
schaftliche, kiinstlerische, kulturelle, sportliche oder erzieherische
Zwecke errichtet und betrieben, oder er wird in seinem Anséssig-
keitsmitgliedstaat oder anderen Anséssigkeitsstaat errichtet
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und betrieben und ist ein Berufsverband, eine Vereinigung von
Geschiftsleuten, eine Handelskammer, ein Arbeitnehmerverband,
ein Landwirtschafts- oder Gartenbauverband, eine Biirgervereini-
gung oder eine Organisation, die ausschlieSlich zur Wohlfahrtsfor-
derung betrieben wird.

i) Er ist in seinem Anséssigkeitsmitgliedstaat oder anderen Anséssig-
keitsstaat von der Einkommensteuer befreit.

iii) Er hat keine Anteilseigner oder Mitglieder, die Eigentums- oder
Nutzungsrechte an seinen Einkiinften oder Vermdgenswerten
haben.

iv) Nach dem geltenden Recht des Anséssigkeitsmitgliedstaats oder
anderen Ansidssigkeitsstaats oder den Griindungsunterlagen des
NFE diirfen seine Einkiinfte und Vermogenswerte nicht an eine
Privatperson oder einen nicht gemeinniitzigen RECHTSTRAGER
ausgeschiittet oder zu deren Gunsten verwendet werden, auller in
Ubereinstimmung mit der Ausiibung der gemeinniitzigen Titigkeit
des NFE, als Zahlung einer angemessenen Vergiitung fiir erbrachte
Leistungen oder als Zahlung in Hohe des Marktwerts eines vom
NFE erworbenen Vermogensgegenstands.

v) Nach dem geltenden Recht des Ansissigkeitsmitgliedstaats oder
anderen Ansidssigkeitsstaats oder den Griindungsunterlagen des
NFE miissen bei seiner Abwicklung oder Auflosung alle seine
Vermdgenswerte an einen STAATLICHEN RECHTSTRAGER
oder eine andere gemeinniitzige Organisation verteilt werden oder
fallen der Regierung des Anséssigkeitsmitgliedstaats oder anderen
Ansissigkeitsstaats des NFE oder einer seiner Gebietskorperschaf-
ten anheim.

E. Sonstige Begriffsbestimmungen

1. Der Ausdruck ,,KONTOINHABER® bedeutet die Person, die vom konto-
fihrenden FINANZINSTITUT als Inhaber eines FINANZKONTOS ge-
fihrt oder identifiziert wird. Eine Person, die kein FINANZINSTITUT
ist und als Vertreter, Verwahrer, Bevollméachtigter, Unterzeichner, Anlage-
berater oder Intermedidr zugunsten oder fiir Rechnung einer anderen Per-
son ein FINANZKONTO unterhilt, gilt nicht als KONTOINHABER im
Sinne dieser Richtlinie, stattdessen gilt die andere Person als KONTO-
INHABER. Im Fall eines RUCKKAUFSFAHIGEN VERSICHERUNGS-
VERTRAGS oder eines RENTENVERSICHERUNGSVERTRAGS ist der
KONTOINHABER jede Person, die berechtigt ist, auf den BARWERT
zuzugreifen oder den Beglinstigten des Vertrags zu dndern. Kann niemand
auf den BARWERT zugreifen oder den Begiinstigten des Vertrags dndern,
so ist der KONTOINHABER jede Person, die im Vertrag als Eigentiimer
genannt ist, und jede Person, die nach den Vertragsbedingungen einen
unverfallbaren Zahlungsanspruch hat. Bei Filligkeit eines RUCKKAUFS-
FAHIGEN VERSICHERUNGSVERTRAGS oder eines RENTENVER-
SICHERUNGSVERTRAGS gilt jede Person, die vertragsgemil} einen An-
spruch auf Erhalt einer Zahlung hat, als KONTOINHABER.

2. Der Ausdruck ,,VERFAHREN ZUR BEKAMPFUNG DER GELD-
WASCHE (AML/KYC)“ bedeutet die Verfahren eines MELDENDEN
FINANZINSTITUTS zur Erfiillung der Sorgfaltspflichten gegeniiber Kun-
den nach den Auflagen zur Geldwischebekdmpfung und dhnlichen Vor-
schriften, denen dieses MELDENDE FINANZINSTITUT unterliegt.

3. Der Ausdruck ,,RECHTSTRAGER® bedeutet eine juristische Person oder
ein Rechtsgebilde wie zum Beispiel eine Kapitalgesellschaft, eine Per-
sonengesellschaft, einen Trust oder eine Stiftung.

4. Ein RECHTSTRAGER ist ein ,,VERBUNDENER RECHTSTRAGER*
eines anderen RECHTSTRAGERS, wenn i) einer der beiden RECHTS-
TRAGER den anderen beherrscht, ii) die beiden RECHTSTRAGER der
gleichen Beherrschung unterliegen oder iii) die beiden RECHTSTRAGER
INVESTMENTUNTERNEHMEN im Sinne des Unterabschnitts A Num-
mer 6 Buchstabe b sind, eine gemeinsame Geschéftsleitung haben und
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diese Geschiftsleitung die Sorgfaltspflichten solcher Investmentunterneh-
men einhdlt. Fiir diesen Zweck umfasst Beherrschung unmittelbares oder
mittelbares Eigentum an mehr als 50 % der Stimmrechte und des Wertes
eines RECHTSTRAGERS.

5. Der Ausdruck ,STEUERIDENTIFIKATIONSNUMMER® bedeutet die
Identifikationsnummer eines Steuerpflichtigen (oder die funktionale Ent-
sprechung, wenn keine STEUERIDENTIFIKATIONSNUMMER vorhan-
den).

6. Der Ausdruck ,,BELEGE® umfasst folgende Dokumente:

a) eine Ansissigkeitsbescheinigung, ausgestellt von einer autorisierten
staatlichen Stelle (beispielsweise einer Regierung oder einer ihrer Be-
horden oder einer Gemeinde) des Mitgliedstaats oder anderen Staates,
in dem der Zahlungsempfanger ansissig zu sein behauptet;

b) bei einer natiirlichen Person einen von einer autorisierten staatlichen
Stelle (beispielsweise einer Regierung oder einer ihrer Behorden oder
einer Gemeinde) ausgestellten giiltigen Ausweis, der den Namen der
natiirlichen Person enthélt und normalerweise zur Feststellung der Iden-
titdt verwendet wird;

c) bei einem RECHTSTRAGER ein von einer autorisierten staatlichen
Stelle (beispielsweise einer Regierung oder einer ihrer Behorden oder
einer Gemeinde) ausgestelltes amtliches Dokument, das den Namen des
RECHTSTRAGERS enthilt sowie entweder die Anschrift seines
Hauptsitzes in dem Mitgliedstaat oder anderen Staat, in dem er ansissig
zu sein behauptet, oder den Mitgliedstaat oder anderen Staat, in dem
der RECHTSTRAGER eingetragen oder gegriindet wurde;

d

=

einen gepriiften Jahresabschluss, eine Kreditauskunft eines Dritten, ei-
nen Insolvenzantrag oder einen Bericht der Borsenaufsichtsbehorde.

Was BESTEHENDE KONTEN VON RECHTSTRAGERN angeht, so
kann ein MELDENDES FINANZINSTITUT als BELEG jede Einstufung
in seinen Unterlagen in Bezug auf den KONTOINHABER verwenden, die
auf der Grundlage eines standardisierten Branchenkodierungssystems er-
mittelt wurde, welches das MELDENDE FINANZINSTITUT im Einklang
mit seiner {iblichen Geschiftspraxis fiir die Zwecke von VERFAHREN
ZUR BEKAMPFUNG DER GELDWASCHE (AML/KYC) oder zu ande-
ren gesetzlichen Zwecken (auBier zu Steuerzwecken) dokumentiert und vor
dem Datum eingefiihrt hat, an dem das FINANZKONTO als BESTEHEN-
DES KONTO eingestuft wurde, sofern dem MELDENDEN FINANZ-
INSTITUT nicht bekannt ist oder nicht bekannt sein miisste, dass diese
Einstufung nicht zutreffend oder unglaubwiirdig ist. Der Ausdruck ,,stan-
dardisiertes Branchenkodierungssystem® bedeutet ein Kodierungssystem,
das zur Einstufung von Einrichtungen nach Art der Geschéftstétigkeit zu
anderen Zwecken als zu Steuerzwecken verwendet wird.

ABSCHNITT IX
WIRKSAME UMSETZUNG

Gemil Artikel 8 Absatz 3a dieser Richtlinie miissen die Mitgliedstaaten iiber
entsprechende Vorschriften und Verwaltungsverfahren verfiigen, um die wirk-
same Umsetzung und die Einhaltung der oben aufgefiihrten Melde- und Sorg-
faltspflichten sicherzustellen, einschlieBlich

1. Vorschriften zur Verhinderung, dass FINANZINSTITUTE, Personen oder In-
termedidre Praktiken zur Umgehung der Melde- und Sorgfaltspflichten
anwenden;
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2. Vorschriften, die MELDENDE FINANZINSTITUTE verpflichten, die zur
Durchfiihrung der obengenannten Verfahren unternommenen Schritte und he-
rangezogenen Nachweise zu dokumentieren, sowie geeignete Mafinahmen zur
Beschaffung dieser Dokumente;

3. Verwaltungsverfahren zur Uberpriifung, ob diec MELDENDEN FINANZ-
INSTITUTE die Melde- und Sorgfaltspflichten einhalten; Verwaltungsverfah-
ren zur Nachpriifung eines MELDENDEN FINANZINSTITUTS, wenn nicht
dokumentierte Konten gemeldet werden;

4. Verwaltungsverfahren zur Sicherstellung, dass bei den RECHTSTRAGERN
und Konten, die nach innerstaatlichem Recht als NICHT MELDENDE FI-
NANZINSTITUTE bezichungsweise AUSGENOMMENE KONTEN gelten,
weiterhin ein geringes Risiko besteht, dass sie zur Steuerhinterziehung miss-
braucht werden, sowie

5. wirksamen Durchsetzungsbestimmungen bei Nichteinhaltung der Vorschriften.

ABSCHNITT X

UMSETZUNGSFRISTEN IN BEZUG AUF DIE MELDENDEN
FINANZINSTITUTE MIT NIEDERLASSUNG IN OSTERREICH

Im Fall von MELDENDEN FINANZINSTITUTEN mit Niederlassung in Oster-
reich sind alle Bezugnahmen in diesem Anhang auf ,2016% und ,,2017% als
Bezugnahmen auf , 2017 bzw. ,,2018“ zu verstehen.

Im Fall von BESTEHENDEN KONTEN, die von MELDENDEN FINANZ-
INSTITUTEN mit Niederlassung in Osterreich gefiihrt werden, sind alle Bezug-
nahmen in diesem Anhang auf den ,31. Dezember 2015 als Bezugnahme auf
den ,,31. Dezember 2016“ zu verstehen.
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ANHANG 11

ERGANZENDE MELDE- UND SORGFALTSVORSCHRIFTEN FUR
INFORMATIONEN UBER FINANZKONTEN

1. Anderung der Gegebenheiten

Eine ,, Anderung der Gegebenheiten umfasst jede Anderung, die die Auf-
nahme neuer fiir den Status einer Person relevanter Informationen zur Folge
hat oder in anderer Weise im Widerspruch zum Status dieser Person steht.
Zudem umfasst eine Anderung der Gegebenheiten jede Anderung oder Auf-
nahme von Informationen zum Konto des KONTOINHABERS (einschlielich
der Aufnahme, Ersetzung oder jeder anderen Anderung eines KONTOINHA-
BERS) oder jede Anderung oder Aufnahme von Informationen zu jedem mit
einem solchen Konto verbundenen Konto (unter Anwendung der Vorschriften
fiir die Zusammenfassung von Konten geméfl Anhang I Abschnitt VII Unter-
abschnitt C Nummern 1 bis 3), wenn sich diese Anderung oder Aufnahme
von Informationen auf den Status des KONTOINHABERS auswirkt.

Hat sich ein MELDENDES FINANZINSTITUT auf die in Anhang I Ab-
schnitt IIT Unterabschnitt B Nummer 1 beschriebene Uberpriifung der Haus-
anschrift verlassen und tritt eine Anderung der Gegebenheiten ein, aufgrund
deren dem MELDENDEN FINANZINSTITUT bekannt ist oder bekannt sein
miisste, dass die urspriinglichen BELEGE (oder andere gleichwertige Doku-
mente) nicht zutreffend oder unglaubwiirdig sind, so muss das MELDENDE
FINANZINSTITUT entweder bis zum letzten Tag des maligeblichen Kalen-
derjahres oder eines anderen geeigneten Meldezeitraums oder 90 Kalendertage
nach Mitteilung oder Feststellung einer solchen Anderung der Gegebenheiten
— je nachdem, welches Datum spiter ist — eine Selbstauskunft und neue
BELEGE beschaffen, um die steuerliche(n) Ansidssigkeit(en) des KONTO-
INHABERS festzustellen. Kann das MELDENDE FINANZINSTITUT bis
zu diesem Datum keine Selbstauskunft und keine neuen BELEGE beschaffen,
so muss es die in Anhang I Abschnitt III Unterabschnitt B Nummern 2 bis 6
beschriebene Suche in elektronischen Datensétzen durchfiihren.

2. Selbstauskunft bei NEUKONTEN VON RECHTSTRAGERN

Bei NEUKONTEN VON RECHTSTRAGERN kann sich ein MELDENDES
FINANZINSTITUT zur Feststellung, ob eine BEHERRSCHENDE PERSON
eines PASSIVEN NFE eine MELDEPFLICHTIGE PERSON ist, nur auf eine
Selbstauskunft entweder des KONTOINHABERS oder dieser BEHERR-
SCHENDEN PERSON verlassen.

3. Ansissigkeit eines FINANZINSTITUTS

Ein FINANZINSTITUT ist in einem Mitgliedstaat ,,ansdssig®, wenn es der
Hoheitsgewalt dieses Mitgliedstaats untersteht (d. h. der Mitgliedstaat kann die
Meldepflichten des FINANZINSTITUTS durchsetzen). Im Allgemeinen unter-
steht ein FINANZINSTITUT, wenn es in einem Mitgliedstaat steuerlich an-
sdssig ist, der Hoheitsgewalt dieses Mitgliedstaats und ist somit ein FINANZ-
INSTITUT EINES MITGLIEDSTAATS. Ein Trust, der ein FINANZINSTI-
TUT ist, gilt (unabhingig davon, ob er in einem Mitgliedstaat steuerlich
ansdssig ist) als der Hoheitsgewalt eines Mitgliedstaats unterstehend, wenn
einer oder mehrere seiner Treuhédnder in diesem Mitgliedstaat anséssig sind,
es sei denn, der Trust meldet alle gemd3 dieser Richtlinie meldepflichtigen
Informationen iiber von dem Trust gefilhrte MELDEPFLICHTIGE KONTEN
an einen anderen Mitgliedstaat, weil er in diesem anderen Mitgliedstaat steu-
erlich ansdssig ist. Hat ein FINANZINSTITUT (mit Ausnahme von Trusts)
jedoch keine steuerliche Anséssigkeit (z. B. weil es als steuerlich transparent
gilt oder in einem Staat niedergelassen ist, der keine Einkommensteuer er-
hebt), so gilt es als der Hoheitsgewalt eines Mitgliedstaats unterstehend und
ist somit ein FINANZINSTITUT EINES MITGLIEDSTAATS, wenn folgende
Voraussetzungen erfiillt sind:

a) es ist nach dem Recht des Mitgliedstaats eingetragen,

b) es hat den Ort seiner Geschiftsleitung (einschlieBflich der tatséchlichen
Geschiftsleitung) in dem Mitgliedstaat oder
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¢) es unterliegt der Finanzaufsicht in dem Mitgliedstaat.

Ist ein FINANZINSTITUT (mit Ausnahme von Trusts) in zwei oder mehr
Mitgliedstaaten anséssig, so gelten die Melde- und Sorgfaltspflichten des Mit-
gliedstaats, in dem er die FINANZKONTEN fiihrt.

. Gefiihrte Konten

Im Allgemeinen ist davon auszugehen, dass Konten von folgenden FINANZ-
INSTITUTEN gefiihrt werden:

a) VERWAHRKONTEN von dem FINANZINSTITUT, das das Vermogen
auf dem Konto verwahrt (einschlieBlich FINANZINSTITUTEN, die Ver-
mogen als Makler fir einen KONTOINHABER bei diesem Institut ver-
wahren);

b

~

EINLAGENKONTEN von dem FINANZINSTITUT, das verpflichtet ist,
Zahlungen in Bezug auf das Konto zu leisten (mit Ausnahme von Ver-
tretern von FINANZINSTITUTEN, unabhéngig davon, ob dieser Vertreter
ein FINANZINSTITUT ist);

c) Eigen- oder Fremdkapitalbeteiligungen an einem FINANZINSTITUT in
Form eines FINANZKONTOS von diesem FINANZINSTITUT;

d) RUCKKAUFSFAHIGE VERSICHERUNGSVERTRAGE oder RENTEN-
VERSICHERUNGSVERTRAGE von dem FINANZINSTITUT, das ver-
pflichtet ist, Zahlungen in Bezug auf den Vertrag zu leisten.

. Trusts, die PASSIVE NFEs sind

Ein RECHTSTRAGER, wie eine Personengesellschaft, eine Limited Liability
Partnership oder ein dhnliches Rechtsgebilde, bei dem keine steuerliche An-
sassigkeit nach Anhang I Abschnitt VIII Unterabschnitt D Nummer 3 vorliegt,
gilt als in dem Staat ansissig, in dem sich der Ort seiner tatsichlichen Ge-
schiftsleitung befindet. Zu diesem Zweck gelten juristische Personen oder
Rechtsgebilde als einer Personengesellschaft und einer Limited Liability Part-
nership ,,dhnlich®, wenn sie in einem Mitgliedstaat nach dessen Steuerrecht
nicht als steuerpflichtige Rechtstriger behandelt werden. Um jedoch (ange-
sichts des breiten Geltungsbereichs des Begriffs ,,BEHERRSCHENDE PER-
SONEN* bei Trusts) Doppelmeldungen zu vermeiden, kann ein Trust, der ein
PASSIVER NFE ist, nicht als dhnliches Rechtsgebilde gelten.

. Anschrift des Hauptsitzes eines RECHTSTRAGERS

Eine der in Anhang I Abschnitt VIII Unterabschnitt E Nummer 6 Buchstabe ¢
beschriebenen Anforderungen ist, dass amtliche Dokumente in Bezug auf
einen RECHTSTRAGER entweder die Anschrift des Hauptsitzes des
RECHTSTRAGERS in dem Mitgliedstaat oder anderen Staat umfassen muss,
in dem er ansdssig zu sein behauptet, oder den Mitgliedstaat oder anderen
Staat, in dem der RECHTSTRAGER eingetragen oder gegriindet wurde. Die
Anschrift des Hauptsitzes des RECHTSTRAGERS ist im Allgemeinen der
Ort, an dem sich seine tatsdchliche Geschiftsleitung befindet. Die Anschrift
des FINANZINSTITUTS, bei dem der RECHTSTRAGER ein Konto fiihrt,
ein Postfach oder eine reine Postanschrift, ist nicht die Anschrift des Haupt-
sitzes des RECHTSTRAGERS, es sei denn, diese Anschrift ist die einzige, die
von dem RECHTSTRAGER verwendet wird, und erscheint als eingetragene
Anschrift des RECHTSTRAGERS in dessen Geschiftsdokumenten. Ferner ist
eine Anschrift, die mit der Anweisung angegeben wird, den gesamten Schrift-
verkehr postlagernd an diese Anschrift zu richten, nicht die Anschrift des
Hauptsitzes des RECHTSTRAGERS.
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ANHANG 11

BEREITSTELLUNGSVORSCHRIFTEN FUR MULTINATIONALE
UNTERNEHMENSGRUPPEN

ABSCHNITT 1
BEGRIFFSBESTIMMUNGEN

1. Der Ausdruck ,,UNTERNEHMENSGRUPPE* bezeichnet eine Gruppe von Un-
ternehmen, die durch Eigentum oder Beherrschung verbunden sind, sodass sie
entweder nach den geltenden Rechnungslegungsgrundsitzen zur Aufstellung
eines KONSOLIDIERTEN ABSCHLUSSES fiir Rechnungslegungszwecke ver-
pflichtet ist oder dazu verpflichtet wire, wenn Eigenkapitalbeteiligungen an ei-
nem der Unternehmen an einer 6ffentlichen Wertpapierborse gehandelt wiirden.

2. Der Ausdruck ,,UNTERNEHMEN® bezeichnet jede Form von Geschéfts-
tatigkeit, die von einer in Artikel 3 Nummer 11 Buchstaben b, ¢, und d
genannten Person ausgeiibt wird.

3. Der Ausdruck , MULTINATIONALE UNTERNEHMENSGRUPPE* bezeichnet
eine UNTERNEHMENSGRUPPE, die zwei oder mehr Unternehmen umfasst,
deren steuerliche Ansassigkeit in unterschiedlichen Staaten liegt, oder ein Unter-
nehmen, das in einem Staat steuerlich anséssig ist und in einem anderen Staat mit
der durch eine Betriebsstitte ausgeiibten Geschaftstétigkeit steuerpflichtig ist, und
die keine FREIGESTELLTE MULTINATIONALE UNTERNEHMENS-
GRUPPE ist.

4. Der Ausdruck ,FREIGESTELLTE MULTINATIONALE UNTERNEH-
MENSGRUPPE® bezeichnet in Bezug auf ein WIRTSCHAFTSJAHR eine
UNTERNEHMENSGRUPPE, deren konsolidierter Gesamtumsatz in dem
WIRTSCHAFTSJAHR, das dem BERICHTSWIRTSCHAFTSJAHR unmit-
telbar voranging, geméll ihrem KONSOLIDIERTEN ABSCHLUSS fiir die-
ses vorangegangene WIRTSCHAFTSJAHR weniger als 750 000 000 EUR
oder weniger als ein Betrag in der Landeswidhrung, der etwa 750 000 000
EUR (Stand Januar 2015) entspricht, betrégt.

5. Der Ausdruck ,,GESCHAFTSEINHEIT* bezeichnet eine der folgenden Ein-
heiten:

a) einen eigenstidndigen Geschéftsbereich einer MULTINATIONALEN UN-
TERNEHMENSGRUPPE, der fiir Rechnungslegungszwecke in den
KONSOLIDIERTEN ABSCHLUSS der MULTINATIONALEN UN-
TERNEHMENSGRUPPE einbezogen wird oder darin einbezogen wiirde,
wenn Eigenkapitalbeteiligungen an diesem Geschéftsbereich einer MUL-
TINATIONALEN UNTERNEHMENSGRUPPE an einer offentlichen
Wertpapierborse gehandelt wiirden;

b) einen eigenstdndigen Geschéftsbereich, der nur aufgrund seiner Grofe oder aus
Wesentlichkeitsgriinden nicht in den KONSOLIDIERTEN ABSCHLUSS der
MULTINATIONALEN UNTERNEHMENSGRUPPE einbezogen wird;

c) eine Betriebsstétte eines unter Buchstabe a oder b fallenden eigenstdndigen
Geschiftsbereichs einer MULTINATIONALEN UNTERNEHMENSGRUP-
PE, sofern der Geschéftsbereich fiir Rechnungslegungs-, Aufsichts-, Steuer-
oder interne Steuerungszwecke einen Einzelabschluss fiir diese Betriebsstétte
aufstellt.

6. Der Ausdruck ,,BERICHTENDER RECHTSTRAGER® bezeichnet die GE-
SCHAFTSEINHEIT, die verpflichtet ist, einen gemiB den Anforderungen des Ar-
tikels 8aa Absatz 3 erstellten landerbezogenen Bericht im Staat seiner steuerlichen
Ansissigkeit im Namen der MULTINATIONALEN UNTERNEHMENSGRUPPE
vorzulegen. Der BERICHTENDE RECHTSTRAGER kann die OBERSTE MUT-
TERGESELLSCHAFT, diec VERTRETENDE MUTTERGESELLSCHAFT oder
ein anderer in Abschnitt [l Nummer 1 genannter Rechtstrager sein.

7. Der Ausdruck ,,OBERSTE MUTTERGESELLSCHAFT* bezeichnet eine
GESCHAFTSEINHEIT einer MULTINATIONALEN UNTERNEHMENS-
GRUPPE, die die folgenden Kriterien erfiillt:

a) sie besitzt direkt oder indirekt ausreichende Anteile an einer oder mehreren
GESCHAFTSEINHEITEN einer solchen MULTINATIONALEN UNTER-
NEHMENSGRUPPE, sodass sie zur Aufstellung von KONSOLIDIERTEN
ABSCHLUSSEN nach den im Staat ihrer steuerlichen Ansissigkeit all-
gemein geltenden Rechnungslegungsgrundsitzen verpflichtet ist oder dazu
verpflichtet wire, wenn ihre Eigenkapitalbeteiligungen an einer 6ffentlichen
Wertpapierborse im Staat ihrer steuerlichen Ansissigkeit gehandelt wiirden;

innerhalb der MULTINATIONALEN UNTERNEHMENSGRUPPE existiert
keine andere GESCHAFTSEINHEIT, die direkt oder indirekt Anteile im
Sinne von Buchstabe a an der erstgenannten GESCHAFTSEINHEIT besitzt.

b

=
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10.

11.

12.

13.

14.

Der Ausdruck ,,VERTRETENDE MUTTERGESELLSCHAFT* bezeichnet
eine GESCHAFTSEINHEIT einer MULTINATIONALEN UNTERNEH-
MENSGRUPPE, die von dieser als alleinige Vertreterin der OBERSTEN
MUTTERGESELLSCHAFT benannt wurde, um den ldnderbezogenen Be-
richt im Staat der steuerlichen Ansissigkeit dieser GESCHAFTSEINHEIT
im Namen der MULTINATIONALEN UNTERNEHMENSGRUPPE vor-
zulegen, sofern eine oder mehrere der in Abschnitt II Nummer 1 Absatz 1
Buchstabe b festgelegten Voraussetzungen zutreffen.

Der Ausdruck ,,WIRTSCHAFTSJAHR® bezeichnet einen jahrlichen Rech-
nungslegungszeitraum, fiir den die OBERSTE MUTTERGESELLSCHAFT
der MULTINATIONALEN UNTERNEHMENSGRUPPE ihre Abschliisse
erstellt.

Der Ausdruck ,BERICHTSWIRTSCHAFTSJAHR® bezeichnet das WIRT-
SCHAFTSJAHR, dessen finanzielle und operative Ergebnisse gemill Arti-
kel 8aa Absatz 3 im ldnderbezogenen Bericht aufgefiihrt werden.

Der Ausdruck ,,QUALIFIZIERTE VEREINBARUNG ZWISCHEN DEN
ZUSTANDIGEN BEHORDEN® bezeichnet eine Vereinbarung zwischen
den bevollméchtigten Vertretern eines EU-Mitgliedstaats und eines Drittlan-
des, die Vertragsparteien eines INTERNATIONALEN UBEREINKOM-
MENS sind, iiber den automatischen Austausch ldnderbezogener Berichte
zwischen den beteiligten Landern.

Der Ausdruck ,INTERNATIONALES UBEREINKOMMEN® bezeichnet
das Ubereinkommen iiber die gegenseitige Amtshilfe in Steuersachen, jedes
bilaterale oder multilaterale Steueriibereinkommen oder jedes Abkommen
iber den Informationsaustausch in Steuersachen, dessen Vertragspartei der
jeweilige Mitgliedstaat ist und das geméB seinen Bestimmungen die recht-
liche Befugnis fiir den Austausch von Steuerinformationen zwischen den
Staaten, einschlieBlich des automatischen Austauschs solcher Informationen,
erteilt.

Der Ausdruck ,,KONSOLIDIERTE ABSCHLUSSE“ bezeichnet die Ab-
schliisse einer MULTINATIONALEN UNTERNEHMENSGRUPPE, in de-
nen die Vermodgenswerte, Schulden, Einkiinfte, Aufwendungen und
Cashflows der OBERSTEN MUTTERGESELLSCHAFT und der GE-
SCHAFTSEINHEITEN so dargestellt werden, als gehorten sie zu einer ein-
zigen wirtschaftlichen Einheit.

Der Ausdruck ,,SYSTEMISCHES VERSAGEN® in Bezug auf einen Staat
bedeutet entweder, dass ein Staat zwar tiber eine geltende QUALIFIZIERTE
VEREINBARUNG ZWISCHEN DEN ZUSTANDIGEN BEHORDEN mit
einem Mitgliedstaat verfiigt, den automatischen Informationsaustausch (aus
anderen als den in den Bestimmungen dieser Vereinbarung vorgesehenen
Griinden) jedoch ausgesetzt hat, oder dass ein Staat auf andere Weise iiber
einen ldngeren Zeitraum hinweg versdumt hat, einem Mitgliedstaat die in
seinem Besitz befindlichen ldnderbezogenen Berichte iiber MULTINATIO-
NALE UNTERNEHMENSGRUPPEN mit GESCHAFTSEINHEITEN in
diesem Mitgliedstaat automatisch zu iibermitteln.

ABSCHNITT 1I

ALLGEMEINE ANFORDERUNGEN AN DIE BERICHTERSTATTUNG

1.

Eine in einem Mitgliedstaat ansissige GESCHAFTSEINHEIT, bei der es
sich nicht um die OBERSTE MUTTERGESELLSCHAFT einer MULTI-
NATIONALEN UNTERNEHMENSGRUPPE handelt, ibermittelt einen 14n-
derbezogenen Bericht fiir das BERICHTSWIRTSCHAFTSJAHR einer
MULTINATIONALEN UNTERNEHMENSGRUPPE, deren GESCHAFTS-
EINHEIT sie ist, wenn die folgenden Kriterien erfiillt sind:

a) die Einheit ist in einem Mitgliedstaat steuerlich anséssig;
b) eine der folgenden Voraussetzungen trifft zu:

i) die OBERSTE MUTTERGESELLSCHAFT der MULTINATIONA-
LEN UNTERNEHMENSGRUPPE ist nicht dazu verpflichtet, einen
landerbezogenen Bericht im Staat ihrer steuerlichen Anséssigkeit
vorzulegen;

ii) der Staat, in dem die OBERSTE MUTTERGESELLSCHAFT steuer-
lich ansdssig ist, verfiigt iber ein geltendes INTERNATIONALES
UBEREINKOMMEN, dessen Vertragspartei der Mitgliedstaat ist, je-
doch tiber keine geltende QUALIFIZIERTE VEREINBARUNG
ZWISCHEN DEN ZUSTANDIGEN BEHORDEN, deren Vertrags-
partei der Mitgliedstaat zu dem in Artikel 8aa Absatz 1 festgelegten
Zeitpunkt fiir die Vorlage des ldnderbezogenen Berichts fiir das BE-
RICHTSWIRTSCHAFTSJAHR ist;
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iii) es ist zu einem SYSTEMISCHEN VERSAGEN des Staates der steu-
erlichen Ansdssigkeit der OBERSTEN MUTTERGESELLSCHAFT
gekommen, das der GESCHAFTSEINHEIT vom Mitgliedstaat mit-
geteilt wurde, in dem sie steuerlich anséssig ist.

Unbeschadet der Verpflichtung der OBERSTEN MUTTERGESELL-
SCHAFT gemill Artikel 8aa Absatz 1 oder ihrer VERTRETENDEN
MUTTERGESELLSCHAFT, den ersten ldnderbezogenen Bericht fiir
das WIRTSCHAFTSJAHR der MULTINATIONALEN UNTERNEH-
MENSGRUPPE, das am oder nach dem 1. Januar 2016 beginnt, zu iiber-
mitteln, konnen die Mitgliedstaaten beschliefien, dass die Verpflichtung
der GESCHAFTSEINHEITEN gemiB Nummer 1 dieses Abschnitts fiir
landerbezogene Berichte fiir die BERICHTSWIRTSCHAFTSJAHRE, die
am oder nach dem 1. Januar 2017 beginnen, gilt.

Eine in einem Mitgliedstaat anséssige GESCHAFTSEINHEIT gemiB Ab-
satz 1 dieser Nummer fordert ihre OBERSTE MUTTERGESELL-
SCHAFT auf, ihr alle Informationen zur Verfiigung zu stellen, die sie
bendtigt, um ihren Verpflichtungen zur Vorlage eines landerbezogenen
Berichts gemidll Artikel 8aa Absatz 3 nachzukommen. Hat diese GE-
SCHAFTSEINHEIT dennoch nicht alle erforderlichen Informationen zur
Berichterstattung fiir die MULTINATIONALE UNTERNEHMENS-
GRUPPE erhalten oder eingeholt, so legt sie einen ldnderbezogenen Be-
richt mit allen Informationen, iiber die sie verfiigt bzw. die sie erhalten
oder eingeholt hat, vor und unterrichtet ihren Anséssigkeitsmitgliedstaat
dariiber, dass die OBERSTE MUTTERGESELLSCHAFT sich geweigert
hat, die erforderlichen Informationen bereitzustellen. Dies gilt unbescha-
det des Rechts des betreffenden Mitgliedstaats, die in seinen nationalen
Rechtsvorschriften vorgesehenen Sanktionen anzuwenden, und dieser
Mitgliedstaat unterrichtet alle anderen Mitgliedstaaten iiber diese Weige-
rung.

Bei mehr als einer in der Union steuerlich ansissigen GESCHAFTSEIN-
HEIT derselben MULTINATIONALEN UNTERNEHMENSGRUPPE
und bei Erfiillung einer oder mehrerer Voraussetzungen gemill Absatz
1 Buchstabe b kann die MULTINATIONALE UNTERNEHMENS-
GRUPPE eine dieser GESCHAFTSEINHEITEN benennen, die den 14n-
derbezogenen Bericht gemélB den Anforderungen des Artikels 8aa Absatz
3 fiir ein BERICHTSWIRTSCHAFTSJAHR innerhalb der in Artikel 8aa
Absatz 1 angegebenen Frist vorlegt und den Mitgliedstaat, fiir den die
Vorlage bestimmt ist, dariiber informiert, dass damit der fir alle in der
Union steuerlich ansissigen GESCHAFTSEINHEITEN dieser MULTI-
NATIONALEN UNTERNEHMENSGRUPPE bestehenden Bericht-
spflicht nachgekommen wird. Nach Erhalt des linderbezogenen Berichts
ibermittelt der Mitgliedstaat diesen gemal Artikel 8aa Absatz 2 an jeden
Mitgliedstaat, in dem gemdB den im Bericht enthaltenen Informationen
eine oder mehrere GESCHAFTSEINHEITEN der MULTINATIONALEN
UNTERNEHMENSGRUPPE des BERICHTENDEN RECHTSTRA-
GERS entweder steuerlich ansdssig oder in Bezug auf die Geschiftstatig-
keiten, denen sie iiber eine Betriebsstitte nachgehen, steuerpflichtig sind.

Kann eine GESCHAFTSEINHEIT nicht alle Informationen, die fiir die
Vorlage eines ldnderbezogenen Berichts gemidll Artikel 8aa Absatz 3
erforderlich sind, erhalten oder einholen, so kann sie nicht als BERICH-
TENDER RECHTSTRAGER der MULTINATIONALEN UNTERNEH-
MENSGRUPPE gemidf3 Absatz 4 dieser Nummer benannt werden. Diese
Vorschrift gilt unbeschadet der Verpflichtung der GESCHAFTSEIN-
HEIT, dem Mitgliedstaat ihrer Niederlassung zu melden, dass die
OBERSTE MUTTERGESELLSCHAFT sich geweigert hat, die erforder-
lichen Informationen zur Verfiigung zu stellen.

Abweichend von Nummer 1 ist eine unter Nummer 1 beschriebene Einheit,
wenn eine oder mehrere der unter Nummer 1 Absatz 1 Buchstabe b fest-
gelegten Voraussetzungen erfiillt sind, nicht verpflichtet, einen ldnderbezo-
genen Bericht fiir ein BERICHTSWIRTSCHAFTSJAHR vorzulegen, sofern
die MULTINATIONALE UNTERNEHMENSGRUPPE, deren GE-
SCHAFTSEINHEIT sie ist, fiir dieses WIRTSCHAFTSJAHR bereits einen
landerbezogenen Bericht geméB Artikel 8aa Absatz 3 iiber eine VERTRE-
TENDE MUTTERGESELLSCHAFT bereitgestellt hat, die diesen ldnderbe-
zogenen Bericht den Steuerbehorden des Staates ihrer steuerlichen Ansédssig-
keit zum oder vor dem in Artikel 8aa Absatz 1 festgelegten Zeitpunkt vorlegt
und die, sollte es sich um eine VERTRETENDE MUTTERGESELL-
SCHAFT mit steuerlicher Anséssigkeit in einem Staat auBerhalb der Union
handeln, folgende Voraussetzungen erfiillt:
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a) der Staat der steuerlichen Anséssigkeit der VERTRETENDEN MUTTER-
GESELLSCHAFT verlangt die Vorlage eines ldnderbezogenen Berichts
gemil den in Artikel 8aa Absatz 3 genannten Anforderungen;

b

~

der Staat der steuerlichen Anséssigkeit der VERTRETENDEN MUTTER-
GESELLSCHAFT verfiigt iiber eine geltende QUALIFIZIERTE VER-
EINBARUNG ZWISCHEN DEN ZUSTANDIGEN BEHORDEN, deren
Vertragspartei der Mitgliedstaat zu dem in Artikel 8aa Absatz 1 fest-
gelegten Zeitpunkt fiir die Vorlage des ldnderbezogenen Berichts fiir
das BERICHTSWIRTSCHAFTSJAHR ist;

c) der Staat der steuerlichen Anséssigkeit der VERTRETENDEN MUTTER-
GESELLSCHAFT hat den Mitgliedstaat nicht iiber ein SYSTEMISCHES
VERSAGEN informiert;

d

=

dem Staat der steuerlichen Ansdssigkeit der VERTRETENDEN MUT-
TERGESELLSCHAFT wurde spitestens bis zum letzten Tag des BE-
RICHTSWIRTSCHAFTSJAHRS der betreffenden MULTINATIONA-
LEN UNTERNEHMENSGRUPPE von der in seinem Steuerhoheitsgebiet
ansissigen GESCHAFTSEINHEIT mitgeteilt, dass sie die VERTRE-
TENDE MUTTERGESELLSCHAFT ist;

e) der Mitgliedstaat hat eine Mitteilung gemafl Nummer 4 erhalten.

Die Mitgliedstaaten verlangen, dass jede GESCHAFTSEINHEIT einer
MULTINATIONALEN UNTERNEHMENSGRUPPE, die in dem jeweiligen
Mitgliedstaat steuerlich anséssig ist, diesem Mitgliedstaat spatestens am letz-
ten Tag des fiir eine solche MULTINATIONALE UNTERNEHMENS-
GRUPPE geltenden BERICHTSWIRTSCHAFTSJAHRS mitteilt, ob sie die
OBERSTE MUTTERGESELLSCHAFT, die VERTRETENDE MUTTER-
GESELLSCHAFT oder eine GESCHAFTSEINHEIT gemiB Nummer 1 ist.
Die Mitgliedstaaten konnen diese Frist bis zum letzten Tag fiir die Einrei-
chung einer Steuererklirung dieser GESCHAFTSEINHEIT fiir das voran-
gegangene Steuerjahr verldngern.

Die Mitgliedstaaten verlangen von einer in ihrem jeweiligen Hoheitsgebiet
steuerlich ansissigen GESCHAFTSEINHEIT einer MULTINATIONALEN
UNTERNEHMENSGRUPPE, die weder die OBERSTE MUTTERGESELL-
SCHAFT noch die VERTRETENDE MUTTERGESELLSCHAFT noch eine
GESCHAFTSEINHEIT gemiB Nummer 1 ist, dass sie den Mitgliedstaat
spatestens am letzten Tag des fiir eine solche MULTINATIONALE UNTER-
NEHMENSGRUPPE geltenden BERICHTSWIRTSCHAFTSJAHRS iiber
die Identitdit und die steuerliche Ansdssigkeit des BERICHTENDEN
RECHTSTRAGERS informiert. Die Mitgliedstaaten kénnen diese Frist bis
zum letzten Tag fiir die Einreichung einer Steuererklarung dieser GE-
SCHAFTSEINHEIT fiir das vorangegangene Steuerjahr verldngern.

Im lénderbezogenen Bericht ist die Wahrung der in diesem Bericht genann-
ten Betrdge anzugeben.



A. Musterformblatt fiir den linderbezogenen Bericht

ABSCHNITT III

LANDERBEZOGENER BERICHT

Tabelle 1: Ubersicht iiber die Aufteilung der Einkiinfte, Steuern und Geschiftstitigkeiten nach Steuerhoheitsgebieten

Name der MULTINATIONALEN UNTERNEHMENSGRUPPE:

Betrachtetes WIRTSCHAFTSJAHR:

Verwendete Wihrung:

Steuerhoheitsgebiet

Ertrige

Fremde Unternehmen

Nahestehende Unternehmen

Insgesamt

Vorsteuergewinn
(-verlust)

Gezahlte Ertrag-
steuer (auf Kas-
senbasis)

Noch zu zahlende
Ertragsteuer (lau-
fendes Jahr)

Ausgewiesenes
Kapital

Einbehaltener Ge-
winn

Beschiftigtenzahl

Materielle Ver-
mogenswerte
(ohne fliissige
Mittel)
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Tabelle 2: Auflistung aller GESCHAFTSEINHEITEN der MULTINATIONALEN UNTERNEHMENSGRUPPE, die in den verschiedenen Gesamtangaben erfasst sind, nach Steuerhoheitsgebieten

Name der MULTINATIONALEN UNTERNEHMENSGRUPPE:
Betrachtetes WIRTSCHAFTSJAHR:

Wichtigste Geschiftstitigkeit(en)
.
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(1) Bitte geben Sie die Art der Tétigkeit der Geschiftseinheit unter ,,Zusétzliche Informationen® an.

Tabelle 3: Zusétzliche Informationen

Name der MULTINATIONALEN UNTERNEHMENSGRUPPE:
Betrachtetes WIRTSCHAFTSJAHR:

Bitte geben Sie hier kurz alle weiteren Informationen oder Erlduterungen an, die Sie fiir notwendig erachten oder die das Verstdndnis der vorgeschriebenen Informationen im ldnderbezogenen Bericht
erleichtern konnen.
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B. Allgemeine Anleitungen zum Ausfiillen des linderbezogenen Berichts
1. Zweck

Das Musterformblatt ist fiir die Berichterstattung iiber die Aufteilung der Ein-
kiinfte, Steuern und Geschiftstitigkeiten einer MULTINATIONALEN UNTER-
NEHMENSGRUPPE auf Ebene der einzelnen Steuerhoheitsgebiete zu
verwenden.

2. Behandlung von Zweigniederlassungen und Betriebsstitten

Die Betriebsstittendaten sind in Bezug auf das Steuerhoheitsgebiet vorzulegen, in
dem sich die Betriebsstitte befindet, und nicht in Bezug auf den Ansissigkeits-
staat des Geschéftsbereichs, dem sie angehdrt. Die Berichterstattung gegeniiber
dem Anséssigkeitsstaat fiir den Geschéftsbereich, dem die Betriebsstitte angehort,
umfasst keine Finanzdaten, die sich auf die Betriebsstétte beziehen.

3. Zeitrahmen des Musterformblatts fiir die jahrliche Berichterstattung

Das Formblatt bezieht sich auf das WIRTSCHAFTSJAHR des berichtenden
multinationalen Unternehmens. Fiir GESCHAFTSEINHEITEN enthilt das Form-
blatt nach Ermessen des berichtenden multinationalen Unternehmens entweder

a) Informationen fiir das WIRTSCHAFTSJAHR der jeweils betrachteten GE-
SCHAFTSEINHEITEN, das am selben Tag endet wie das WIRTSCHAFTS-
JAHR des berichtenden multinationalen Unternehmens oder das in einem
Zeitraum von 12 Monaten vor diesem Datum endet, oder

b) Informationen fiir alle betrachteten GESCHAFTSEINHEITEN fiir das WIRT-
SCHAFTSJAHR des berichtenden multinationalen Unternehmens.

4. Datenquellen

Das berichtende multinationale Unternehmen verwendet beim Ausfiillen des
Formblatts Jahr fiir Jahr konsistent die gleichen Datenquellen. Dem berichtenden
multinationalen Unternechmen ist freigestellt, Daten aus seiner konsolidierten Un-
ternechmensberichterstattung, aus den gesetzlich vorgesehenen Jahresabschliissen
der einzelnen Unternehmen, aus fiir aufsichtsrechtliche Zwecke erstellten Ab-
schliissen oder aus seiner internen Rechnungslegung zu verwenden. Es ist nicht
notwendig, die Angaben zu Ertrdgen, Gewinnen und Steuern im Musterformblatt
mit den KONSOLIDIERTEN ABSCHLUSSEN in Einklang zu bringen. Wenn
gesetzlich vorgeschriebene Jahresabschliisse als Grundlage fiir die Berichterstat-
tung dienen, sind sdmtliche Betrige in die ausgewiesene funktionale Wahrung
des berichtenden multinationalen Unternehmens umzurechnen, wobei der durch-
schnittliche Wechselkurs des im Abschnitt ,,Zusétzliche Informationen® des Mus-
terformblatts angegebenen Jahres zugrunde zu legen ist. Allerdings miissen keine
Anpassungen fiir Unterschiede zwischen den in den verschiedenen Steuerhoheits-
gebieten angewandten Rechnungslegungsgrundséitzen vorgenommen werden.

Das berichtende multinationale Unternehmen gibt im Abschnitt ,,Zusétzliche In-
formationen* des Musterformblatts eine kurze Beschreibung der beim Ausfiillen
des Formblatts verwendeten Daten. Kommt es von einem Jahr zum néchsten zu
Anderungen bei den Datenquellen, erliutert das berichtende multinationale Un-
ternehmen die Griinde dieser Anderungen sowie deren Konsequenzen im Ab-
schnitt ,,Zusétzliche Informationen* des Musterformblatts.

C. Spezielle Anleitungen zum Ausfiillen des linderbezogenen Berichts

1. Ubersicht iiber die Aufteilung der Einkiinfte, Steuern und Geschaftstitigkeiten
nach Steuerhoheitsgebieten (Tabelle 1)

1.1. Steuerhoheitsgebiet

In der ersten Spalte des Musterformblatts listet das berichtende multinationale
Unternehmen alle Steuerhoheitsgebiete auf, in denen GESCHAFTSEINHEITEN
der MULTINATIONALEN UNTERNEHMENSGRUPPE steuerlich anséssig
sind. Ein Steuerhoheitsgebiet ist definiert als ein Gebiet, das iiber fiskalische
Autonomie verfiigt, sei es ein Staat oder nicht. Eine gesonderte Zeile ist fiir
alle GESCHAFTSEINHEITEN der MULTINATIONALEN UNTERNEHMENS-
GRUPPE aufzunehmen, die nach Ansicht des berichtenden multinationalen Un-
ternechmens in keinem Steuerhoheitsgebiet steuerlich anséssig sind. Wenn eine
GESCHAFTSEINHEIT in mehr als einem Steuerhoheitsgebiet ansissig ist, wird
die Kollisionsregel des geltenden Steuerabkommens angewandt, um den Ansés-
sigkeitsstaat zu bestimmen. Wenn kein anwendbares Steuerabkommen vorliegt,
ist die GESCHAFTSEINHEIT im Steuerhoheitsgebiet des Orts ihrer tatséichlichen
Geschiftsleitung zu melden. Der Ort der tatsichlichen Geschiftsleitung ist im
Einklang mit international vereinbarten Standards zu bestimmen.
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1.2. Ertrdge

In den drei Spalten unter der Uberschrift , Ertriige des Musterformblatts stellt
das berichtende multinationale Unternehmen die folgenden Informationen bereit:

a) Summe der Ertrige aller GESCHAFTSEINHEITEN der MULTINATIONA-
LEN UNTERNEHMENSGRUPPE im jeweils betrachteten Steuerhoheits-
gebiet, die durch Transaktionen mit verbundenen Unternehmen erzielt
wurden;

b) Summe der Ertrige aller GESCHAFTSEINHEITEN der MULTINATIONA-
LEN UNTERNEHMENSGRUPPE im jeweils betrachteten Steuerhoheits-
gebiet, die durch Transaktionen mit fremden Dritten erzielt wurden;

¢) Summe von a und b.

Die Ertrige umfassen Erlose aus dem Verkauf von Vorratsvermdgen und Lie-
genschaften, aus Dienstleistungen, Lizenzgebiihren, Zinsen, Pramien sowie alle
etwaigen sonstigen Betrdge. Nicht unter den Ertrigen erfasst werden von anderen
GESCHAFTSEINHEITEN bezogene Zahlungen, die im Steuerhoheitsgebiet des
Zahlungsleistenden als Dividenden behandelt werden.

1.3. Vorsteuergewinn (-verlust)

In der fiinften Spalte des Musterformblatts gibt das berichtende multinationale
Unternehmen die Summe der Vorsteuergewinne (-verluste) aller GESCHAFTS-
EINHEITEN an, die im jeweils betrachteten Steuerhoheitsgebiet steuerlich an-
sdssig sind. Der Vorsteuergewinn (-verlust) umfasst alle auBerordentlichen
Einnahmen- und Ausgabenposten.

1.4. Gezahlte Ertragsteuer (auf Kassenbasis)

In der sechsten Spalte des Musterformblatts gibt das berichtende multinationale
Unternehmen den Gesamtbetrag der von allen im jeweils betrachteten Steuerho-
heitsgebiet ansissigen GESCHAFTSEINHEITEN wihrend des betreffenden
WIRTSCHAFTSJAHRS tatsachlich gezahlten Ertragsteuer an. Die gezahlten
Steuern umfassen die von der GESCHAFTSEINHEIT an das Steuerhoheits-
gebiet, in dem sie steuerlich ansissig ist, sowie an alle anderen Steuerhoheits-
gebiete direkt gezahlten Steuern. Die gezahlten Steuern umfassen die von ande-
ren Geschiftseinheiten (verbundene Unternehmen und fremde Unternehmen) in
Bezug auf Zahlungen an die GESCHAFTSEINHEIT gezahlten Quellensteuern.
Wenn ein im Steuerhoheitsgebiet A anséssiges Unternehmen A Zinseinnahmen
im Steuerhoheitsgebiet B bezieht, sollte die im Steuerhoheitsgebiet B einbehal-
tene Quellensteuer somit von Unternehmen A ausgewiesen werden.

1.5. Noch zu zahlende Ertragsteuer (laufendes Jahr)

In der siebten Spalte des Musterformblatts gibt das berichtende multinationale
Unternehmen die Summe der noch zu zahlenden laufenden Steueraufwendungen
auf zu versteuernde Gewinne oder Verluste des Berichtsjahrs aller GESCHAFTS-
EINHEITEN an, die im jeweils betrachteten Steuerhoheitsgebiet steuerlich an-
sdssig sind. Die laufenden Steueraufwendungen entsprechen nur Tatigkeiten des
laufenden Jahres und umfassen keine latenten Steuern oder Riickstellungen fiir
ungewisse Steuerverbindlichkeiten.

1.6. Ausgewiesenes Kapital

In der achten Spalte des Musterformblatts gibt das berichtende multinationale
Unternehmen die Summe des ausgewiesenen Kapitals aller GESCHAFTSEIN-
HEITEN an, die im jeweils betrachteten Steuerhoheitsgebiet steuerlich ansdssig
sind. In Bezug auf Betriebsstitten ist das ausgewiesene Kapital von der juristi-
schen Person anzugeben, zu der die jeweils betrachtete Betriebsstitte gehort, es
sei denn, im Betriebsstéttenstaat bestiinde eine aufsichtsrechtliche Eigenkapitalan-
forderung.

1.7. Einbehaltener Gewinn

In der neunten Spalte des Musterformblatts gibt das berichtende multinationale
Unternechmen die Summe der gesamten einbehaltenen Gewinne aller GE-
SCHAFTSEINHEITEN, die im jeweils betrachteten Steuerhoheitsgebiet steuer-
lich ansissig sind, mit Stand zum Jahresende an. In Bezug auf Betriebsstitten
sind die einbehaltenen Gewinne von der juristischen Person anzugeben, zu der
die jeweils betrachtete Betriebsstitte gehort.
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1.8. Beschiftigtenzahl

In der zehnten Spalte des Musterformblatts gibt das berichtende multinationale
Unternehmen die Gesamtzahl der Beschiftigten (in Vollzeitdquivalenten) aller
GESCHAFTSEINHEITEN an, die im jeweils betrachteten Steuerhoheitsgebiet
steuerlich anséssig sind. Die Beschéftigtenzahl kann zum Jahresendstand, auf
Basis des Durchschnitts fiir das betreffende Jahr oder nach jedem anderen Prin-
zip, das von Jahr zu Jahr fiir alle Steuerhoheitsgebiete konsistent angewandt wird,
angegeben werden. Unabhéngige Auftragnehmer, die an der reguldren Geschéfts-
titigkeit der GESCHAFTSEINHEIT mitwirken, konnen dabei als Beschiftigte
gezdhlt werden. Sachgerecht auf- bzw. abgerundete oder ungefahre Angaben
der Beschiftigtenzahl sind zuldssig, vorausgesetzt die Auf- bzw. Abrundung
oder Approximation fiihrt nicht zu einer wesentlichen Verzerrung der relativen
Verteilung der Beschiftigten auf die verschiedenen Steuerhoheitsgebiete. Die
angewandten Methoden sollten von Jahr zu Jahr sowie fiir die verschiedenen
Einheiten konsistent sein.

1.9. Materielle Vermogenswerte (ohne fliissige Mittel)

In der elften Spalte des Musterformblatts gibt das berichtende multinationale
Unternehmen die Summe des Nettobuchwerts der materiellen Vermogenswerte
aller GESCHAFTSEINHEITEN an, die im jeweils betrachteten Steuerhoheits-
gebiet steuerlich anséssig sind. In Bezug auf Betriebsstitten sind die Vermogens-
werte unter dem Steuerhoheitsgebiet anzugeben, in dem sich die jeweilige Be-
triebsstétte befindet. Materielle Vermdgenswerte umfassen fiir die Zwecke dieser
Spalte keine fliissigen Mittel, immateriellen Werte oder Finanzwerte.

2. Auflistung aller GESCHAFTSEINHEITEN der MULTINATIONALEN UN-
TERNEHMENSGRUPPE, die in den verschiedenen Gesamtangaben erfasst
sind, nach Steuerhoheitsgebieten (Tabelle 2)

2.1. Im Steuerhoheitsgebiet ansissige GESCHAFTSEINHEITEN

Das berichtende multinationale Unternehmen gibt fiir die einzelnen Steuerho-
heitsgebiete und nach Namen der juristischen Person alle GESCHAFTSEINHEI-
TEN der MULTINATIONALEN UNTERNEHMENSGRUPPE an, die im je-
weils betrachteten Steuerhoheitsgebiet steuerlich ansdssig sind. In Bezug auf
Betriebsstitten gilt jedoch, wie unter Nummer 2 im Abschnitt ,,Allgemeine An-
leitungen® erwiéhnt, dass die jeweils betrachtete Betriebsstitte unter dem Steuer-
hoheitsgebiet aufgelistet wird, in dem sie sich befindet. Dabei wird die juristische
Person genannt, deren Betriebsstitte sie ist.

2.2. Steuerhoheitsgebiet der Griindung oder der Handelsregistereintragung, falls
abweichend vom Steuerhoheitsgebiet der Ansdssigkeit

Das berichtende multinationale Unternehmen gibt den Namen des Steuerhoheits-
gebiets an, nach dessen Rechtsvorschriften die jeweils betrachtete GESCHAFTS-
EINHEIT der MULTINATIONALEN UNTERNEHMENSGRUPPE gegriindet
bzw. im Handelsregister eingetragen wurde, falls es sich dabei um ein anderes
Steuerhoheitsgebiet als das der Anséssigkeit handelt.

2.3. Wichtigste Geschéftstitigkeit(en)

Das berichtende multinationale Unternehmen bestimmt die Art der wichtigsten
Geschiftstitigkeit(en), der die GESCHAFTSEINHEIT im jeweils betrachteten
Steuerhoheitsgebiet nachgeht, indem es eine oder mehrere zutreffende Kategorien
ankreuzt.



02011L0016 — DE — 01.07.2020 — 004.005 — 75

ANHANG 1V

KENNZEICHEN

Teil 1. ,,Main benefit“-Test

Allgemeine Kennzeichen gemill Kategorie A und spezifische Kennzeichen ge-
mif Kategorie B und gemél Kategorie C Absatz 1 Buchstabe b Ziffer i, Buch-
stabe ¢ und Buchstabe d konnen nur beriicksichtigt werden, wenn sie das Kri-
terium des ,,Main benefit“-Tests erfiillen.

Dieser Test gilt als erfiillt, wenn festgestellt werden kann, dass der Hauptvorteil
oder einer der Hauptvorteile, den eine Person unter Beriicksichtigung aller rele-
vanten Fakten und Umstinde verniinftigerweise von einer Gestaltung erwarten
kann, die Erlangung eines Steuervorteils ist.

Beziiglich der Kennzeichen gemil Kategorie C Absatz 1 kann die Erfiillung der
in Kategorie C Absatz 1 Buchstabe b Ziffer i, Buchstabe ¢ oder Buchstabe d
dargelegten Bedingungen nicht allein der Grund fiir die Feststellung sein, dass
eine Gestaltung das Kriterium des ,,Main benefit“-Tests erfiillt.

Teil II. Kategorien von Kennzeichen

A. Allgemeine Kennzeichen in Verbindung mit dem ,,Main benefit“-Test

1. Eine Gestaltung, bei dem der relevante Steuerpflichtige oder ein an der
Gestaltung Beteiligter sich verpflichtet, eine Vertraulichkeitsklausel ein-
zuhalten, der zufolge sie gegeniiber anderen Intermedidren oder den Steu-
erbehdrden nicht offenlegen diirfen, auf welche Weise aufgrund der Ge-
staltung ein Steuervorteil erlangt wird.

2. Eine Gestaltung, bei der der Intermedidr Anspruch auf eine Vergiitung
(bzw. Zinsen, Vergiitung der Finanzkosten und sonstiger Kosten) fiir die
Gestaltung hat und diese Vergiitung in Bezug auf Folgendes festgesetzt
wird:

a) Betrag des aufgrund der Gestaltung erlangten Steuervorteils oder

b) ob durch die Gestaltung tatsdchlich ein Steuervorteil erlangt wird. Dies
wiare mit der Verpflichtung des Intermedidrs verbunden, die Vergiitun-
gen ganz oder teilweise zuriickzuerstatten, falls der mit der Gestaltung
beabsichtigte Steuervorteil nicht ganz oder teilweise erzielt wird.

3. Eine Gestaltung, deren Dokumentation und/oder Struktur im Wesentlichen
standardisiert ist und fiir mehr als einen relevanten Steuerpflichtigen ver-
fiigbar ist, ohne dass sie fiir die Umsetzung wesentlich individuell ange-
passt werden muss.

B. Spezifische Kennzeichen in Verbindung mit dem ,,Main benefit“-Test

1. Eine Gestaltung, bei der ein an der Gestaltung Beteiligter kiinstlich
Schritte unternimmt, um ein verlustbringendes Unternehmen zu erwerben,
die Haupttitigkeit dieses Unternehmens zu beenden und dessen Verluste
dafiir zu nutzen, seine Steuerbelastung zu verringern, einschlieBlich der
Ubertragung dieser Verluste in ein anderes Hoheitsgebiet oder der rasche-
ren Nutzung dieser Verluste.

2. Eine Gestaltung, die sich so auswirkt, dass Einkiinfte in Vermdgen, Schen-
kungen oder andere niedriger besteuerte oder steuerbefreite Arten von
Einkiinften umgewandelt werden.

3. Eine Gestaltung, die zirkuldre Transaktionen nutzt, die zu einem Round
tripping von Vermdgen fiithren, und zwar durch die Einbeziehung zwi-
schengeschalteter Unternechmen ohne primére wirtschaftliche Funktion
oder von Transaktionen, die sich gegenseitig autheben oder ausgleichen
oder die dhnliche Merkmale aufweisen.
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C. Spezifische Kennzeichen im Zusammenhang mit grenziiberschreitenden
Transaktionen

1. Eine Gestaltung, die abzugsfihige grenziiberschreitende Zahlungen zwi-
schen zwei oder mehr verbundenen Unternehmen umfasst und bei der
mindestens eine der folgenden Bedingungen erfiillt ist:

a) Der Empféanger ist steuerlich in keinem Hoheitsgebiet anséssig;

b) der Empfinger ist zwar steuerlich in einem Hoheitsgebiet anséssig,
dieses Hoheitsgebiet

i) erhebt aber keine Korperschaftsteuer oder hat einen Korperschaft-
steuersatz von null oder nahe null oder

ii) wird in der Liste der Drittlinder gefiihrt, die von den Mitgliedstaa-
ten gemeinsam oder im Rahmen der OECD als nicht-kooperierende
Léander eingestuft wurden;

c) die Zahlung ist im Hoheitsgebiet, in dem der Empfinger steuerlich
ansdssig ist, vollstindig von der Steuer befreit;

d) die Zahlung kommt im Hoheitsgebiet, in dem der Empfénger steuerlich
ansassig ist, in den Genuss von einem préferentiellen Steuerregime.

2. In mehr als einem Hoheitsgebiet werden Abziige fiir die Abschreibung
desselben Vermdgenswertes beantragt.

3. In mehr als einem Hoheitsgebiet wird eine Befreiung von der Doppel-
besteuerung fiir dieselben Einkiinfte oder dasselbe Vermogen beantragt.

4. Es liegt eine Gestaltung vor, die die Ubertragung von Vermogenswerten
vorsieht und bei der es einen wesentlichen Unterschied hinsichtlich des in
diesen beteiligten Hoheitsgebieten fiir den Vermogenswert anzusetzenden
Wertes gibt.

D. Spezifische Kennzeichen hinsichtlich des automatischen Informationsaus-
tauschs und der wirtschaftlichen Eigentiimer

1. Eine Gestaltung, die zu einer Aushohlung der Meldepflicht gemifl den
Rechtsvorschriften zur Umsetzung des Unionsrechts oder gemiaf3 gleich-
wertiger Abkommen {iber den automatischen Informationsaustausch iiber
FINANZKONTEN, einschlieBlich Abkommen mit Drittlindern, fiihren
kann oder sich das Fehlen derartiger Rechtsvorschriften oder Abkommen
zunutze macht. Derartige Gestaltungen umfassen zumindest Folgendes:

a) die Nutzung eines Kontos, Produkts oder einer Anlage, das/die kein
FINANZKONTO ist oder vorgeblich kein FINANZKONTO ist, jedoch
Merkmale aufweist, die im Wesentlichen denen eines FINANZKON-
TOS entsprechen;

b) die Ubertragung eines FINANZKONTOS oder von Vermdgenswerten
in ein Hoheitsgebiet oder die Einbeziehung von Hoheitsgebieten, die
nicht an den automatischen Informationsaustausch iiber FINANZKON-
TEN mit dem Staat, in dem der relevante Steuerpflichtige anséssig ist,

gebunden sind,

=

c) die Neueinstufung von Einkiinften und Vermdgen als Produkte oder
Zahlungen, die nicht dem automatischen Informationsaustausch iiber
FINANZKONTEN unterliegen;

d) die Ubertragung oder Umwandlung eines FINANZINSTITUTS oder
eines FINANZKONTOS oder der darin enthaltenen Vermogenswerte
in ein FINANZINSTITUT oder ein FINANZKONTO oder in Ver-
mogenswerte, die nicht der Meldepflicht im Rahmen des automatischen
Informationsaustausch tiber FINANZKONTEN unterliegen;
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e) die Einbeziehung von Rechtspersonen, Gestaltungen oder Strukturen,
die die Meldung eines/einer oder mehrerer KONTOINHABER(S) oder
BEHERRSCHENDE(N) PERSON(EN) im Rahmen des automatischen
Informationsaustauschs iiber FINANZKONTEN ausschlieen oder vor-
geben auszuschlieflen;

f) Gestaltungen, die die Verfahren zur Erfiillung der Sorgfaltspflichten
aushohlen oder Schwichen in diesen Verfahren ausnutzen, die FI-
NANZINSTITUTE zur Erfiillung ihrer Meldepflichten beziiglich Infor-
mationen iiber FINANZKONTEN anwenden, einschlieBlich der Ein-
beziehung von Hoheitsgebieten mit ungeeigneten oder schwachen Re-
gelungen fiir die Durchsetzung von Vorschriften gegen Geldwésche
oder mit schwachen Transparenzanforderungen fiir juristische Personen
oder Rechtsvereinbarungen.

2. Eine Gestaltung mit einer intransparenten Kette an rechtlichen oder wirt-
schaftlichen Eigentiimern durch die Einbeziehung von Personen, Rechts-
vereinbarungen oder Strukturen,

a) die keine wesentliche wirtschaftliche Tatigkeit ausiiben, die mit an-
gemessener Ausstattung sowie angemessenen personellen Ressourcen,
Vermogenswerten und Réumlichkeiten einhergeht, und

b) die in anderen Hoheitsgebieten eingetragen, ansissig oder niedergelas-
sen sind bzw. verwaltet oder kontrolliert werden als dem Hoheitsgebiet,
in dem ein oder mehrere der wirtschaftlichen Eigentiimer der von
diesen Personen, Rechtsvereinbarungen oder Strukturen gehaltenen
Vermogenswerte anséssig ist/sind, und

c) sofern die wirtschaftlichen Eigentiimer dieser Personen, Rechtsverein-
barungen oder Strukturen gemil Richtlinie (EU) 2015/849 nicht iden-
tifizierbar gemacht werden.

E. Spezifische Kennzeichen hinsichtlich der Verrechnungspreisgestaltung
1. Eine Gestaltung, die unilaterale Safe-Harbor-Regeln nutzt.

2. Eine Gestaltung mit Ubertragung von schwer zu bewertenden immateriel-
len Werten. Der Begriff ,,schwer zu bewertende immaterielle Werte” um-
fasst immaterielle Werte oder Rechte an immateriellen Werten, fiir die
zum Zeitpunkt ihrer Ubertragung zwischen verbundenen Unternechmen

a) keine ausreichend verldsslichen Vergleichswerte vorliegen und

b) zum Zeitpunkt der Transaktion die Prognosen voraussichtlicher
Cashflows oder die vom iibertragenen immateriellen Wert erwarteten
abzuleitenden Einkiinfte oder die der Bewertung des immateriellen
Werts zugrunde gelegten Annahmen hochst unsicher sind, weshalb
der letztendliche Erfolg des immateriellen Werts zum Zeitpunkt der
Ubertragung nur schwer absehbar ist.

3. Eine Gestaltung, bei der eine gruppeninterne grenziiberschreitende Uber-
tragung von Funktionen und/oder Risiken und/oder Vermogenswerten
stattfindet, wenn der erwartete jahrliche Gewinn vor Zinsen und
Steuern (EBIT) des/der Ubertragenden iiber einen Zeitraum von drei Jah-
ren nach der Ubertragung weniger als 50 % des jihrlichen EBIT des/der
Ubertragenden betrigt, der erwartet worden wire, wenn die Ubertragung
nicht stattgefunden hatte.



	Konsolidierter Text: Richtlinie 2011/16/EU des Ratesvom 15. Februar 2011
	Geändert durch:
	Berichtigt durch:

	Richtlinie 2011/16/EU des Rates vom 15. Februar 2011 über die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden im Bereich der Besteuerung und zur Aufhebung der Richtlinie 77/799/EWG
	KAPITEL I ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN
	Artikel 1 Gegenstand
	Artikel 2 Geltungsbereich
	Artikel 3 Begriffsbestimmungen
	Artikel 4 Organisation

	KAPITEL II INFORMATIONSAUSTAUSCH
	ABSCHNITT I Informationsaustausch auf Ersuchen
	Artikel 5 Verfahren für den Informationsaustausch auf Ersuchen
	Artikel 6 Behördliche Ermittlungen
	Artikel 7 Fristen

	ABSCHNITT II Verpflichtender automatischer Informationsaustausch
	Artikel 8 Umfang und Voraussetzungen des verpflichtenden automatischen Informationsaustauschs
	Artikel 8a Umfang und Voraussetzungen des verpflichtenden automatischen Informationsaustauschs über grenzüberschreitende Vorbescheide und Vorabverständigungen über die Verrechnungspreisgestaltung
	Artikel 8aa Umfang und Voraussetzungen des verpflichtenden automatischen Informationsaustauschs über den länderbezogenen Bericht
	Artikel 8ab Umfang und Voraussetzungen des verpflichtenden automatischen Informationsaustauschs über meldepflichtige grenzüberschreitende Gestaltungen
	Artikel 8b Statistiken zum automatischen Informationsaustausch

	ABSCHNITT III Spontaner Informationsaustausch
	Artikel 9 Umfang und Voraussetzungen des spontanen Informationsaustauschs
	Artikel 10 Fristen


	KAPITEL III SONSTIGE FORMEN DER VERWALTUNGSZUSAMMENARBEIT
	ABSCHNITT I Anwesenheit in den Amtsräumen von Behörden und Teilnahme an behördlichen Ermittlungen
	Artikel 11 Umfang und Bedingungen

	ABSCHNITT II Gleichzeitige Prüfungen
	Artikel 12 Gleichzeitige Prüfungen

	ABSCHNITT III Zustellung durch die Verwaltung
	Artikel 13 Zustellungsersuchen

	ABSCHNITT IV Rückmeldungen
	Artikel 14 Bedingungen

	ABSCHNITT V Austausch bewährter Praktiken und Erfahrungsaustausch
	Artikel 15 Umfang und Bedingungen


	KAPITEL IV BEDINGUNGEN FÜR DIE ZUSAMMENARBEIT DER VERWALTUNGSBEHÖRDEN
	Artikel 16 Weitergabe von Informationen und Schriftstücken
	Artikel 17 Beschränkungen
	Artikel 18 Pflichten
	Artikel 19 Ausdehnung einer umfassenderen Zusammenarbeit, die mit einem Drittland eingegangen wird
	Artikel 20 Standardformblätter und elektronische Formate
	Artikel 21 Praktische Regelungen
	Artikel 22 Besondere Pflichten

	KAPITEL V BEZIEHUNGEN ZUR KOMMISSION
	Artikel 23 Bewertung
	Artikel 23a Vertraulichkeit der Informationen

	KAPITEL VI BEZIEHUNGEN ZU DRITTLÄNDERN
	Artikel 24 Informationsaustausch mit Drittländern

	KAPITEL VII ALLGEMEINE UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN
	Artikel 25 Datenschutz
	Artikel 25a Sanktionen
	Artikel 26 Ausschussverfahren
	Artikel 27 Berichterstattung
	Artikel 27a Fakultative Verlängerung der Fristen infolge der �COVID-�19-Pandemie
	Artikel 27b Weitere Verlängerung der Fristen
	Artikel 28 Aufhebung der Richtlinie 77/799/EWG
	Artikel 29 Umsetzung
	Artikel 30 Inkrafttreten
	Artikel 31 Adressaten

	ANHANG I  MELDE- UND SORGFALTSVORSCHRIFTEN FÜR INFORMATIONEN ÜBER FINANZKONTEN
	ANHANG II  ERGÄNZENDE �MELDE-� UND SORGFALTSVORSCHRIFTEN FÜR INFORMATIONEN ÜBER FINANZKONTEN
	ANHANG III BEREITSTELLUNGSVORSCHRIFTEN FÜR MULTINATIONALE UNTERNEHMENSGRUPPEN
	ANHANG IV KENNZEICHEN


